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Die Beiträge in dieser Publikation dokumentieren die 
unterschiedlichen Perspektiven, die auf dem Fachtag zu-
sammengetragen wurden. Sie reichen von grundlegenden 
psychologischen und psychotherapeutischen Betrachtungen 
zu Extremismusphänomenen über Erfahrungen aus der 
Beratungspraxis bis hin zu juristischen Fragestellungen und 
konkreten Kooperationsmodellen. Besonders deutlich wurde 
dabei, dass die Herausforderungen in der Arbeit mit radika-
lisierten oder gefährdeten Personen weder monodisziplinär 
noch institutionell isoliert bearbeitet werden können.

Die Diskussionen des Tages haben gezeigt, dass sich die 
Fachpraxis zunehmend mit komplexen Problemlagen kon-
frontiert sieht: Traumatisierungen, psychische Krisen oder 
psychiatrische Erkrankungen treten häufig nicht getrennt 
von Radikalisierungsdynamiken auf, sondern sind mit ihnen 
verwoben. Gleichzeitig fehlen vielerorts noch verbindliche 
Strukturen der Zusammenarbeit sowie gemeinsame fach-
liche Verständnisse darüber, wann Beratung an ihre Grenzen 
stößt und therapeutische Unterstützung notwendig wird. 
Gerade deshalb war es uns wichtig, Vertreter:innen unter-
schiedlicher Professionen und Arbeitsfelder miteinander ins 
Gespräch zu bringen. Der Fachtag verstand sich als Beitrag 
zu einem fachlichen Austausch über die Zukunft integrierter 
Unterstützungsstrukturen in der Deradikalisierungsarbeit.

Unser besonderer Dank gilt allen Referent:innen und Dis-
kussionsteilnehmer:innen, die ihre Expertise, Erfahrungen 
und Perspektiven eingebracht haben, sowie unseren Koope-
rationspartnern nexus und BIOS-BW für die vertrauensvolle 
Zusammenarbeit bei der Durchführung des Fachtags.

Die vorliegende Tagungspublikation soll die zentralen Im-
pulse der Veranstaltung festhalten und zugleich zur weiteren 
fachlichen Diskussion anregen. Wir hoffen, dass die Beiträ-
ge neue Perspektiven eröffnen, bestehende Kooperationen 
stärken und dazu beitragen, die notwendige Verbindung 
von Beratung und Therapie in der Deradikalisierungsarbeit 
weiterzuentwickeln.

Grüner Vogel e.V., Berlin, Mai 2026
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VORWORT

Die Deradikalisierungsarbeit bewegt sich seit jeher an 
Schnittstellen: zwischen Prävention und Intervention, 
zwischen Sicherheitslogiken und sozialpädagogischer Be-
gleitung, zwischen individueller Biografiearbeit und gesell-
schaftlicher Verantwortung. In den vergangenen Jahren ist 
dabei immer deutlicher geworden, dass insbesondere die 
Übergänge zwischen psychosozialer Beratung und psycho-
therapeutischer beziehungsweise psychiatrischer Versor-
gung stärker in den Blick genommen werden müssen.

Mit dem Fachtag „Zwischen Beratung und Therapie – Schnitt-
stellen in der Deradikalisierungsarbeit gestalten“, den wir als 
Grüner Vogel e.V. am 26. März 2026 in Berlin gemeinsam mit  
nexus – Psychotherapeutisch-Psychiatrischen Beratungsnetz-
werk sowie der Behandlungsinitiative Opferschutz (BIOS-BW) 
e.V. veranstaltet haben, wollten wir genau diesen Fragen Raum 
geben: 

Wo liegen die Grenzen der Beratungsarbeit? Welche psychi-
schen Belastungen und Erkrankungen begegnen Fachkräften 
in der Distanzierungs- und Ausstiegsarbeit? Welche Formen 
interdisziplinärer Zusammenarbeit werden benötigt, um 
Betroffene angemessen zu begleiten? Und wie können trag-
fähige Strukturen zwischen Beratung, Therapie, Psychiatrie 
und Justiz entstehen?

Hinweis: Aus Gründen der Lesbarkeit wurden die Redebeiträge in Bezug auf Satzbau und 
Elemente der wörtlichen Rede überarbeitet.
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MODERATION
Axel Schurbohm, Axel Schurbohm Coaching

Mein Name ist Axel Schurbohm, ich werde sie heute wie 
auch in den letzten drei Jahren, durch den Tag begleiten. Sie 
haben sicher das Programm gesehen und wissen, dass heute 
ein großartiger Tag auf Sie zukommt. 

Nicht nur wird heute der 5-jährige Geburtstag des Grünen 
Vogels gefeiert, wir begehen auch den vierten Fachtag. Mitt-
lerweile ist das eine Institution im Phänomenbereich. 

Und wie immer haben wir breite Expertise und Erfahrung im 
Raum. Ich finde, das macht den Fachtag des Grünen Vogels 
besonders aus: Wir haben Vertreterinnen und Vertreter aus 
allen Bereichen dabei. Ich bin auf jeden Fall sehr gespannt 
auf alle Inhalte und übergebe nun an Claudia Dantschke zur 
Eröffnung. 

BEGRÜSSUNG UND EINFÜHRUNG
Claudia Dantschke, Grüner Vogel e.V.

Ich freue mich natürlich sehr, dass das Haus so gut gefüllt 
ist. Wir mussten sogar Leuten absagen. Das gab es noch 
nie. Wie Axel schon gesagt hat, haben wir Leute aus den 
unterschiedlichsten Bereichen, und das finde ich gerade 
das Spannende. Meine Aufgabe ist es jetzt erst einmal, Sie 
alle zu begrüßen. Nicht nur im Namen des Grünen Vogels, 
sondern auch im Namen unserer beiden Kooperationspart-
ner nexus und BIOS. Am Anfang habe ich die Aufgabe, zu 
erklären, warum dieses Thema gewählt wurde und warum 
mit diesen beiden Kooperationspartnern:

Wir sind Fallberater:innen, aber in der Regel keine ausgebil-
deten Psycholog:innen oder Psychotherapeut:innen. Um-
gekehrt sind Psycholog:innen oder Psychotherapeut:innen 
in der Regel keine Fallberater:innen, da ihnen die spezielle 
Fachkompetenz in der Beratungsarbeit im Kontext islamis-
tischer Extremismus fehlt. In der Beratungsarbeit gibt es 
jedoch auch Beratungsnehmer:innen bzw. Indexpersonen, 
also Personen, die sich radikalisieren, und die unter psychi-
schen Krankheiten leiden oder psychische Auffälligkeiten 
zeigen. Deshalb benötigen diese Klient:innen sowohl psycho-
therapeutische als auch beratende Angebote. 

Claudia DantschkeAxel Schurbohm
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Wir haben uns angesehen, in wie vielen Fällen das eigentlich 
vorkommt. Dazu haben wir unsere Fallstatistik herangezo-
gen, inklusive unserer Zeit als Beratungsteam bei unserem 
ehemaligen Träger. Insgesamt haben wir in den Jahren von 
2012 bis 2025 740 Fälle bearbeitet. Davon waren 102 Fälle 
von psychischen Auffälligkeiten betroffen, in einigen Fällen 
wurden auch bereits Diagnosen gestellt. Wir haben die Fälle 
dann noch einmal in solche mit und solche ohne Staats-
schutzrelevanz aufgeteilt. Staatsschutzrelevanz bedeutet 
in diesem Kontext, dass es sich um eine Radikalisierung 
handelt, die in den Bereich des Terrorismus oder der Ausrei-
se zum IS fällt. 

Und da sehen Sie, dass sich die Zahlen unterscheiden. Bei 
den Fällen, die in den Bereich der Staatsschutzrelevanz fal-
len, also bei einer sehr heftigen Radikalisierung, haben fast 

doppelt so viele Menschen psychische Auffälligkeiten gezeigt 
wie bei den „einfachen“ Radikalisierungen. 

Wir haben uns außerdem eine Studie des Teams des Staats-
schutz- und Anti-Terrorismuszentrums Baden-Württem-
berg (SAT BW) angesehen, in der sie die Terrorgram-Szene 
untersucht haben. Dabei handelt es sich um eine im rechts-
extremen Spektrum miteinander vernetzte Online-Szene. 
Sie haben das Hellfeld untersucht. Es handelte sich um 
37 Personen, und die Ergebnisse der Studie sind durchaus 
interessant. Zunächst die Altersverteilung dieser 37 Per-
sonen: Es gab acht Personen unter 14 Jahren, 19 Personen 
im Alter von 14 bis 18 Jahren und zehn Personen, die älter 
als 18 Jahre waren. Es handelt sich also um eine teilweise 
doch sehr junge Szene. Diese 37 Sachverhalte wurden in alle 
möglichen Richtungen untersucht. Wir fanden die Aussage 

Statistik & Auswertung

Statistik unserer Beratungsfälle 2012 – 2025. 
Anteil der Fälle mit psychischer Auffälligkeit

§ vor der Radikalisierung oder durch die Radikalisierung, z.T. diagnostiziert
§ Staatsschutzrelevant: Ausreise und Rückkehr IS oder al Qaida; Aktivitäten im Kontext Terrorismus

Abbildung 1: Statistik unserer Beratungsfälle 2012 bis 2025

Statistik & Auswertung Terrorgram + Alter

Bildschirmfoto 2026-03-04 um 07.38.28

Terrorgram + Alter

Altersverteilung der 37 Sachverhalte von 2020 – 2025 aus dem ganzen Bundesgebiet mit Bezügen zur 
Terrorgramszene (online, z.B. über Telegram miteinander vernetzte rechtsextreme Szene) 

‚TEENAGE TERRORISTS‘ IN DEUTSCHLAND? EINE 
BUNDESWEITE HELLFELDSTUDIE ZUR 
„TERRORGRAMSZENE“. 
 Abschlussbericht zum Forschungsprojekt der 
Staatsschutz Analyse- und Forschungseinheit (SAFE) des 
Staatsschutz- und Anti-Terrorismuszentrums Baden-
Württemberg (SAT BW)

Abbildung 2: Altersverteilung Terrorgramm
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zu den psychischen Erkrankungen ganz interessant, denn 
von diesen 37 Personen hatten sie klare Informationen zu 
25 Personen, bei denen entweder psychische Erkrankungen 
diagnostiziert wurden oder die zumindest psychische Auf-
fälligkeiten zeigten.  

Bei 15 der 37 Personen waren psychische Erkrankungen dia-
gnostiziert, bei weiteren sechs Personen gab es Anzeichen. 
In dieser hoch radikalen, eng umschlungenen und geschlos-
senen Onlineszene hatten somit mindestens 57 Prozent eine 
diagnostizierte psychische Erkrankung oder wiesen entspre-
chende Anzeichen auf. Das ist eine sehr hohe Zahl, finde ich. 

Für uns war die Erkenntnis, dass unsere Klient:innen auch 
psychische Unterstützung brauchen, bereits 2014 bei unse-
rem damaligen Arbeitgeber, der ZdK Gesellschaft Demokra-
tische Kultur gGmbH, ein entscheidender Punkt, auf den wir 
reagieren mussten. Gemeinsam mit Kerstin Sischka wurde 
damals ein Konzept für eine eigene psychotherapeutische 
Abteilung entwickelt. Das hieß damals „Diagnostisch-thera-
peutisches Netzwerk Extremismus”. So haben wir 2014 bzw. 
2015 angefangen und die Arbeitsweise unterscheidet sich 
gar nicht so sehr von dem Vorgehen heute. 

Die Psychotherapeut:innen haben die Fallberater:innen kon-
siliarisch begleitet. Es gab Entlastungsgespräche mit der/
dem jeweiligen Beratungsnehmer:in sowie Beratung im Um-
gang mit psychisch auffälligen Angehörigen. Zudem wurden 
Recherchen zu teilstationären, stationären und ambulanten 
psychiatrischen Angeboten, Notdiensten und Notfallambu-
lanzen durchgeführt und die entsprechenden Informationen 
übermittelt. Zudem gab es eine diagnostische Abklärung, 
eine supportive Begleitung und gegebenenfalls Empfehlun-
gen für eine Psychotherapie. 

Diese Erfahrungen konnten wir nutzen, als wir uns 2021 mit 
dem Verein Grüner Vogel e. V. selbstständig gemacht haben. 

Inzwischen gibt es nexus, ein psychotherapeutisch-psych-
iatrisches Beratungsnetzwerk, das von der Charité – Uni-
versitätsmedizin Berlin getragen wird. Seit 2023 kooperiert 
die Beratungsstelle Leben von Grüner Vogel e. V. sehr eng 
mit nexus, das unter der psychotherapeutischen Leitung von 
Diplom-Psychotherapeutin Kerstin Sischka steht. Insofern 
ist es nur logisch, dass wir diesen Fachtag in Kooperation 
mit nexus veranstalten. 

Ich möchte Ihnen jetzt ein Beispiel nennen, mit dem wir 
aktuell konfrontiert sind. So wird auch klar, warum wir den 
zweiten Kooperationspartner ausgewählt haben: 

Dies ist ein typischer Fall einer Rückkehrerin aus einem jiha-
distischen Kampfgebiet. Wir begleiten sie im Strafvollzug, 
aber auch nach der Entlassung und bei der Reintegration. 
Die Frau war zu drei Jahren und drei Monaten Haft verurteilt 
worden. Während der Haft wurde bei ihr eine paranoide 
Schizophrenie diagnostiziert. Sie wurde unter Vormund-
schaft gestellt und wird zwangsmedikamentiert. Dadurch 
ist sie psychisch stabil genug, um nach vollständiger Ver-
büßung der Gesamtfreiheitsstrafe entlassen zu werden, 
jedoch unter Führungsaufsicht für fünf Jahre. Zudem wurde 
ihr auferlegt, nach der Unterbringung in einer geschlossenen 
psychiatrischen Einrichtung einen festen Wohnsitz zu neh-
men, vorzugsweise in einem psychiatrischen Wohnheim. Wir 
haben in der Nähe ihrer Familie einen Platz in einem psychi-
atrischen Wohnheim gefunden. Das Problem ist jedoch, dass 
die Kostenfrage nicht geklärt ist, da sich das psychiatrische 
Wohnheim in einem anderen Bundesland befindet als die 
JVA, aus der sie entlassen wurde. Sie muss aber auch aus 
dieser geschlossenen psychiatrischen Einrichtung entlassen 
werden. Eine Zeit lang stand die Lösung im Raum, dass sie 
bei jemandem unterkommt, bis die Kostenfrage geklärt ist. 

Und damit kommen wir zur Behandlungsinitiative Opfer-
schutz (BIOS-BW) e.V. Wir haben den Verein letztes Jahr 

kennengelernt und gesehen, dass es hier Strukturen gibt, die 
möglicherweise übertragbar sind. Zumindest sollte man dar-
über diskutieren. BIOS-BW verfügt über etablierte therapeu-
tische und forensische Strukturen bei der Arbeit mit Gewalt- 
und Sexualstraftätern und hat umfangreiche Erfahrung bei 
der Umsetzung von Präventions- und Interventionsprogram-
men. Wichtig ist, dass sie mit therapeutischen Weisungen 
durch Gerichte arbeiten, deren Finanzierung geregelt ist. Die 
Basis ist eine Verwaltungsvorschrift in Baden-Württemberg, 
die aus dem Justizministerium finanziert wird, gemäß Erlass 
des Justiz- und des Sozialministeriums. Das fanden wir doch 
erst einmal sehr spannend. 

Für uns ist dies ein Beispiel für ein System mit nachhaltigen 
und aufeinander abgestimmten Versorgungsstrukturen. Es 
verbindet psychotherapeutische und beratende Angebote 

systematisch miteinander. Deshalb wollten wir BIOS-BW un-
bedingt als Kooperationspartner für diesen Fachtag gewin-
nen. Und das ist uns auch gelungen. Insofern hoffe ich, dass 
wir heute viele Erkenntnisse gewinnen und begrüße noch 
einmal alle recht herzlich. Dankeschön. 

Axel Schurbohm: Als Nächstes werden wir ein Grußwort von 
Marcel Komarek vom Bundesamt für Migration und Flücht-
linge hören. Er ist bereits seit vier Jahren dabei. 
Marcel, herzlich willkommen! 

Abbildung 3: Terrorgramm und psychische Erkrankungen

Terrorgram + Psychische Erkrankung
‚TEENAGE TERRORISTS‘ IN DEUTSCHLAND? EINE 
BUNDESWEITE HELLFELDSTUDIE ZUR 
„TERRORGRAMSZENE“. 
 Abschlussbericht zum Forschungsprojekt der 
Staatsschutz Analyse- und Forschungseinheit (SAFE) 
des Staatsschutz- und Anti-Terrorismuszentrums 
Baden-Württemberg (SAT BW)

In 25 der 37 Sachverhalte lagen Informationen vor zu diagnostizierten oder ev. vorhandenen 
psychischen Erkrankungen. Das bedeutet, dass mindestens 57 Prozent eine diagnostizierte psychische 
Erkrankung oder Anzeichen dafür aufweisen.

Terrorgram + Psychische Erkrankung
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GRUSSWORT
Marcel Komarek, Bundesamt für Migration und Flüchtlinge

Vielen Dank für die freundliche Vorstellung und Überleitung! 
Meine verehrten Damen und Herren, mir wird heute die 
überaus angenehme Aufgabe zuteil, Sie alle sehr herzlich im 
Namen des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge zur 
Fachtagung des Grünen Vogel e. V. mit dem Titel „Zwischen 
Beratung und Therapie – Schnittstellen in der Deradikalisie-
rungsarbeit gestalten“ begrüßen zu dürfen.

Dies freut mich besonders vor dem Hintergrund, dass wir 
in diesem Jahr gleich mehrere Jubiläen feiern dürfen. So be-
finden wir uns nunmehr im 15. Jahr der Förderung des Teams 
um Claudia Dantschke – und wir können bereits auf ein fünf-
jähriges Bestehen des Vereins Grüner Vogel zurückblicken. 
Dies möchte ich zum Anlass nehmen, mich noch einmal ganz 
nachdrücklich für die Beständigkeit und die stets konstrukti-
ve Zusammenarbeit zu bedanken.

Darüber hinaus möchte ich an dieser Stelle auch den Ko-
operationspartnern dieses Fachtags – namentlich dem Team 
um nexus und BIOS Baden-Württemberg – recht herzlich für 
ihre Mitwirkung und ihre Bereicherung danken. 

Wie schon bei den vergangenen Fachtagen, haben Claudia 
und ihr Team ein besonders gutes fachliches Gespür bei der 
Themenwahl der Fachtagung unter Beweis gestellt. 

Der Nexus zwischen Radikalisierungsprozessen und psychi-
scher Gesundheit ist ein hochrelevantes Handlungsfeld, das 
uns alle bereits eine lange Zeit beschäftigt – in den Behör 
den, in der Präventionspraxis, in der Wissenschaft. Und mit 

Schnittpunkte im KID
Wir im Kompetenzzentrum des Bundes für Islamismusprä-
vention und Deradikalisierung stehen mit diesem Thema auf 
gleich mehreren Arbeitsebenen in Verbindung: 

Als Beratungsstelle „Radikalisierung“ sind wir in unserer 
Funktion als Erstanlaufstelle oftmals mit einem großen Maß 
an Verunsicherung der ratsuchenden Personen konfrontiert. 
Das Thema psychische Gesundheit tritt hier in vielschichti-
gen Spektren immer wieder zu Tage. 

Um dies zu illustrieren, möchte ich ein knappes Fallbeispiel 
voranstellen. Natürlich muss ich dabei erläuternd anmerken, 
dass dieses Beispiel nicht die Komplexität der Beratungsan-
liegen umfassend abbilden kann:

Ein Psychiater sorgt sich um seinen Patienten. Er leide unter 
einer Psychose. Der Vater des Patienten hält ihn für radikal, 
weil er seiner Mutter und seiner Schwester befehle, ein Kopf-
tuch zu tragen, da diese sonst in die Hölle kämen. Um das 
Höllenfeuer abschreckend zu illustrieren, steckte er seinen 
Kopf in einen ausgeschalteten Ofen. Der Patient sei Profiboxer 
gewesen und in der Vergangenheit extrem gewalttätig in Er-
scheinung getreten.

In nur wenigen Fällen erfahren wir im Rahmen eines Erstge-
spräches tatsächlich vom Vorliegen einer Diagnose zu einer 
psychischen Erkrankung. Es gibt aber oft Anzeichen, die eine 
psychische Belastung einer sich mutmaßlich radikalisieren-
den Person oder des Ratsuchenden selbst nahelegen. Auch 

Fachkräfte aus psychologischen Heilberufen melden sich, 
wie das Beispiel zeigte, vermehrt an der Helpline, weil sie 
religiöse Praktiken und Äußerungen nicht genau einschätzen 
können. 

Die Beratungskräfte müssen sodann im Gespräch ein-
schätzen, ob tatsächlich eine Radikalisierung vorliegt und/
oder eine psychische Belastung besteht, die weitergehend 
adressiert werden sollte. Und schließlich stehen Fragen im 
Raum: Welche Bedarfe bestehen konkret? Wohin verweise 
ich? Zunehmend stoßen dann die Kolleginnen und Kollegen 
in den Beratungs- und Versorgungsstrukturen auf Lücken.

Aus diesem Grund fördern und förderten wir an dieser 
Schnittstelle zwischen der Islamismusprävention und dem 
Thema „Psychische Gesundheit“ seit 2022 mehrere Maß-
nahmen mit unterschiedlichen Schwerpunkten und Adres-
saten. 

•	 Zur Sensibilisierung von Heilberufen für das Phänomen 
Extremismus gab es das Projekt „Aktivierung von An-
gehörigen von Heilberufen für das Thema Extremismus-
prävention durch Qualifizierung und Vernetzung“ (HE-QV, 
Universität Ulm) 

•	 Zur Schulung von Beratungsfachkräften zur Vermittlung 
von psychologischem Basiswissen setzten wir das Projekt 
„Evoluo – Psychologische Fachkenntnisse und Coaching 
für Berater:innen im Themenfeld (De-)Radikalisierung“ 

Marcel Komarek

Blick auf die Tagesordnung kann ich Ihnen versprechen, dass 
einige dieser Stimmen und Perspektiven im Laufe des heuti-
gen Tages zu Wort kommen werden.   
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um (VPN gGmbH und IFAK e. V. – Verein für multikultu-
relle Kinder- und Jugendhilfe – Migrationsarbeit) sowie 
dem Nachfolgeprojekt „SCHNITTSTELLE.JUGEND“ mit 
Fokus auf psychische Gesundheit bei Kindern und Jugend-
lichen 

•	 Um den Beratungsstellen ein bedarfsorientiertes Ange-
bot an konkreten psychotherapeutisch-psychiatrischen 
Fallhilfen zur Verfügung zu stellen, fördern wir „nexus 
Beratungsnetzwerk Bund – Psychotherapeutisch-Psych-
iatrische Fallhilfen für die Extremismusprävention und 
Deradikalisierung“ (Charité – Universitätsmedizin Berlin)

Es freut mich sehr, hier im Publikum viele Personen zu se-
hen, die an diesen Projekten mitwirkten bzw. mitwirken. 

Gesellschaftliche Implikationen
Lassen Sie uns jetzt noch einmal kurz den Blick auf das  
Themenfeld weiten: Die Arbeit in der Islamismusprävention 
und Deradikalisierung ist in den vergangenen Jahren deutlich 
komplexer geworden – auch, weil die bedingenden individu-
ellen, sozialen und gesellschaftlichen Faktoren immer enger 
und facettenreicher miteinander verwoben zu sein scheinen. 
Weltpolitische Krisen und Konflikte, die Allgegenwärtigkeit 
des Internets und der sozialen Medien, stark polarisierende 
öffentliche Diskurse. 

Gerade deshalb sind die Schnittstellen zwischen Beratung 
und Therapie von so zentraler Bedeutung. Denn während die 
Beratungsarbeit häufig auf Distanzierung, Stabilisierung und 
soziale Einbettung zielt, liegt die Diagnose und Behandlung 
psychischer Erkrankungen im Verantwortungsbereich thera-
peutischer Professionen. 

Beide Perspektiven sind notwendig – und sie ergänzen sich. 
Wir können daher nicht oft genug feststellen: Eine gelingen-

de Deradikalisierungsarbeit braucht diese multiprofessio-
nelle Zusammenarbeit. 

Gleichzeitig erleben wir in der öffentlichen Debatte eine 
gewisse Verkürzung. Insbesondere in der medialen Bericht-
erstattung wird häufig ein enger Zusammenhang zwischen 
Radikalisierung und psychischen Erkrankungen hergestellt. 
Einzelne medial aufbereitete Fälle, etwa von sogenannten 
Einzeltätern, prägen das Bild und verstärken den Eindruck, 
Radikalisierung sei vor allem Ausdruck individueller Patho-
logie. Doch dieser Eindruck greift zu kurz. 

Fachlich betrachtet lässt sich ein solcher Zusammenhang 
nicht in dieser Eindeutigkeit bestätigen. Forschungsergeb-
nisse zeigen vielmehr, dass psychische Erkrankungen 
Radikalisierungsprozesse nicht erklären können und keine 
klaren, eindeutigen Zusammenhänge zwischen bestimmten 
Störungsbildern und Radikalisierung bestehen. 

Das bedeutet nicht, dass es keine Berührungspunkte gibt. 
Wir müssen uns aber bewusst sein, dass es sich nicht um 
einen Automatismus handelt. Radikalisierung ist kein Sym-
ptom psychischer Erkrankung – und psychische Erkrankung 
ist keine hinreichende Erklärung für Radikalisierung.

Diese Differenzierung ist nicht nur eine wissenschaftliche  
Frage. Sie ist auch eine gesellschaftspolitische Verantwor-
tung. Denn eine vorschnelle Gleichsetzung von Radikalisie-
rung und psychischer Erkrankung trägt zur Stigmatisierung 
bei und zwar in zweifacher Hinsicht: Sie verstärkt Vorurteile 
gegenüber Menschen mit psychischen Erkrankungen. Und 
sie verstellt den Blick auf die tatsächlichen Dynamiken von 
Radikalisierungsprozessen.

Als Fachkräften in diesem Feld kommt uns daher eine 
besondere Rolle zu. Wir müssen immer wieder deutlich 
machen, dass Radikalisierung ein sozialer Prozess ist, ein-

gebettet in Beziehungen, Biografien und gesellschaftliche 
Kontexte. Und dass unsere Antworten darauf entsprechend 
vielschichtig sein müssen.

Eine klare und zugleich sensible Abgrenzung der Rollen der 
Islamismusprävention und der Psychotherapie ist dabei ein 
zentraler Baustein. Wann ist Beratung gefragt? Wann The-
rapie? Und wie können beide Bereiche so zusammenwirken, 
dass sie sich gegenseitig stärken?

Der heutige Fachtag bietet die Gelegenheit, genau diese 
Fragen gemeinsam zu reflektieren. Es geht darum, Schnitt-
stellen nicht nur zu beschreiben, sondern aktiv zu gestalten. 
Kooperationen zu entwickeln, Verständigungsprozesse zu 
fördern und gemeinsame Handlungslogiken zu erarbeiten.

Dabei wird es auch darum gehen, Unsicherheiten auszu-
halten. So müssen wir den gesetzlich und berufsethisch 
definierten Schutzrahmen und damit die Beziehung zwi-
schen den Heilberufen und den Patientinnen und Patienten 
zu jedem Zeitpunkt wahren. Der Wille der Patientinnen und 
Patienten muss stets der Maßstab von Ob und Wie des Zu-
sammenwirkens sein. 

Lassen Sie mich zum Abschluss noch einmal auf den Aus-
gangspunkt zurückkommen: die öffentliche Wahrnehmung.
Eine differenzierte, sachliche Debatte über Radikalisierung 
und psychische Gesundheit ist keine Selbstverständlich-
keit. Sie entsteht nicht von allein. Sie braucht Stimmen, die 
einordnen, erklären und, wo nötig, widersprechen, wenn 
einfache Erklärungen zu kurz greifen.

Ich bin überzeugt: Sie alle tragen mit Ihrer Arbeit dazu bei. 
Durch Ihre fachliche Expertise, Ihre praktische Erfahrung 
und Ihr Engagement. In diesem Sinne wünsche ich uns allen 
einen erkenntnisreichen Fachtag, spannende Diskussionen 
und neue Impulse für die gemeinsame Arbeit.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit und Ihr Interesse!
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Axel Schurbohm: Nun kommen wir zum ersten Problemauf-
riss, bei dem die Herausforderungen aus Sicht der Psycholo-
gie und der Deradikalisierungsberatung geschildert werden. 
Wir begrüßen Franziska Elias, sie ist Psychotherapeutin in 
Ausbildung und seit 2024 bei nexus in der Fallberatung im 
Phänomenbereich Islamismus tätig. Alma Fathi berät seit 
2009 Angehörige und Aussteigerinnen und seit 2021 arbeitet 
sie beim Grünen Vogel mit zurückgekehrten Frauen und 
deren Umfeld. 

Die beiden werden in einer szenischen Darstellung einen 
Einblick in ihre Arbeit geben, das Ganze wird von Heiner 
Vogelals Moderator begleitet. Er ist Gründungsmitglied von 
nexus an der Charité und dort seit 2023 als wissenschaftli-
cher Mitarbeiter tätig. Herzlich willkommen, ihr drei! 

Heiner Vogel: nexus und Grüner Vogel kooperieren seit Jahren 
in der Fallarbeit im Phänomenbereich islamistische Radika-
lisierung. Daraus lassen sich inzwischen einige Erfahrungs-
werte ziehen, die im Rahmen dieser Veranstaltung immer 
wieder auch zur Sprache kommen werden. 

In dieser Session möchte ich mit Franziska Elias und Alma 
Fathi über die konkrete Zusammenarbeit sprechen, wie hier 
zwei Professionen mit genuin eigenen Beratungsansätzen 
miteinander zusammenwirken und Menschen auf ihrem Weg 
aus dem Extremismus begleiten. Wir möchten auch über 
eine Fallvignette sprechen, die sich aus den Erfahrungen 
mehrerer Fälle speist. Wir übernehmen die Aufgabe, exemp-
larisch aufzuzeigen, wie nexus und Grüner Vogel in der Bera-
tungsarbeit miteinander kooperieren. Dabei geht es darum, 

wie beide Seiten, also zwei unterschiedliche Professionen, 
miteinander zusammenwirken, um Menschen bei ihrem Weg 
aus der Radikalisierung heraus zu begleiten. 

Wenn Sie Fragen oder Anregungen haben, kommen Sie in 
der Pause auf die beiden Kolleginnen gern zu, eine Fragerun-
de haben wir aus zeitlichen Gründen nicht eingeplant. Dann 
starte ich mit meiner ersten Frage: Welche Bedarfslagen 
gibt es in der Beratungsarbeit, Alma? Gibt es Unterschiede 
zwischen den Klient:innen? 

Alma Fathi: Wir beraten sowohl das soziale Umfeld wie auch 
Indexpersonen. Indexpersonen sind Personen, die sich aus 
einem radikalen Milieu lösen wollen, hierzu gehören Ausstei-
ger:innen, aber eben auch Rückkehrer:innen aus Kriegs- und 
Krisengebieten. Um diese Klientengruppen wird es heute 
vorrangig gehen. 

Ihre Bedarfe sind je nach Lebenslage ganz unterschiedlich. 
Einige benötigen nur kurzfristige therapeutische Hilfen in 
akuten Krisenzeiten und können ihre schwierige Situation 
mit einigen Entlastungsgesprächen gut meistern. Andere 
wiederum benötigen langfristig therapeutische Unterstüt-
zung in Form von Therapie oder gar eine Unterbringung in 
einem psychotherapeutisch-psychiatrischen Setting.

Die Angehörigen dieser Indexpersonen sind teils ebenfalls 
belastet, weil sie sich um die Indexperson Sorgen machen. 
Für diese Personen kann ein therapeutisches Angebot eben-
falls sinnvoll sein. Das Spektrum der Bedarfe dieser Perso-
nen ist sehr breit gefächert, von Informationsgesprächen zu 
bestimmten psychischen Erkrankungen und dem Umgang 
damit, bis hin zu psychotherapeutischen Maßnahmen. 

Meist äußern unsere Klient:innen eigenständig einen Hilfe-
bedarf, es gibt aber auch Fälle, bei denen die Psychotherapie 
eine Auflage des Gerichts ist. Was in diesen Fällen eine Rolle 
spielt und welche Herausforderungen uns dabei begegnen, 
wird später geschildert.

Natürlich sind nicht alle Klient:innen gleich. Einige zeigen 
beispielsweise ein sehr angepasstes Verhalten, das heißt 
sie wollen keine „Probleme“ machen oder haben. Diese sind 
einfacher in die Regelversorgung zu bekommen, weil sie gut 
„mitmachen“. Sie sind offen für Ratschläge, nehmen diese an 
und setzen sie auch eigenständig oder mit Unterstützung um. 
Zudem haben sie oftmals eine realistische Selbsteinschätzung 
und erkennen selbst, dass sie Hilfe benötigen und artikulieren 
das auch. Natürlich ist die Überführung in die Regelstrukturen 
auch bei diesen Fällen immer abhängig davon, ob man einen 
Therapieplatz für sie findet und vor allem Therapeut:innen, die 
bereit sind, mit ihnen als „Täter:innen“ zu arbeiten. Beispiels-
weise ist dies für therapeutische Fachkräfte, die mit geflüch-
teten Menschen arbeiten, nicht immer ganz einfach. 

Dann gibt es noch den Typ der unangepassten Klient:innen, 
die einen hohen Widerstand haben, sich in Hilfssysteme „ein-
zufügen“. Sie haben oftmals kein so ausgeprägtes Problem-
verständnis und aus unterschiedlichen Gründen wesentlich 
größere Schwierigkeiten, sich auf Hilfsangebote einzulassen. 
Hier ist es schwieriger, die geeignete Therapieform zu finden. 
Zudem dauert es oftmals länger, bis sie sich auf eine thera-
peutische Beziehung einlassen können und es kommt auch 
häufiger zu einem Wechsel der Therapeutin oder des Thera-
peuten.

Zusätzlich zu diesen beiden genannten Typen gibt es natürlich 
noch die Klient:innen, die eine Mischung beider Typen sind. 
In diesen eben genannten Fällen können wir uns gut an nexus 
wenden.

PROBLEMAUFRISS: 
PSYCHOLOGIE UND EXTREMISMUS
Heiner Vogel und Franziska Elias, nexus 
Alma Fathi, Grüner Vogel e.V.
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Heiner Vogel: Welche Aspekte müssen im Vorfeld der Zu-
sammenarbeit zwischen euch beiden geklärt werden?

Franziska Elias: Sobald wir von nexus hinzugezogen werden, 
klären wir gemeinsam, welche Form der Zusammenarbeit 
sinnvoll und für die Klient:innen hilfreich ist. Je nach Bedarf 
gibt es unterschiedliche Konstellationen, sie unterscheiden 
sich in Intensität und Dauer.

Im Erstkontakt geht es zunächst um die Frage: Steht eine 
Beratung der Mitarbeitenden des Grünen Vogels im Vor-
dergrund, zum Beispiel zur Einordnung einer psychischen 
Symptomatik oder zum Umgang mit den Klient:innen? Oder 
geht es um eine direkte Anbindung bzw. Übernahme der 
Klient:innen zu nexus?

Unsere Zusammenarbeit ist in einer gemeinsamen Koope-
rationsvereinbarung schriftlich festgehalten. Darin sind die 
unterschiedlichen Formen der Kooperation beschrieben. In 
der Praxis haben sich dabei drei Konstellationen etabliert:

Zum einen gibt es die Möglichkeit einer anonymen Fallbe-
sprechung, um komplexe oder unklare Situationen gemein-
sam und interdisziplinär zu beleuchten. Mitarbeitende beider 
Träger können teilnehmen und eigene Fälle einbringen. Im 
Mittelpunkt stehen der fachliche Austausch sowie die ge-
meinsame Entwicklung von konkreten Handlungsoptionen 
für die fallberatende Person.

Außerdem gibt es die Möglichkeit einer interdisziplinären, 
fallbezogenen Beratung. Hier geht es um konkrete Fälle, 

die bei beiden Trägern angesiedelt sind und bei denen eine 
enge Abstimmung zum weiteren Vorgehen notwendig ist. 
Die Fälle werden gemeinsam besprochen, geplant und die 
Unterstützung aufeinander abgestimmt. An der fallbezoge-
nen Beratung nehmen die jeweils fallführenden Fachkräfte 
teil. Anders als bei der anonymen Fallarbeit können hier auch 
personenbezogene Daten eingebracht und offen besprochen 
werden.

Eine dritte Variante ist der Fachkräfteaustausch. Hier geht 
es vor allem um die allgemeine fachliche Weiterentwick-
lung sowie um die Reflexion methodischer und struktureller 
Fragen. Das Format ist sehr bedarfsorientiert und flexibel 
gestaltet. So kann auch kurzfristig auf akute Themen oder 
Fragestellungen reagiert werden. 
 
Die Mitarbeitenden beider Träger arbeiten an unterschied-
lichen Standorten in Deutschland: Der Grüne Vogel ist in 
Berlin und NRW vertreten, nexus in Berlin und Sachsen. Ent-
sprechend gestalten wir unsere Absprachen flexibel. Treffen 
können in Präsenz in Berlin stattfinden oder bundesweit per 
Telefon- bzw. Videokonferenz. Die anonyme sowie die per-
sonenbezogene Fallarbeit folgen einer festen Struktur: Sie 
finden einmal monatlich in Berlin in den Räumlichkeiten des 
Grünen Vogels statt, der Fachkräfteaustausch erfolgt in der 
Regel bilateral und digital. 

Heiner Vogel: Können wir eure Beratungssituation und Zu-
sammenwirken an einem konkreten Fallbeispiel illustrieren?  

Alma Fathi: Ja, gerne. Wir haben für Sie heute ein fiktives 
Fallbeispiel konstruiert. Der dargestellte Fall beruht auf 
einem realen Fall, der zusätzlich um weitere Aspekte ergänzt 
wurde, die uns für die heutige Darstellung der Herausforde-
rungen wichtig erschienen. Daher steht dieser Fall exempla-
risch für weitere Fälle.
 

Nun kommen wir zu unserem heutigen Fallbeispiel: 
In unserem Fallbeispiel geht es um eine Klientin, die sich in 
jungen Jahren radikalisiert hat und in ein Kriegs- und Kri-
sengebiet ausgereist ist und sich dort einer terroristischen 
Gruppierung angeschlossen hat. Sie hat anders als andere 
Klient:innen erst im Ausland geheiratet und Nachwuchs be-
kommen. 

Die Klientin aus dem Fallbeispiel war zunächst nach ihrer 
Rückkehr nach Deutschland in Haft und kam später auf 
Bewährung mit diversen Auflagen frei. Insbesondere in der 
Haft und im Vorfeld zu ihrem Gerichtsverfahren hat sich ihr 
psychischer Zustand verschlechtert und sie hatte eine tiefe 
Krise, was nicht untypisch für solche Fälle ist, insbesondere, 
wenn sie sich in dieser „Schwebesituation“ vor einem Urteil 
befinden. 

Sie hatte in dieser Zeit bereits erste psychische Probleme. 
Dies hat sie sowohl selbst so wahrgenommen, aber es wurde 
auch von anderen Akteuren wie beispielsweise der JVA und 
dem Gericht bemerkt. Ihr psychischer Zustand hat daher 
auch für das Gerichtsverfahren eine Rolle gespielt, es wurde 
beispielsweise geprüft, ob sie verhandlungsfähig ist. Sie 
wurde dann zu einer Strafe verurteilt, die zur Bewährung 
ausgesetzt werden konnte.  

Vom Gericht hat sie eine Bewährungsauflage/Weisung 
bekommen, die unter anderem neben den Deradikalisie-
rungsgesprächen mit uns noch Psychotherapie beinhaltete. 
In welchem Turnus oder welche Art der Therapie sie begin-
nen sollte, wurde vom Gericht offengelassen – auch ob sie 
untergebracht werden sollte. Das ist nicht untypisch. 

Diese Auflagen und Weisungen der Gerichte werden emp-
fohlen und werden teils auch als „verpflichtend“ verstanden, 
die Klienten können aber nicht dazu gezwungen werden. 
Dennoch kann es negative Auswirkungen haben, wenn es um 
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eine Bewertung des Falles durch die Gerichte und Sicher-
heitsbehörde geht. Beispielsweise kann das bei neuen Straf-
taten der Fall sein, wenn es zu einer erneuten Anhörung vor 
Gericht kommt. Aber auch, wenn die Bewährungshilfe es als 
nachteilige empfindet, dass die Auflagen durch die Person 
über längere Zeit nicht erfüllt wurden und dies an das Ge-
richt meldet. In diesen Fällen müssen wir schnellstmöglich 
gemeinsam mit den Klient:innen dafür sorgen, dass den Auf-
lagen entsprochen wird. 

Es ist jedoch in der Realität aber häufig gar nicht so schnell 
möglich, einen Therapieplatz, oder einen Platz in einer Ta-
gesambulanz für unsere Klient:innen zu bekommen. Zudem 
kommt erschwerend dazu, dass sich Klient:innen, die aus 
einem Haftkontext kommen, zunächst um eine Krankenver-
sicherung bemühen müssen, wenn sie nicht über eine Fami-
lienversicherung versichert werden. D.h. diese Klient:innen 
müssen zunächst Bürgergeld beantragen, um dann hierüber 
eine Krankenversicherung anmelden zu können. 

Die Finanzierung therapeutischer Maßnahmen ist grund-
sätzlich ein großes Thema – sowohl bei Klient:innen, die 
aus einem Haftkontext kommen, aber auch bei denjenigen, 
die nicht inhaftiert sind – wenn es bspw. keine gesetzlichen 
Betreuer und keine Eingliederungshilfe gibt. Es dauert bei-
spielsweise auch sehr lange, bis ein Antrag auf Eingliede-
rungshilfe gestellt und bewilligt wird. 
Und hier kommt nexus ins Spiel, da sie diese Versorgungslü-
cke gemeinsam mit uns überbrücken, bis wir die strukturel-
len Fragen klären können. 

Heiner Vogel: Wie wurde nexus dann vom Grünen Vogel kon-
kret in die Beratung der Klientin miteinbezogen? 

Franziska Elias: Ich wurde von Alma kontaktiert und habe 
zunächst eine erste Fallschilderung erhalten. Gemeinsam 
haben wir entschieden, die Klientin bei nexus aufzunehmen. 
Mein Auftrag war es, einen ersten therapeutischen Kontakt 
zu ihr herzustellen. Dabei stand auch die Frage im Raum, ob 

eine Krankheitseinsicht besteht und inwieweit eine grund-
sätzliche Therapiemotivation vorhanden ist. Falls beides 
nicht oder nur eingeschränkt gegeben sein sollte, war es 
meine Aufgabe, dies im Rahmen der Sitzungen behutsam 
aufzubauen.
 
Zudem bedeutet Therapiemotivation nicht automatisch 
Veränderungsmotivation. Häufig gibt es innere und äußere 
Hürden, die konkrete Veränderungen erschweren. Diese ge-
meinsam zu klären und, wenn möglich, Motivation für Verän-
derung zu entwickeln, gehört ebenfalls zu meinem Auftrag.
Heiner Vogel: Gibt es spezifische Aspekte, die ihr vor Beginn 
einer Beratung klären müsst, wie beispielsweise berufs-
rechtliche oder berufsethische Fragen, Stichwort Schweige-
pflicht? 

Franziska Elias: Ja, die Schweigepflicht ist ein zentraler 
Bestandteil therapeutischer Arbeit und eine wesentliche 
Grundlage für eine erfolgreiche Therapie. Auch die Mitarbei-
tenden des Grünen Vogels unterliegen der Schweigepflicht 
und beachten die Datenschutzvorgaben. Die gesetzliche 
Schweigepflicht von Therapeut:innen ist jedoch deutlich 
strenger geregelt und an klare berufsrechtliche Vorgaben 
gebunden. Gerade im therapeutischen Setting ist Vertrau-
lichkeit entscheidend: Ein tragfähiges Vertrauensverhältnis 
kann nur entstehen, wenn Klient:innen sicher sein können, 
dass persönliche und teilweise sehr intime Inhalte geschützt 
sind und nicht weitergegeben werden.

Gleichzeitig ist es wichtig, dass sich die zuständigen Fallbe-
rater:innen zu einem gemeinsamen Fall austauschen können 
und eine Art „gemeinsame Sprache“ finden. Nur so lassen 
sich Synergien nutzen, Doppelstrukturen vermeiden und die 
Unterstützung gut aufeinander abstimmen. Beispielsweise 
müsste geklärt werden, an welchen Themen mit der Klient:in 
gearbeitet wird und ob es hier inhaltliche Überschneidungen 
gibt.

Damit wir gemeinsame Fälle unter Einbeziehung perso-
nenbezogener Daten besprechen dürfen, haben wir eine 

dreigliedrige, wechselseitige Schweigepflichtentbindung 
entwickelt. Nachdem die Klient:innen über Inhalt, Zweck 
und Reichweite aufgeklärt wurden, können sie eigenständig 
entscheiden, welcher Variante sie zustimmen möchten.

Die drei Varianten sind folgende:
•	 Variante 1 umfasst einen grundlegenden Informations-

austausch. Hier können wir uns zum Beispiel über ge-
plante Termine und deren Dauer abstimmen, jedoch keine 
inhaltlichen Themen oder persönliche Details besprechen

•	 Variante 2 ermöglicht einen erweiterten Austausch zu 
organisatorischen, strukturellen und ausgewählten inhalt-
lichen Aspekten. Die Klient:innen entbinden uns hierbei 
bezogen auf bestimmte Themen – etwa zur aktuellen 
Arbeits- oder Wohnsituation oder zur Therapieplatzsuche 
– von der Schweigepflicht. Der Austausch bleibt also auf 
klar benannte Bereiche begrenzt.

•	 Variante 3 stellt eine vollständige Schweigepflichtentbin-
dung dar. In diesem Fall ist ein umfassender Austausch 
aller für die Zusammenarbeit relevanten Informationen zu 
den Klient:innen möglich.

Die Klient:innen können die Schweigepflichtentbindung 
selbstverständlich jederzeit wieder zurückziehen bzw. än-
dern.

Heiner Vogel: Abstrahierend aus eurem geschilderten Fall-
beispiel: Wer ist für welche Themen zuständig, wie sieht ein 
laufender Beratungsprozess von Grüner Vogel e.V. und nexus 
im Verbund aus?

Alma Fathi: Der Grüne Vogel arbeitet mit dem Klienten im 
System, d. h. die Angehörigen werden meist parallel im 
besten Fall von einer anderen Beraterin oder einem anderen 
Berater begleitet. Zudem gibt es Kontakt zu verschiedenen 
Akteuren wie Bewährungshilfe, Anwälten, Jugendamt, Bür-
gerämtern, Sozialämtern, aber auch Sozialarbeiter:innen, die 
in Unterkünften wie beispielsweise Frauenhäusern, Mutter-
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Kind Einrichtungen usw. arbeiten. Wir haben zusätzlich zu 
den Interessen der Klient:innen auch immer das Sicherheits-
interesse im Blick und arbeiten im Sinne einer Gefahrenab-
wehr. 

Die Arbeit im System unterscheidet sich wesentlich von 
der therapeutischen Arbeit, die sich zunächst stark auf die 
Arbeit mit den Klient:innen und deren Bedarfe fokussiert. 
Wir sind somit nicht nur für die Weitergabe von Informa-
tionen zum Fallgeschehen an nexus zuständig. Wir müssen 
relevante Ereignisse, die sich auf die psychische Stabilität 
auswirken können, zusätzlich an andere Personen kommu-
nizieren. Dies beinhaltet unter anderem auch den Stand der 
therapeutischen Unterstützung, welcher in das System (also 
an die beteiligten Akteure) kommuniziert werden muss, falls 
das eine Relevanz hat. Dabei werden keine therapeutischen 
Inhalte kommuniziert, sondern eher ein Sachstand wie z. B. 
ob die Klientin regelmäßig Termine wahrnimmt. 

Heiner Vogel: Franziska, möchtest du das noch aus deiner 
Perspektive schildern?

Franziska Elias: Wie bereits erwähnt, geht es bei diesem An-
gebot oft darum, dass die Klient:innen erste Erfahrungen mit 
ambulanter Therapie machen, also außerhalb eines stationä-
ren oder ggf. auch eines Gefängnissettings, das möglicher-
weise als unfreiwillig und belastend erlebt wurde.

Durch die bewusst niedrigschwellige Gestaltung, etwa durch 
flexible Sitzungsfrequenzen und -dauern sowie Therapie-
angebote in Wohnortnähe, sind organisatorische und moti-
vational Hürden unserer Erfahrung nach deutlich geringer. 
Lange Wartezeiten, das Einholen eines Konsiliarberichts oder 
bürokratische Abläufe mit der Krankenkasse entfallen. Das 
Setting ist weniger klinisch geprägt, die Sitzungen wirken 
eher informell. Es ähnelt in gewisser Weise einer stations-
äquivalenten Behandlung, jedoch treffen wir uns nicht im 
häuslichen Umfeld der Klient:innen.

Wenn ich in einen Fall einbezogen werde, besteht meine 
Hauptaufgabe darin, einen Weg zu finden, wie sich die 
Klient:innen für Psychotherapie öffnen können. Ganz un-
auffällig, ohne die sonst typischen klinischen Strukturen 
– die natürlich im Hintergrund vorhanden, aber nicht direkt 
spürbar sind, kann so für die Klient:innen eine erste, niedrig-
schwellige Therapieerfahrung entstehen. Mit einer psycho-
therapeutischen Haltung, die von Wertfreiheit und Offenheit 
geprägt ist, wird Raum geschaffen, um die Klient:innen in 
den Mittelpunkt zu stellen.
 
In diesem Beratungsprozess haben sie die Möglichkeit, über 
eigene Themen, Prägungen, Muster und Beziehungen nach-
zudenken. Bezogen auf die Lebensspanne werden sowohl 
vergangene als auch aktuelle Bedürfnisse, Sehnsüchte und 
Ängste betrachtet. Dabei wird auch untersucht, wie Bio-
grafie und Radikalisierung miteinander verknüpft sind und 
welche Momente besonders prägend für die Hinwendung 
zur Ideologie waren.

Diese Reflexionsebene wird gleichzeitig um praktische und 
greifbare Aspekte ergänzt: Neben den großen, oft belasten-
den Lebensthemen wird auch eine ressourcenorientierte und 
alltagspraktische Perspektive eingenommen. Im Rahmen 
von Psychoedukation werden Informationen zu psychischen 
Erkrankungen vermittelt, es wird gemeinsam überlegt, wie 
belastende Symptome bewältigt und Selbstfürsorge umge-
setzt werden kann.

Da ein langfristiges Ziel die Überleitung in das reguläre Ver-
sorgungssystem ist, erhalten die Klient:innen zudem diesbe-
züglich relevante Informationen: Welche Therapieverfahren 
gibt es, wie gelangt man an einen Therapieplatz und wie 
läuft eine ambulante Therapie in der Praxis konkret ab.

Die Hintergründe der Klient:innen sind sehr unterschiedlich, 
daher sind die Gespräche stark von Kultur- und Kontextsen-
sibilität geprägt. Auch Genderaspekte werden dabei bewusst 
berücksichtigt. Sprache und Inhalte werden so gewählt, dass 

sie möglichst nah an der Lebensrealität der Klient:innen 
liegen.

Die Therapiesitzungen greifen also drei zentrale Aspekte auf: 
die biografische Aufarbeitung, die Förderung verhaltens-
bezogener Veränderungen und die Berücksichtigung von 
Kultur-, Gender- und Kontextsensibilität.

Alle drei Aspekte werden auch in den Gesprächen beim 
Grünen Vogel angesprochen, allerdings mit einer anderen 
Schwerpunktsetzung: Biografische Themen stehen dort vor 
allem im Zusammenhang mit der Ausreise und der Radikali-
sierungsgeschichte im Vordergrund. In den Therapiesitzun-
gen können die Themen unter anderem durch die strengere 
Schweigepflicht und meinen spezifischen beruflichen Hin-
tergrund noch einmal aus einer anderen Perspektive be-
arbeitet werden, da beispielsweise etwaige destabilisierende 
Momente im Rahmen eines therapeutischen Settings auch 
anders aufgefangen werden können.
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Heiner Vogel: Wie geht ihr mit Selbst- und Fremdgefährdung 
im Rahmen eurer Arbeit um? 

Franziska Elias: Im Rahmen von Beratung und Therapie 
spielt auch der Aspekt der Selbstgefährdung eine wichti-
ge Rolle. Wir klären dabei verschiedene Punkte: Sind die 
Klient:innen absprachefähig? Können sie sich von selbst-
schädigendem oder -gefährdendem Verhalten abgrenzen, 
zum Beispiel suizidalen Impulsen nicht nachgeben?

Gemeinsam entwickeln wir Strategien, wie mit akuten An-
spannungssituationen konstruktiv umgegangen werden 
kann. Sollte sich eine akute Bedrohungslage ergeben, die 
im Rahmen der Sitzungen nicht sicher gehandhabt wer-
den kann, geben wir konkrete Empfehlungen für passende 
Ansprechpartner vor Ort, etwa Psychiater:innen oder die 
Notfallambulanz.

Heiner Vogel: Alma, wie geht ihr damit beim Grünen Vogel 
um?

Alma Fathi: Grundsätzlich haben wir bei der Arbeit mit den 
Klienten den Sicherheitsaspekt mit im Blick. Dies betrifft 
zum einen Aspekte, die zu einer Stabilisierung wie auch 
Destabilisierung einer Klient:in beitragen können. Wir ver-
suchen die Klient:innen dahingehend zu unterstützen, dass 
sie sich stabilisieren. Dies betrifft pragmatische Fragen zur 
Lebensorganisation wie Einkommen, soziale Integration, 
aber eben auch ihre psychische Stabilität. Dabei verfolgen 
wir immer einen systemischen Ansatz, um das bestmögliche 
Ergebnis zu erzielen. 

Auf der anderen Seite haben wir das öffentliche Sicherheits-
interesse im Kopf und versuchen mit diesem Fokus auf die 
Klient:innen zu schauen, immer mit der Frage – geht von 
dieser Person eine Gefahr aus. Hierbei haben wir nicht so 
umfassende Instrumente wie z. B. die Sicherheitsbehörden 

und wissen nicht immer, ob die Person z. B. noch Kontakte 
in die Szene hat, Propaganda konsumiert o. ä. Dennoch ver-
suchen wir mit den Mitteln, die uns zur Verfügung stehen, 
diesbezüglich eine Einschätzung zu treffen. 

Um es weniger abstrakt zu formulieren: Es spielt eine Rolle, 
in was für einer Situation sich die Person befindet, hat sie z. 
B. ein gutes soziales Netzwerk, hat sie persönliche Heraus-
forderungen und Krisen, mit denen sie konfrontiert ist, die 
einen Rückfall in die Ideologie oder Kontakte in die Szene 
begünstigen könnten. Die genannten idiologischen Rückfälle 
spielen sich oftmals auf der emotionalen Ebene ab und sind 
abhängig von der sozialen Situation einer Person. 

Im Sinne der Gefahrenabwehr sind wir dazu verpflichtet, 
unsere Sorgen oder Bedenken an die zuständigen Sicher-
heitsbehörden zu kommunizieren, natürlich im Rahmen un-
serer Vorgaben des Datenschutzes und der Schweigepflicht. 
Daher müssen wir in einigen Fällen abwägen, was in einem 
Fall schwerer wiegt und wie wir die Situation einschätzen, 
immer der Frage folgend – geht eine Gefahr von der Person 
für sich oder andere aus? 

In diesen Fällen müssen wir auch auf die Gefahr hin, das Ver-
trauen der Klient:innen zu verlieren, mit Sicherheitsbehörden 
und anderen Stellen, wie beispielsweise nexus, dem Jugend-
amt, der Bewährungshilfe oder anderen in den Austausch 
gehen und relevante Informationen weitergeben, um eine 
drohende Gefahr abzuwenden. Dies betrifft verschiedenste 
Themen, kann aber grob unter der Überschrift „Persönliche 
Krisen“ zusammengefasst werden. 

Ich versuche das an dieser Stelle mal weniger abstrakt dar-
zustellen: Wenn beispielsweise eine Klientin aufgrund einer 
persönlichen Krise Äußerungen tätigt, die auf eine drohende 
Selbst- oder Fremdgefährdung in naher oder ferner Zukunft 
schließen lässt, müssen wir handeln. 

Das ist ein sehr schmaler Grat und wird von Fall zu Fall in-
dividuell entschieden, da eine solche Handlung auch immer 
dazu führen kann, dass die Beratungsbeziehung nachhaltig 
beschädigt wird. Die Beschädigung des Beratungsverhält-
nisses ist aber auch immer davon abhängig, wie wir das in 
diesen Fällen im Vorfeld oder im Nachgang mit den Klient:in-
nen kommunizieren oder eben nicht. Auch das wird von Fall 
zu Fall entschieden, wie transparent wir mit unseren Maß-
nahmen gegenüber den Klient:innen umgehen. 
 
Heiner Vogel: Welche weiteren Aspekte, die Klient:innen 
betreffen, können die Beratung erschwerend beeinflussen? 
Wie gehst du, Franziska, mit solchen Schwierigkeiten um? 

Franziska Elias: Eine der größten Herausforderungen liegt 
sicherlich in der Weitervermittlung der Klient:innen in eine 
Psychotherapie vor Ort. Zum einen hängt dies mit der oft 
noch zu entwickelnden Therapie- und Behandlungsmoti-
vation zusammen, zum anderen spielt die Angst vor Stig-
matisierung eine Rolle. Nicht alle passen problemlos in ein 
klinisches oder manchmal starres Setting, sei es im Rahmen 
einer stationären Behandlung oder bei niedergelassenen 
Psychotherapeut:innen. Einige haben bereits Erfahrungen 
mit niedergelassenen Therapeut:innen gemacht, die zu-
nächst von Hoffnung und positiver Erwartung geprägt 
waren, sich im Verlauf jedoch als frustrierend und langwierig 
herausstellten. Dies gilt es zu adressieren.

Auch bei niedergelassenen Psychotherapeut:innen gibt es 
Vorbehalte, Stereotype sowie Unsicherheiten im Umgang 
mit dieser Klientel. Eine Rolle spielt dabei auch die media-
le Berichterstattung, die teilweise von antimuslimischem 
Rassismus geprägt ist und radikalisierte oder aus dem IS 
zurückgekehrte Personen oft despektierlich darstellt. Thera-
peut:innen sind auch nur Menschen, die von gesellschaft-
lichen Diskursen und Dynamiken beeinflusst werden. Dabei 
werden Aspekte wie Sicherheit und Umsetzbarkeit einer 

ambulanten Behandlung kritisch abgewogen. Gerade in Zei-
ten hoher Nachfrage und langer Wartelisten erhalten diese 
Klient:innen nicht unbedingt zeitnah einen Therapieplatz.

Wir versuchen dem entgegenzuwirken, indem wir das 
Psychotherapeuten-Netzwerk von nexus nutzen, um psycho-
therapeutische Erstkontakte herzustellen. Leider haben wir 
bisher festgestellt, dass eine Weitervermittlung ins Regel-
system nur sehr eingeschränkt möglich ist. Deshalb bleiben 
manche Klient:innen länger als ursprünglich geplant in der 
niedrigschwelligen Beratung bei nexus.

Heiner Vogel: Welches Fazit könnt ihr beide nach den Jahren 
der Zusammenarbeit vorerst ziehen? 

Alma Fathi: Ich muss an dieser Stelle sagen, dass wir sehr 
froh und vor allem dankbar über die Zusammenarbeit mit 
nexus sind. Dennoch gibt es gerade, was die Vermittlung der 
Fälle in die Regelstrukturen betrifft, durchaus noch viel Luft 
nach oben, da nexus natürlich bundesweit nicht immer alles 
abdecken kann, was es für eine nachhaltige therapeutische 
Begleitung der Fälle bräuchte. Dies betrifft insbesondere die 
Suche nach niedergelassenen Therapeut:innen, die Vermitt-
lung in Ambulanzen, aber insbesondere die Finanzierung und 
Absicherung von therapeutischen Maßnahmen. Daher ist die 
Arbeit von BIOS für uns ebenfalls interessant und ich bin ge-
spannt, heute noch mehr darüber zu hören. Wir haben aber 
mit nexus ein gutes Modell für die gemeinsame Bearbeitung 
dieser Fälle gefunden, welches zukünftig noch weiter aus-
gebaut und strukturell verankert werden könnte.  

Heiner Vogel: Welches Fazit würdest du ziehen, Franziska? 

Franziska Elias: Ich bin nun seit gut zwei Jahren bei nexus 
tätig und stehe durchgehend in engem Austausch mit den 
Mitarbeitenden des Grünen Vogels. Besonders schätze ich 
die interdisziplinäre Zusammenarbeit und den fachlichen 
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Dialog. Meiner Erfahrung nach ist unsere Arbeit sehr praxis-
nah und flexibel, wenig nach „Schema F“. Diese vulnerable 
und teilweise schwer erreichbare Klientel erfordert immer 
wieder dynamische und kreative Lösungsansätze.

Wir entwickeln und erweitern diese Ansätze kontinuierlich, 
was ich als sehr spannenden, wenn auch herausfordern-
den Prozess empfinde. Wünschenswert wäre jedoch eine 
stärkere Vernetzung ins Regelsystem, insbesondere die 
engere Zusammenarbeit mit offenen und interessierten 
Psychotherapeut:innen. Sowohl nexus als auch der Grüne 
Vogel könnten hier beratend unterstützen, zum Beispiel im 
Rahmen kollegialer Fallbesprechungen.

Heiner Vogel: Auch wenn wir nur kurze Zeit für unser Ge-
spräch über die Zusammenarbeit von nexus und Grüner 
Vogel e.V. haben, kann man einige Erkenntnisse aus euren 
Ausführungen ableiten. Zum einen erfordert es viel Kommu-
nikation und eine Vertrauensebene zwischen unterschied-
lichen Trägern, Professionen und Fachdisziplinen, um in 
einem sicherheitsrelevanten Bereich zusammenzuarbeiten. 
Vielleicht auch die Bereitschaft zu sagen, „Okay, hier kom-
men wir selbst an unsere Grenzen, hier bedarf es an einer 
Einbeziehung unterschiedlicher Fachdisziplinen, damit sich 
der Beratungsprozess weiterhin vielversprechend entwickeln 
kann“. 

Zum anderen ist auch die Anerkennung der jeweiligen Dis-
ziplinen und auch deren berufsethischen und -rechtlichen 
Grenzen wichtig. Nur so kann eine stabile Arbeitsbeziehung 
entstehen. Sie ist dadurch auch tragfähig in einem Akteur-
sumfeld, in dem es nicht nur um Resozialisierung geht, 
sondern auch um einen verlässlichen Beitrag zur Aufrecht-
erhaltung der öffentlichen Sicherheit. 

Es bedarf weiterer Bemühungen, Regelstrukturen auf die 
Anforderungen bei radikalisierten Klienten vorzubereiten. 
Deswegen gibt es auch in diesem Verbundprojekt zwischen 
nexus und Grüner Vogel e.V. Bemühungen weitere Stakehol-
der zu gewinnen, wie beispielsweise BIOS.
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Kerstin Sischka

EINE PSYCHOTHERAPEUTISCHE PERSPEKTIVE 
AUF DIE PHÄNOMENBEREICHE RECHTSEXTREMISMUS 
UND ISLAMISMUS
Kerstin Sischka, nexus
Axel Schurbohm: Als nächstes werden wir einen Vortrag 
von Kerstin Sischka hören. Aus der psychotherapeutischen 
Perspektive von nexus wird sie die Phänomene Rechts-
extremismus und Islamismus beleuchten. Frau Sischka ist 
psychologische Psychotherapeutin und leitet seit 2023 das 
Beratungsnetzwerk nexus. Kerstin, herzlich willkommen.

Kerstin Sischka: Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Kolleginnen und Kollegen, ich freue mich, dass ich aus 
unserem Beratungsnetzwerk nexus heraus auch ein paar 
Überlegungen beisteuern darf. Gerne würde ich meine ärzt-
liche Kollegin, Professorin Dr. Christiane Montag, vorstellen. 
Sie leitet das Beratungsnetzwerk, welches sich, wie Sie hör-
ten, seit 2023 in der Trägerschaft der Charité-Universitäts-
medizin befindet. Das ist für uns eine riesige Chance und ein 
riesiger Fortschritt in der psychotherapeutischen Unterstüt-
zungsarbeit im Bereich der Distanzierungs- und Ausstiegs-
arbeit, weil wir dadurch eine ärztlich-psychotherapeutische 
und psychiatrische Perspektive mit einbeziehen konnten. 
Das ist auch ganz stark Frau Dr. Montag zu verdanken. 

Der Titel meines Beitrags ist so allgemein gehalten, dass ich 
einen Schwerpunkt setzen muss. Eine psychotherapeutische 
Perspektive auf die Phänomenbereiche Rechtsextremismus 
und Islamismus verleitet natürlich dazu, interdisziplinär einzu-
steigen. Mir ist es wichtig, nicht aus einer so engen Auslegung 
des psychologisch-psychotherapeutischen oder des Richt-
linienverfahrens zu argumentieren. Als Psychoanalytikerin 
werde ich das heute viel weiter, sozusagen auch integrativer 
vortragen, um auch die systemischen und verhaltensthera-
peutischen Kolleginnen miteinzubeziehen. 

Wir alle wissen:  
Der Ausgangspunkt unserer Arbeit ist die Begegnung mit 
Menschen, die sich in verschiedenen Stadien von Radikali-
sierungsprozessen befinden und in ganz unterschiedlicher 
Weise mit extremistischen Strömungen, Gruppen oder Ver-
einigungen in Verbindung stehen, sei es im Online- oder im 
realen Kontext. Wir hoffen, sie auf einem nachhaltigen Weg 
der Distanzierung und des Ausstiegs begleiten zu können. 
Es geht um Menschen, die in diesen Konstellationen in sehr 
verschiedener Weise psychisch belastet oder erkrankt sein 
können. Wir alle wissen auch, dass es eine große Heteroge-
nität von Fallkonstellationen in den betroffenen Phänomen-
bereichen geben kann, seien es beispielsweise

•	 Aktionsorientierte rechtsextreme Jugendliche
•	 Aussteiger aus dem organisierten Rechtsextremismus
•	 Randbereiche der intellektuellen extremen Rechten
•	 Junge Menschen im Hinwendungsprozess zu islamistisch-

identitären Angeboten
•	 sich islamistisch radikalisierende, gewaltorientierte junge 

Menschen
•	 Rückkehrende aus jihadistischen Konfliktgebieten
•	 Mischszenen im Internet mit nihilistischer Gewalt- 

verherrlichung

Man könnte die Liste sehr lange fortsetzen…
In unserem psychotherapeutisch-psychiatrischen Be-
ratungsnetzwerk sind wir schnell zu der Einsicht gelangt, 
dass auch wir als Psychotherapeut:innen, die wir uns auf 
die Unterstützung von Distanzierungs- und Ausstiegspro-
zessen spezialisiert haben, uns mit den Entwicklungen in 
den Phänomenbereichen befassen und möglichst auf dem 

neuesten Stand bleiben müssen. Wir benötigen Kenntnisse 
und Einblicke in die Lebenswelten unserer Klient:innen, in 
Gruppen- und Ideologiewelten sowie in Offline- und Online-
Ökosysteme. 

Die Begleitung von Klient:innen bzw. von Menschen, die sich 
ideologischen oder extremistischen Angeboten zugewandt 
haben, erfordert auch in der Berufsgruppe der Psychothera-
peut:innen Kontextsensibilität. Das ist leider noch zu wenig 
repräsentiert, auch im niedergelassenen Bereich beispiels-
weise. Wir haben daher bei nexus spezifische Formate für 
die interne Fortbildung und die eigene Weiterentwicklung 
geschaffen, um unserer Spezialisierung in diesem Feld  
gerecht zu werden. 

Psychiatrische Universitätsklinik der Charité am St. Hedwig Krankenhaus

Formate zur Unterstützung der Spezialisierung nexus

• Transfer langjähriger Leitungserfahrung in das Team 
• Mitarbeit eines wissenschaftlichen Mitarbeiters (Monitoring-Experte): Heiner Vogel
• Fallbezogene Intervision
• Intervision plus mit Fachinputs

• durch Heiner Vogel (z.B. zu Anasheed, Co-Radikalisierung, Syrien-
Konflikt)

• Durch Kooperationspartner (z.B. F. Wichmann, A. Ritzmann)
• Durch externe Referenten

• Kontextbezogene Beratung anonymisierter Fälle durch Heiner Vogel
• Teilnahme an externen Fortbildungen findet regelmäßig statt
• internes Fortbildungs-Curriculum (ist in Arbeit) 

Abbildung 4: Formate zur Unterstützung der Spezialisierung bei nexus
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Wenn Sie mich nach meiner aus einigen Jahren Erfahrung  
gewachsenen Perspektive auf die Arbeit in den beiden  
Phänomenbereichen fragen, dann kann ich nur sehr  
entschieden sagen, dass rein störungsspezifisches diagnos-
tisches, beratendes oder behandelndes Wissen für diesen 
Bereich auch bei uns Psychotherapeutinnen nicht ausreicht. 
Um es etwas überspitzt zu skizzieren: 

Ein Fachwissen allein zur deskriptiven Diagnostik ist un-
zureichend. Beispiele sind affektive Störungen, neurotische, 
Belastungs- und somatoforme Störungen sowie Verhaltens-
auffälligkeiten mit körperlichen Störungen. Gewiss, eine fun-
dierte Ausbildung und Erfahrung im Bereich der Differential-
diagnostik, Differentialindikation und Behandlungsprognosen 
sind wichtig. Sie sind jedoch nur ein Element spezialisierter 
Kompetenz. Eine psychotherapeutische Mitwirkung in der 
Tertiärprävention erfordert ein umfassendes Fallverständnis, 

eine spezifische Haltung sowie angepasste Vorgehensweisen 
in Beratung und Behandlung. 

Als Anregung und integratives Moment könnte man es so 
formulieren: Ein Fallverstehen durch die Linse des „psycho-
sozialen Fallverstehens“ ist auch für unsere Arbeit in den 
beiden Phänomenbereichen wichtig. Eine Arbeitsdefinition, 
die mir in diesem Zusammenhang immer wieder begegnet 
ist, wurde von Becker/Weyermann (2006) entwickelt. 

Um auch auf Herrn Komarek Bezug zu nehmen: Er meinte 
vorhin, Radikalisierungsprozesse seien soziale Prozesse. 
Dem würde ich zustimmen. Es gibt jedoch ein „Ja, aber”. 
Die soziale Seite, die in Radikalisierungs- und Deradikalisie-
rungsprozessen ihre Wirkung entfaltet, ist uns allen mehr 
oder weniger geläufig. 

Es geht um 
•	 Dynamiken gesellschaftlicher Polarisierung und Verhärtung
•	 Globale Kriege und Zerstörung 
•	 Transgenerationalität und belastende Familiendynamiken
•	 Inhaftierung, Gefangenenlager und Auswirkungen dieser  

Erfahrungen in sozialen Systemen
•	 Flucht, Diaspora, Transnationale Netzwerke
•	 Intra-gruppale Dynamiken  

(z.B. in Peer Groups oder organisierten Gruppen)
•	 Verhältnis von Online- und Offline-Dynamiken 
•	 Gewaltphänomene

•	 Ideologien und ihr Wandel  
(hybride, nihilistische, fluide Formationen)

Es gibt aber auch eine psychische Seite bei Radikalisie-
rungs-, Deradikalisierungs- oder Reintegrationsprozessen. 
Betrachten wir nun diese Seite sowie mögliche Störungen 
oder psychopathologische Veränderungen, dann betreten 
wir das Terrain der Psychotherapie.

Es geht also um Aspekte des Selbsterlebens und darum, 
wie man sich selbst mit anderen Menschen in der Welt 
erlebt. Was macht einen Menschen aus? Durch das eige-
ne Selbsterleben, beispielsweise sich nur als gekränkt und 
benachteiligt in der Welt zu erleben, wird man empfänglich 
für Radikalisierung. Oder durch Beziehungserfahrungen, 
die beispielsweise aus frühen Störungen der Beziehungen 
resultieren. Wie lässt sich daraus eine Vulnerabilität für 
radikalisierende oder ideologisierende Angebote ableiten? 

Psychiatrische Universitätsklinik der Charité am St. Hedwig Krankenhaus

Das Konzept „Psycho-Sozial“ als Linse – auch für Psychotherapeut*innen in 
der Tertiärprävention

Beispieldefinition: 
«Psycho» bezieht sich auf die Psyche oder auch «die Seele» eines Menschen. Es geht um 
Inneres, um Gefühle, Gedanken, Wünsche, Glauben und Werte und darum, wie wir über 
uns selber denken und wie wir die Beziehungen zu anderen wahrnehmen. «Sozial» 
bezieht sich auf die Beziehungen und die Umwelt eines Individuums und beinhaltet 
einerseits die materielle Realität und andererseits den gesamten soziokulturellen Kontext, 
vom komplexen Beziehungsnetz, in dem die Menschen leben, über die vielfältige 
kulturelle Produktion, bis hin zum Gemeinwesen und zum Staat. Das Innere (Psycho) und 
das Äußere (Sozial) beeinflussen sich gegenseitig. Bei «psychosozial» geht es also um die 
Befindlichkeit von Individuen im Verhältnis zu ihrer Umwelt. 

   (aus: Toolkit Gender, Konfliktransfomation und der  
   psychosoziale Ansatz, von Becker/Weyermann 2006)

Abbildung 5: Das Konzept „Psycho-Sozial“ als Linse – auch für Psychotherapeut:innen in der Tertiärprävention Abbildung 6: Die psychische Seite bei Radikalisierung und Deradikalisierung – und ihre Störungen (psychopathologische Sicht)

Psychiatrische Universitätsklinik der Charité am St. Hedwig Krankenhaus

Die psychische Seite bei Radikalisierung und Deradikalisierung – und 
ihre Störungen (psychopathologische Sicht)

• Mögliche Dimensionen und Störungen in diesen Dimensionen: 
• Selbsterleben von sich selbst mit anderen Menschen und in der Welt 
• Beziehungserfahrungen (z.B. frühe Störungen und komplexe Traumata)
• Identität (z.B. Identitätsdiffusion)
• Emotionalität (z.B. Emotionen im regressiven Sog: Wut, Haß, Verachtung)
• Das Denken und seine Störungen (inhaltlich, formal, z.B. Inkohärenz, Zerfahrenheit)
• Zeiterleben (das Gefühl von Zukunftsverlust, unerfüllbaren Wünschen und 

Hoffnungen)
• Wertvorstellungen (Rigidität oder Normlosigkeit)
• Aggression (Impulsivität, unregulierte Zustände)
• Bewältigung von Herausforderungen (Coping)
• Abwehrprozesse („reife“ versus „unreife“ Abwehr: Spaltung, Projektion, Verleugnung)
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All das wäre Teil eines Fallverstehens und könnte zu Ra-
dikalisierungshypothesen führen. Das Gleiche gilt für den 
Bereich der Identität, also Identitätsdiffusion versus rigider 
Identitätsbildung. Der israelische Sozialpsychologe Dan 
Bar-On hat einmal eine monolithische Identität beschrieben, 
die keine innere Pluralität oder Vielfalt zulässt. Das wäre 
eine Art Abwehrprozess. Auch Störungen der Emotionalität, 
Störungen des Denkens, des Zeiterlebens, der Wertvorstel-
lungen, der Aggression und der Bewältigung von Herausfor-
derungen spielen dabei eine Rolle. Und damit haben wir als 
Psychotherapeut:innen und Psychiater eben doch auch bei 
vielen Klient:innen zu tun. Sie merken, das ist eine komplett 
andere Perspektive als die deskriptive Diagnostik, bei der 
über Angststörungen, Depressionen, Manien und andere af-

fektive Störungen oder Wahnerkrankungen gesprochen wird. 
Diese andere Perspektive ist sehr wichtig für unsere Arbeit. 
Diese psychische Seite ist insgesamt viel umfassender als 
nur der Blick auf Diagnosen oder Störungsbilder. Als Berufs-
gruppe brauchen wir diese umfassenden Zugänge, um in der 
Arbeit mit Klienten letztlich Hypothesen zu den auslösenden 
Faktoren oder Motiven der Radikalisierung entwickeln, ge-
eignete Interventionen oder Behandlungswege auswählen 
und Prognosen stellen zu können. 

Bei nexus bemühen wir uns um eine moderne Anwendung 
neuerer Ansätze der Diagnostik und um integrative Zugänge 
in der Behandlung. Neben einem starken psychodynami-
schen Schwerpunkt haben wir derzeit im Projekt auch einen 

systemischen Kollegen und eine verhaltenstherapeutische 
Kollegin, Frau Elias, die heute bereits vorgetragen hat. 

Ein sehr moderner Zugang zur Diagnostik ist übrigens der 
Blick auf Einschränkungen der Persönlichkeitsfunktionen. 
Diesen Ansatz möchte ich Ihnen kurz vorstellen. Er ist sehr 
hilfreich bei der Arbeit mit Klient:innen, wie wir sie auch bei 
nexus betreuen. 

Für die Diagnostik und Therapie bei schweren Beein-
trächtigungen der Persönlichkeitsfunktionen gibt es eine 
sogenannte S3-Leitlinie. Dabei geht es nicht um Persön-
lichkeitsstörungen. Auch wenn es Überschneidungen geben 
kann, bei Persönlichkeitsfunktionen geht es im Wesentlichen 
um die Selbst- und Beziehungsfähigkeit der Patient:innen 
bzw. Klient:innen. Eine S3-Leitlinie dieser Art wurde von der 
DGPT, einer uns auch gut bekannten Fachgesellschaft, be-
treut und von einem Autor:innenkollektiv unter der Leitung 
von Frau Professor Dr. Montag veröffentlicht. Sie stellt die 
höchste Qualitätsstufe im Bereich der evidenzbasierten 
medizinischen Leitlinien dar. 

Wir profitieren auch von der diagnostischen und behand-
lungstechnischen Erfahrung der Klinik der Charité-Univer-
sitätsmedizin. 

Beeinträchtigungen in den Persönlichkeits-
funktionen – als eine moderne diagnosti-
sche und integrative Perspektive
Worum geht es hier bei den Persönlichkeitsfunktionen? 
Das sind zunächst einmal Fähigkeiten, die jeder Mensch in 
verschiedenen Ausprägungen besitzt. Zu diesen Fähigkeiten 
zählen Identität, Selbststeuerung, Mitgefühl und Verbunden-
heit. Sie helfen dabei, mit unterschiedlichsten inneren und 
äußeren Anforderungen umzugehen. Sind diese Funktionen 
beeinträchtigt, kann das Risiko für psychische Erkrankungen 
erhöht sein. Eine Beeinträchtigung der Persönlichkeitsfunkti-

on kann jedoch auch die Folge einer psychischen Erkrankung 
sein. Ab einem bestimmten Ausmaß wird das dann selbst als 
Krankheit eingestuft.

Persönlichkeitsfunktionen lassen sich anhand der Skala 
„Level of Personality Functioning Scale“ einteilen. Diese kann 
hier nur exemplarisch erwähnt werden. 

Es geht immer um die bereits erwähnten Bereiche Identität, 
Selbststeuerung, Empathie und Nähe. Es handelt sich um 
eine Auswahl struktureller Dimensionen, zu denen auch noch 
viele andere und differenzierte Dimensionen gehören. Las-
sen Sie uns jedoch einen Augenblick bei diesen vier Dimen-
sionen verweilen, um Ihnen einen kurzen Einblick zu geben: 

Diejenigen von Ihnen oder euch, die in der Fallarbeit tätig 
sind, können ja einmal versuchen, sich Klient:innen dazu 
vorzustellen. Es geht um die Bereiche Identität, Selbststeue-
rung, Nähe, Verbundenheit und Empathie. Ich möchte das 
nicht weiter vertiefen, sondern Sie dazu anregen, sich bei 
Gelegenheit einmal zu überlegen, wie es um Ihre Klient:innen 
in Bezug auf diese Bereiche steht.  
 
Haben Ihre Klient:innen also – das ist jetzt ein bisschen ide-
altypisch – keine oder eine geringe Beeinträchtigung? Haben 
sie ein klares Selbstkonzept, einen stabilen und positiven 
Selbstwert, eine angemessene Selbsteinschätzung, können 
sich vernünftige und realistische Ziele setzen, erleben Sinn 
und Zufriedenheit in ihrem Leben, können sich in andere 
hineinversetzen, entwickeln Verständnis und Toleranz für die 
Sichtweisen anderer usw.? 

Ich vermute, dass viele von Ihnen, die in der Fallarbeit tätig 
sind, bei dieser Frage eher an wenige Klient:innen denken. 
Wie sieht es aber aus, wenn eine Person schwerwiegende 
Beeinträchtigungen in allen vier Bereichen hat? 
 

Abbildung 7: Beispiel für eine hilfreiche diagnostische Perspektive: Beeinträchtigungen in den Persönlichkeitsfunktionen (1)
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Hier hat man vielleicht sogar schon sehr schwere Beein-
trächtigungen, also zum Beispiel kein Selbstkonzept und kein 
Erleben von Unabhängigkeit. Eine stark verzerrte Selbst-
einschätzung, sehr unpassende und heftige Emotionen, 
realitätsfremde Zielsetzungen sowie das Fehlen persönlicher 
Maßstäbe und Ziele für deren Erfüllung sind typisch. Hinzu 
kommt eine tiefgreifend eingeschränkte Selbstreflexion, ge-
paart mit der Unfähigkeit, sich in andere Menschen hinein-
zuversetzen und andere Sichtweisen zu berücksichtigen. 
Das ist leider bei einem Teil der Klient:innen, nicht bei allen, 
Realität bei der Distanzierungs- und Ausstiegsarbeit. Hier 
gibt es oft schwere oder sehr schwere Beeinträchtigungen. 
Dies ist eine ganz andere Betrachtungsweise als bei einer 
alleinigen Ausrichtung auf die deskriptive Diagnostik. Ich 
möchte noch einmal an das erinnern, was ich vorhin vorge-
tragen habe:

•	 Sind Persönlichkeitsfunktionen beeinträchtigt, kann das 
Risiko für psychische Erkrankungen erhöht sein. 

•	 Jedoch kann eine Beeinträchtigung der Persönlichkeits-
funktionen auch die Folge einer psychischen Erkrankung 
sein. 

•	 Ab einem bestimmten Ausmaß zählt die Beeinträchtigung 
der Persönlichkeitsfunktionen selbst als Krankheit.

Die Realität:  
Mehrfach belastete Klientinnen und  
Klienten als Kooperationsfälle bei nexus
Verfremdetes, idealtypisches Beispiel 1: 
Klientin mit sexuellen Missbrauchserfahrungen sucht An-
schluss an ein radikales Frauennetzwerk, Versuch der Dis-
tanzierung, mehrfach Verwicklung in grenzverletzende Be-
ziehungen zu Männern, Rückfallgefahr in idealisierte Gruppe 
von „Gleichgesinnten“. Behandlung der Beziehungstraumata 
als Voraussetzung für stabile Distanzierung.

Verfremdetes, idealtypisches Beispiel 2: 
Klient mit vielfachen Beziehungsabbrüchen und Odyssee 
durch das Hilfesystem entwickelt eine Borderline-Störung 
mit Suchtproblemen, kehrt mehrfach in die extremistische 
Szene zurück, wo er idealisierte Personen und aktionsorien-
tierte Einbindung findet. Behandlung der komplexen Erkran-
kung als Voraussetzung für stabilen Ausstieg

Diese moderne diagnostische Perspektive, die zwar nur eine 
von verschiedenen Möglichkeiten ist, aber integrativ sowohl 
psychodynamische als auch verhaltenstherapeutische oder 
systemische Kolleg:innen ansprechen kann, ist von hoher 
Bedeutung für die psychotherapeutische Beratung und Be-
handlung von Klient:innen im De-Radikalisierungsprozess.

Bedeutung dieser diagnostischen  
Perspektive für die psychotherapeutische 
Beratung und Behandlung von Klient:innen 
im De-Radikalisierungsprozess

Wenn ich mehr Zeit hätte, könnte ich auf die verschiedenen 
Bereiche der therapeutischen Arbeit mit Klient:innen genau-
er eingehen. Denn es macht durchaus einen Unterschied, ob 
man mit Klient:innen zu tun hat, die mehr oder weniger gut 
verfügbare Persönlichkeitsfunktionen haben oder mit sol-
chen, die schwere Beeinträchtigungen aufweisen. Es macht 
einen Unterschied in den folgenden Bereichen:

1.	 Besonderheiten des Kontaktaufbaus
2.	Sensibilität für frühtraumatische Erfahrungen (Adverse 

Childhood Experiences, komplexe Traumata)
3.	 Fallverstehen unter Einbeziehung familiärer Dynamiken 

und bedeutsamer Bezugspersonen
4.	Emotionalen Halt bieten („Containment“) und Möglichkeit 

der Verarbeitung akuter und chronischer Belastungen
5.	 Fallverstehen und therapeutische Bearbeitung der Invol-

vierung in Gruppendynamiken
6.	Umgang mit den Besonderheiten der Involvierung in On-

line-Welten 
7.	 Fallverstehen und therapeutischer Umgang mit Ideologi-

sierung (innerpsychischen Strukturen, Ansprechbarkeit/
Empfänglichkeit)

8.	Umgang mit Heterogenität und Involvierung in mögliche 
Gewaltphänomene

9.	Starker Fokus auf ressourcenorientierte Arbeit bei Per-
spektivenentwicklung, Gestaltung von Übergängen und 
Neuorientierung

Abbildung 8: Beispiel für eine hilfreiche diagnostische Perspektive: Beeinträchtigungen in den Persönlichkeitsfunktionen (2)



3736

Wenn jemand deutliche Einschränkungen in diesen vier Be-
reichen hat, dann gibt es Besonderheiten beim Aufbau des 
Kontakts in der Therapie. Das ist dann wesentlich schwerer 
und stärker von Ängsten und Misstrauen belastet. Vielleicht 
gibt es erst einmal wenig, was die Idee nährt, dass da ein 
hilfreiches Gegenüber sein könnte. Oder man braucht eine be-
sondere Sensibilität für frühe traumatische Erfahrungen mit 
Klient:innen, die strukturell eher stärker beeinträchtigt sind. 
Diese Erfahrungen müssen ins Verständnis einbezogen wer-
den. Das gilt insbesondere, wenn man sich mit den familiären 
Dynamiken oder der Art und Weise beschäftigt, wie Bezie-
hungen zu bedeutsamen Bezugspersonen bei den Klient:innen 
repräsentiert sind. Oft gibt es dort besonders konflikthafte 
Verwicklungen mit Familienangehörigen, unter denen die 
Klient:innen besonders leiden. Es kommt zu vielen Brüchen 
und Eskalationen, bis hin zu Beziehungsabbrüchen.

Diese Perspektive der Störungen in den Persönlichkeits-
funktionen kann auch genutzt werden, um sich noch einmal 
bewusst zu machen, wie wichtig das sogenannte Contain-
ment ist, wie es in der Psychoanalyse bezeichnet wird. 
Ebenso wichtig ist das Angebot emotionaler Unterstützung 
und die Möglichkeit der Verarbeitung von akuten und chro-
nischen Belastungen. Das ist immens wichtig. Frau Elias hat 
es vorhin auch angesprochen und es ist besonders gut bei 
Klient:innen mit Störungen in diesen Bereichen handhabbar. 

Es ist aber auch – und damit kommen wir in den Kernbereich 
der Deradikalisierungsarbeit – sehr wichtig, diese Arbeit mit 
strukturell beeinträchtigten Patientinnen zu gestalten, wenn 
es um die Bearbeitung und Reflexion von Gruppendynami-
ken geht. Denn das sind Personen, die sich immer wieder in 
dysfunktionale und destruktive Gruppen verwickeln. Das hat 
mit den strukturellen Störungen zu tun. 

Um die Besonderheiten zu verstehen, wie sich Personen 
in Online-Ökosystemen bewegen, in denen es oft um sehr 
regressive emotionale Prozesse geht und in denen sehr viel 
Hass, Verachtung usw. ins Internet transportiert werden, 
kann man es auch einbeziehen. Das sind Wechselbeziehun-
gen. 

Wenn es um das Verstehen von Ideologisierung geht, muss 
man es natürlich fruchtbar machen. Wir sprechen heutzu-
tage immer von hybriden und fragmentierten Ideologien, 
aber das hat einen Widerhall. Das hat eine Komplementarität 
zur inneren psychischen Verfassung von Menschen. Wenn 
Menschen Störungen des Denkens haben, können sie auch 
schlecht kohärent denken. Ein großes Thema. 

Es hat auch eine Bedeutung für den Umgang mit Hetero-
genität und Vielfalt – leider auch mit Gewaltphänomenen. 
Dabei geht es nicht nur um Bedrohungs- und Gefährdungs-

potenziale für die öffentliche Sicherheit, sondern auch um 
Dimensionen wie Gewalt innerhalb der Szene. Wer wird aus 
der Sicht einer extremistischen Szene zum Verräter? Wer lei-
det unter den eigenen Gruppendynamiken? Wer erfährt eine 
Retraumatisierung? 

Und dann geht es natürlich um die ressourcenorientierte 
Arbeit. Dieser Ansatz der Persönlichkeitsfunktionen ersetzt 
also kein vollständiges Verständnis und kann auch nicht 
allein die Radikalisierungshypothese abdecken. Er ist jedoch 
ein äußerst wichtiges Element des Verstehens und auch der 
Behandlungs- und Beratungsplanung. 

Das wollte ich Ihnen kurz nahebringen, um auch diesen Bereich 
ein bisschen besser zugänglich zu machen. Was die Multipro-
fessionalität angeht, sind wir, denke ich, auch auf einem guten 
Weg. 
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Axel Schubohm: Weiter geht es mit dem Thema „Beratungs-
praxis und psychische Erkrankungen”. Die Herausforderung 
der Beratung im Ausstiegs- und Distanzierungs-Setting. 
Alma Fathi ist Ihnen bereits aus dem ersten Block bekannt. 
Hinzu kommt Herr Fabian Wichmann, der jahrzehntelang bei 
Exit-Deutschland im europäischen Kontext gearbeitet hat. 
Ebenso war und ist er im Rahmen von RAN und dem Nach-
folgeprogramm Knowledge Hub tätig. Alma Fathi wird den 
Fokus auf Islamismus legen, Fabian Wichmann auf Rechts-
extremismus.

In diesem Teil werden wir uns mit terroristischen Anschlägen 
und psychischen Erkrankungen befassen. Der Input, den Sie 
jetzt erhalten, ist in drei Teile untergliedert. Zunächst werde 
ich eine kurze Einführung in den gesamten Themenkom-
plex geben. Anschließend werde ich einen Überblick über 
relevante islamistische Anschläge in Deutschland geben, 
bei denen psychische Erkrankungen eine Rolle gespielt 
haben. Dabei handelt es sich um Anschläge, bei denen die 
Gerichte ebenfalls der Auffassung waren, dass eine psy-
chische Erkrankung für die Tatbegehung relevant war. Die 

Täter waren entweder bereits vor der Tat psychisch auffällig 
oder sie wurden nach der Tat in forensisch-psychiatrische 
Einrichtungen untergebracht. Man kann hier tatsächlich von 
Tätern im Plural sprechen. Es handelt sich nämlich um ein 
männliches Phänomen. Ich werde nicht alle Anschläge im 
Detail durchgehen. Ich habe Ihnen jedoch eine Tabelle mit 
allen relevanten Informationen mitgebracht. Im letzten Teil 
meines Inputs werde ich darlegen, welche Einblicke wir aus 
der Praxis in den Themenkomplex geben können. 

Jihadismus/Terrorismus und psychische 
Erkrankungen
Zunächst einmal müssen wir Terrorismus und Amoklauf 
unterscheiden. Beim Terrorismus handelt es sich um Ge-
walttaten, die politisch oder ideologisch motiviert sind. Amok-
taten sind dagegen häufig durch persönliche Motive im engeren 
sozialen Umfeld begründet. Betrachtet man die Anschläge der 
letzten drei Jahre, lassen sich beide Motive tatsächlich nicht 
immer eindeutig voneinander abgrenzen. Dazu werde ich im 
Anschluss noch etwas sagen. 

Terrorismus ist ein spezifisch männliches Phänomen – zumin-
dest, wenn wir uns die Anschläge der letzten Jahre in Deutsch-
land ansehen. Dafür habe ich mir die Anschläge von 2001 bis 
2025 genauer angeschaut. Nicht alle Terroristen sind psychisch 
krank. Frau Sischka und Herr Komarek haben eingangs bereits 
darauf hingewiesen. Man kann nicht automatisch davon ausge-
hen, dass jemand, der eine terroristische Straftat begeht oder 
plant, psychisch krank ist. Wichtig ist, zu betonen, dass der 

überwiegende Teil von Menschen mit psychischen Störungen 
keine Straftaten begeht. Es gibt jedoch bestimmte psychische 
Erkrankungen, bei denen Menschen häufiger zu Straftaten 
neigen. 

Was ist bekannt? Wir wissen, dass psychische Erkrankun-
gen unter terroristischen Einzeltätern häufiger sind als unter 
Terroristen, die in Gruppen agieren. Das ist auch für Laien gut 
nachvollziehbar. Denn jemand, der sich in Gruppen nicht gut 
integrieren kann, hat wahrscheinlich eher mit psychischen Er-
krankungen zu kämpfen. 

Interessant bei terroristischen Einzeltätern ist zudem, dass 
sie im Durchschnitt circa zehn Jahre älter sind als Gruppen-
täter, also Menschen, die sich in terroristischen Gruppierungen 
engagieren. Was wir aus der Praxis immer wieder feststellen 
und was durch die Forschung gut belegt ist, ist außerdem, dass 

Terrorismus in Deutschland – Zahlen 
und Fakten 
§ Zwischen 2001-2025 zählte das BKA 16 vollendete Anschläge 

§ Forschungsprojekt KURI zählte 15 Anschläge zwischen 2001-2023

§ Abweichende Zahlen wegen
§ unterschiedlicher Definition von Islamismus und Terrorismus

§ unterschiedlicher Einschätzung darüber, welche Gruppe als terroristisch einzustufen ist

§ Tabelle 1: 5 Täter von 15 (KURI) haben eine psychische Erkrankung, das ist ein Drittel

§ Tabelle 2: Wenn man die 3 Täter, die keinen eindeutigen Islamistischen Hintergrund 
haben (Attentate zwischen 2024-2025) hinzu zählt, sind 53% der Täter psychisch 
vorbelastet

*KURI (Konfigurationen von gesellschaftlichen und politischen Praktiken im Umgang mit dem radikalen Islam) ist ein Projekt des 
PRIF Leibnitz-Institut für Friedens- und Konfliktforschung 

Abbildung 9: Terrorismus in Deutschland – Zahlen und Fakten

FOKUS ISLAMISMUS: 
PSYCHISCHE ERKRANKUNG & BERATUNGS-
ARBEIT: PROBLEMLAGEN IN DER PRAXIS
Alma Fathi, Grüner Vogel e.V.

die Mehrheit der terroristischen Einzeltäter weder eine religiöse 
Erziehung genossen hat noch über tiefgreifende Kenntnisse des 
Islam, des Korans etc. verfügt. 

Connor und Jill stellen fest, dass 13 bis 14 % der Einzeltäter 
eine höhere Wahrscheinlichkeit aufweisen und bei ihnen 
eher mentale Erkrankungen nachweisbar sind als bei Grup-
pentätern. Es dominieren bestimmte Persönlichkeitsprofile, 
die sich nur schwer in gängige Klassifikationssysteme wie 
das DSM oder das ICD-10 einordnen lassen. Es gibt jedoch 
Persönlichkeitsstörungen, die durchaus eine Rolle spielen. 
In diesem Zusammenhang spreche ich von bestimmten Per-
sönlichkeitsakzentuierungen. Auffällig ist, dass hierbei häufig 
narzisstische, psychopathologische und antisoziale Persön-
lichkeitsstrukturen genannt werden, die mit einem erhöhten 
Aggressionspotenzial einhergehen. Bei Einzeltätern spielen 
bestimmte psychische Erkrankungen wie Schizophrenie, 

BERATUNGSPRAXIS UND PSYCHISCHE ERKRANKUNG  
HERAUSFORDERUNGEN DER BERATUNG IN DER 
DISTANZIERUNGS- UND AUSSTIEGSARBEIT
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Psychosen mit anhaltenden wahnhaften Störungen und Autis-
mus-Spektrum-Störungen eine Rolle. Ebenso können dissoziale 
Störungen, posttraumatische Belastungsstörungen, Depressio-
nen und Alkoholabhängigkeit eine Rolle spielen. 

Islamistische Anschläge in Deutschland

Schauen wir uns nun an, wie viele terroristische Straftaten 
es in Deutschland gab. Hier wurden nur Anschläge berück-
sichtigt, die mit einer psychischen Erkrankung einhergingen. 
Von den hier präsentierten Zahlen sind jugendliche Straftä-
ter ausgenommen. Einerseits gibt es dazu wenig belastbares 
Material, andererseits ist aufgrund des Jugendschutzes auch 
aus der Presse nicht viel zu den Anschlagsplanungen ersicht-

lich. Es gibt auch nur wenig wissenschaftliche Forschung zu 
diesem Themenkomplex. Bei der vorliegenden Datenlage 
scheint es jedoch sehr ähnlich zu sein wie bei Erwachsenen. 

Dem BKA zufolge gab es von 2001 bis 2025 insgesamt 16 
vollendete Anschläge. Das Projekt KURI kommt im gleichen 
Zeitraum hingegen nur auf 15 vollendete Anschläge. Warum 
gibt es da unterschiedliche Zahlen? Einerseits liegt das an 
einer uneinheitlichen Zählung mit unterschiedlichen Defini-
tionen von Islamismus und Terrorismus. Andererseits gibt es 
eine unterschiedliche Einschätzung darüber, welche Grup-
pierungen als terroristisch eingestuft werden. 

In der ersten Tabelle ist zu sehen, dass fünf von fünfzehn 
Tätern (KURI) eine psychische Erkrankung haben, das sind 
etwa ein Drittel. Ziehen wir die hybriden Täter aus der zwei-
ten Tabelle hinzu, sind es insgesamt 53 %. Wir werden heute 
nicht alle Anschläge im Einzelnen durchgehen, aber es gibt 
einige Punkte, die auffällig waren und die für Sie vielleicht 
auch interessant sind. 

Täter mit psychischen Erkrankungen haben in der Regel keine 
direkten persönlichen Verbindungen zu terroristischen Grup-
pierungen. Es handelt sich also nicht um Täter, bei denen von 
angeleiteten Anschlägen gesprochen wird. Vielmehr haben sie 
sich gedanklich bestimmten Ideologien zugehörig gefühlt. Ver-
mutlich haben die meisten, die einer terroristischen Gruppie-

6

Datum Beschreibung Täter Anschlagsziel Waffen Psychische Erkrankung Gruppierung

Juli 2016 Sprengstoff-
anschlag 
Ansbach 

Mohammad Daleel, 
27 J. syrischer 
Asylbewerber 

Weinlokal in der 
Altstadt 
(Rucksackbombe)

Bombe Psychiatrische 
Behandlung im Vorfeld 
der Tat (2025 Psych. 
Aufenthalt) 
Suizidversuch 

Vermutl. 
Verbindungen 
zum IS 

April 
2020

Anschlag 
Waldkraiburg 

Muharrem D., 
27 J. Dt. mit 
kurdischem MH.

Türk. Läden und 
Moscheen

Brandstift
ung 

Schizophrenie IS-Propaganda, 
kein Kontakt zur 
Gruppierung 

Aug. 
2020

Berlin A 100 
Autobahn

Sarmad A., 30 J. Irak, 
Asylantrag abgelehnt 

Motorradfahrer Unfälle Schizophrenie, 
Psychose mit rel. 
Inhalten  

Keine 
Verbindung 

Juni 
2021

Würzburg 
Kaufhaus 

Abdirahman Jibril A. 
Somalia

Menschen im 
Kaufhaus 

Messer Hinweise auf psych. 
Erkrankung 

Al-Shabaab

Nov. 
2021

ICE-Terror Abdelrahman A., 27 
J., Asylantrag pos. 
entschieden

Fahrgäste ICE Messer-
attacke 

Schizophrenie – wurde 
im Verfahren aber nicht 
bestätigt

Keine Kontakte

Terroristische Anschläge / Amok –Täter mit 
psychischen Erkrankungen (I) 

Abbildung 10: Terroristische Anschläge/Amok-Täter mit psychischen Erkrankungen (Tabelle 1)
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Terroristische Anschläge /Amok –Täter mit 
psychischen Erkrankungen (II)

Datum Beschreibung Täter Anschlagsziel Waffen Psychische 
Erkrankung 

Gruppierung 

Dez. 
2024

Weihnachts-
markt 
Magdeburg

Taleb Abdul Mohsen 
50 J., Saudi-Arabien, 
Facharzt für Psychiatrie

Menschen auf 
dem 
Weihnachts-
markt 

PKW Vermutl. Gericht 
befindet ihn für 
schuldfähig - Wahn

Ohne 
Zuordnung

Feb. 
2025

München Farhad N., Fitness 
Influencer, 24 J., als 
unbegleiteter mind. 
Nach Dt. eingereist, 
Asylantrag 2016 
abgelehnt, seit 2021 
Aufenthaltsgenehmigung 

Demonstranten  PKW Gutachten von 2027 
PTBS, anschließende 
Unterbringung, 
psychotische 
Episode zur Tatzeit 

Ohne 
Zuordnung

März 
2025

Mannheim 
Auto 
Innenstadt

Alexander S. Menschen in 
der Innenstadt

PKW Vermutl. Borderline, 
Unterbringung in 
forensischer 
Psychiatrie 

Ohne 
Zuordnung

Abbildung 11: Terroristische Anschläge/Amok-Täter mit psychischen Erkrankungen (Tabelle 2)

rung nahestanden, Propaganda konsumiert. Anhand der Daten 
aus der Tabelle kann man zudem erahnen, dass auch soziale 
Faktoren bei der Begehung der Taten eine Rolle gespielt haben.
An dieser Stelle möchte ich mich sehr vorsichtig äußern, da 
es hierzu nur sehr wenige Studien gibt. Tatsächlich schei-
nen persönliche Krisen sowie strukturelle Aspekte wie der 
Aufenthaltsstatus jedoch eine Rolle für diese Anschläge zu 
spielen. In der Tabelle sehen Sie, welche Taten den Tätern 
zur Last gelegt werden. Es handelt sich um Brandstiftun-
gen, absichtliche Unfälle, bei denen Autos als Tatwerkzeuge 
genutzt wurden, sowie sehr häufig um Messerattacken. Auf-
fällig ist, dass die Anschläge oftmals mit einfachen Mitteln 
durchgeführt wurden. Ob diese Taten im Affekt begangen 
wurden oder nicht, möchte ich an dieser Stelle offenlassen. 
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Das wäre aber eine interessante Frage für unsere Diskussion 
später. 

Kommen wir nun zur zweiten Tabelle mit den hybriden bzw. 
nicht eindeutig ideologisch zuordenbaren Anschlägen. Auch 
hier ist erkennbar, dass die Täter bei der Durchführung der 
Tat auf einfache Mittel zurückgegriffen haben. Bei diesen 
Tätern war es für die Gerichte jedoch nicht eindeutig, ob sie 
aus rein ideologischen Motiven gehandelt haben oder ob 
eine psychische Erkrankung für die Begehung der Tat ur-
sächlich war. 

Einblicke in unsere Beratungspraxis

Welche Erfahrungen haben wir mit unseren Klient:innen 
gemacht? In diesem Teil beziehe ich mich hauptsächlich 
auf Rückkehrerinnen, mit denen wir arbeiten oder gearbei-

tet haben. Dabei handelt es sich um Frauen und Kinder, 
die sich dem sogenannten Islamischen Staat (IS) in Syrien 
angeschlossen haben und anschließend nach Deutschland 
zurückgekehrt sind. 

Diese Frauen haben sich in einer entscheidenden Entwick-
lungsphase, häufig im Jugendalter, in einem jihadistischen 
Kriegsgebiet aufgehalten. Das hat sie stark geprägt. Sie 
haben Krieg erlebt und waren psychischer und physischer 
Gewalt durch ihre Männer sowie durch das IS System aus-
gesetzt. Sie haben Verlusterfahrungen gemacht und teil-
weise Bindungsstörungen entwickelt. Aus meiner Sicht als 
Beraterin habe ich den Eindruck, dass Bindungsstörungen 
möglicherweise bereits im Vorfeld der Radikalisierung eine 
entscheidende Rolle gespielt haben. 

Diese Frauen verbrachten mehrere Jahre in kurdischen 
Camps in Nordost-Syrien, nachdem das Kalifat beendet war. 
Sie litten dort unter äußerst schlechten hygienischen Bedin-
gungen und teilweise unter lebensbedrohlichen Zuständen. 
Zusätzlich befanden sie sich lange Zeit in einer Schwebe-
situation. Das heißt, sie wussten jahrelang nicht, ob sie 
nach Deutschland zurückgeführt werden, ob sie überhaupt 
zurückkommen können. Diese Frauen saßen teilweise zwei 
bis fünf Jahre in den Camps. Von den 31 von uns betreuten 
Rückkehrerinnen aus Kriegs- und Krisengebieten nahmen 17 
nach ihrer Rückkehr nach Deutschland psychologische Hilfe 
in Anspruch. 

Welche Herausforderungen gibt es in der Praxis für die 
psychische Gesundheit? Es gibt verschiedene Dinge, die 
genannt werden müssen. Ein Beispiel sind Entwicklungs-
störungen, die dadurch verursacht werden, dass sich Frauen 
während einer sehr prägenden Phase ihres Lebens in Kriegs- 
und Krisengebieten aufgehalten haben. Das heißt, sie wur-
den in dieser Phase auf eine „verquere“ Weise sozialisiert. 
Dies führt bei vielen dazu, dass sie Menschen allgemein nur 
schwer vertrauen und mit persönlichen Unsicherheiten zu 
kämpfen haben. Ähnlich wie Soldaten, die aus dem Krieg 
zurückkehren, leiden sie häufig unter posttraumatischen Be-
lastungsstörungen (PTBS). 

Außerdem leiden sie oft unter Depressionen und zeigen 
teilweise Symptome von Angststörungen, die durch ver-
schiedene Situationen ausgelöst werden können. Ich denke 
da beispielsweise an Klientinnen, die zu Silvester große 
Probleme haben, wenn es viel knallt. Einige berichteten von 
Angstattacken, als vor einigen Jahren NATO-Übungen über 
Ostdeutschland durchgeführt wurden und Jets sehr tief 
flogen. Für viele Klientinnen waren das retraumatisierende 
Erlebnisse. Stellen Sie sich vor, diese Frauen werfen sich 
aufgrund ihrer Kriegserlebnisse auf den Boden, ergreifen 
die Flucht, packen ihre Sachen und sind von innerer Unruhe 
geplagt. Diese Dinge lösen bei ihnen also noch Jahre später 
Verhaltensweisen aus, die für sie selbst schrecklich sind. 
Kognitiv wissen sie zwar, dass sie in Sicherheit sind und sich 

Frauen und Kinder aus Kriegs- und 
Krisengebieten

Krieg

Psych. & phys. 
GewaltUngewissheit

Flucht & Hunger Verlust-
erfahrungen

17 der 31 
Rückkehrerinnen 

haben psychologische 
Hilfe in Anspruch 

genommen

Bedrohung

Abbildung 12: Frauen und Kinder aus Kriegs- und Krisengebieten

in Deutschland befinden, dennoch haben sie mit den Folgen 
des Erlebten sehr zu kämpfen. 

Einige der Klientinnen haben emotionale Störungen oder 
gar Persönlichkeitsstörungen entwickelt. Diese reichen von 
Borderline-Persönlichkeitsstörungen über ängstlich vermei-
dendes Verhalten und impulsive affektive Störungen bis hin 
zu psychotischen Störungen wie Schizophrenie oder anhal-
tenden wahnhaften Zuständen. Diese Zustände äußern sich 
sowohl physisch als auch psychisch. Die Klientinnen leiden 
unter Flashbacks, Panikattacken und Albträumen. Zudem 
haben einige von ihnen Probleme mit sozialen Ängsten all-
gemein. 

Andere meiden große Plätze und Menschenansammlungen. 
Sie wollen beispielsweise keinen Weihnachtsmarkt oder 
keine Konzerte besuchen. Sie haben Angst vor Anschlägen, 
obwohl sie sich diesem ideologischen System ja eigentlich 
irgendwann selbst angeschlossen haben und solche Taten 
früher unterstützt haben. 

Einige der Klientinnen sind reizbar und teilweise antriebslos. 
Sie zeigen deutliche Symptome einer Depression. Physisch 
äußert sich das in Schlafstörungen, innerer Unruhe sowie 
Kopf- und Bauchschmerzen. Somit zeigen sie psychosomati-
sche Beschwerden, wie sie auch bei Menschen vorkommen, 
die nichts Vergleichbares erlebt haben. Sie bekommen bei-
spielsweise Herzrasen, haben Magen-Darm-Beschwerden, 
Rückenschmerzen usw. 

Herausforderung psychische Gesundheit: 
Männer
Möglicherweise werden wir uns aber noch mit anderen, viel-
leicht sogar größeren Herausforderungen konfrontiert sehen. 
Bisher wurde keine politische Entscheidung darüber getroffen, 
ob die Männer zurückgeführt werden. Einige von ihnen saßen bis 
zu acht Jahre in kurdischen Gefängnissen in Syrien ohne Rechts-
beistand und völlig von der Außenwelt isoliert – eine Situation, die 
auch als „Guantanamo Europas” bezeichnet wurde. 
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Ein Teil der Männer wurde inzwischen in den Irak überstellt, wo 
sie nicht mehr so isoliert sein werden wie in Syrien. In syrisch-
kurdischer Haft saßen sie in Massenzellen ein. Auf den Bildern 
ist zu sehen, wie die Männer untergebracht waren. Sie sind 
abgemagert. Es gab keine guten hygienischen Bedingungen 
und sie waren mit vielen anderen Gewalttätern in einem Raum 
untergebracht. 

Bei den Männern müssen wir wahrscheinlich mit folgenden 
Herausforderungen rechnen: Im sogenannten Kalifat waren 
Männer die Träger der Macht. Einige von ihnen hatten vor allem 
Macht über das Leben von Frauen und Mädchen. Gleichzeitig 
waren sie sowohl während der Zeit des Kalifats als auch danach 
in Gefangenschaft einer anhaltenden ideologischen Indoktrinie-
rung ausgesetzt. Wir wissen von einigen, dass die Isolation in 
kurdischer Haft so stark war, dass sie weder von der Corona-
Pandemie noch vom Sturz des Assad-Regimes etwas mit-
bekommen haben. Sie erlebten einen massiven Wechsel von 
Macht zu Ohnmacht. 

Zudem wurden die ideologischen Feindbilder „bestätigt“, 
wodurch sich die Ideologie weiter verfestigt. Diese Männer 
haben gegen die Kurden gekämpft und wurden anschließend 
von diesen inhaftiert. In Haft wurden sie teilweise schlecht 
behandelt, gefoltert und bedroht. All dies kann zu einer 
(Re-)Radikalisierung und Verfestigung der Ideologie führen. 
Unter derartigen Voraussetzungen findet eine Reflexion des 
Geschehenen kaum statt. Wie in einigen TV-Interviews zu 
sehen war, versinken sie eher in Selbstmitleid. 

Diese Männer haben keinerlei Rechtsstaatlichkeit erlebt: 
Ihnen wurde keine Anklage präsentiert und sie hatten keinen 
Zugang zu juristischem Beistand. Jahrelang lebten sie in 
völliger Unsicherheit, was ihre Zukunft betraf. Sie wussten 
nicht, ob sie jemals zurückkehren oder ihre Angehörigen 
wiedersehen würden. In dieser Zeit gab es keinen Kontakt zu 
ihren Angehörigen. 

Seit 2022 kam auch das Rote Kreuz oder der Rote Halb-
mond nicht mehr in die Gefängnisse. Aufgrund der Isolation 
können psychische Störungen auftreten. 

Unter diesen Umständen können wir davon ausgehen, dass 
die Gefahr einer (Re-)Radikalisierung sehr hoch ist. Wenn 
jemand, der vielleicht mit dem Ende des IS schon von dieser 
Ideologie abgekommen ist, wieder mit Menschen in einem 
Raum eingepfercht ist, die politisch vollkommen von dieser 
Ideologie überzeugt sind und nach wie vor in diesem ideolo-
gischen System leben, ist das nicht hilfreich für eine Distan-
zierung. 

Zusätzlich können psychische Traumata entstanden sein, die 
durch den Krieg, Kampfhandlungen und die Haft verursacht 
wurden. Durch die neuen Entwicklungen und die Unterbrin-
gung im Irak wird sich für diese Häftlinge möglicherweise 
einiges verbessern. So können sie konsularische Hilfe erhal-
ten und über das Internationale Komitee des Roten Kreuzes 
(IKRK) wieder Kontakt zu ihren Angehörigen aufnehmen, in 
Form von Briefen oder sogar Telefonaten. Es besteht jedoch 
auch die Gefahr, dass sie im Irak vor Gericht gestellt und 
zum Tode oder zu lebenslanger Haft verurteilt werden. 
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vorschnelle Psychopathologisierung den politischen Gehalt 
extremistischer Gewalt verfehlt und zur Entpolitisierung 
beiträgt.

Zugleich wäre es analytisch verkürzt, psychische Belas-
tungen vollständig auszublenden (Bialluch, Sischka und 
Vogel, 2023). Vielmehr zeigen Forschung und Praxis, dass in 

bestimmten Konstellationen, etwa bei depressiver Symp-
tomatik, traumabezogenen Belastungen, Kränkungs- und 
Ohnmachtserleben, sozialer Isolation oder biografischen 
Diskontinuitäten, die Anschlussfähigkeit ideologischer An-
gebote erhöht sein kann. Rechtsextreme Narrative bieten 
hier einfache Schuldzuweisungen, klare Deutungsmuster, 
Zugehörigkeit und symbolische Selbstaufwertung. Psychi-
sche Belastungen sind damit nicht ursächlich, können jedoch 
Attraktivität, Stabilisierung und Persistenz extremistischer 
Ideologien mitbedingen. Entsprechend wird weniger von 
einem „Radikalisierungs-Psychotyp“ als von Vulnerabilitäts-
konstellationen ausgegangen, in denen individuelle Disposi-
tionen, biografische Erfahrungen und ideologische Angebote 
ineinandergreifen.

Vor diesem Hintergrund wird der Fall Anders B. zu einem 
paradigmatischen Referenzpunkt. Am 22. Juli 2011 verübte 

er zunächst einen Bombenanschlag im Regierungsviertel von 
Oslo und anschließend ein Massaker auf der Insel Utøya, bei 
dem insgesamt 77 Menschen getötet wurden.

Unmittelbar nach der Tat entwickelte sich eine intensive ge-
sellschaftliche und fachliche Debatte, die sich auf die Frage 
konzentrierte, ob es sich um politisch motivierten Terroris-
mus eines ideologisch gefestigten Täters oder um die Tat 
eines psychisch schwer gestörten Einzeltäters handele. 
Diese Kontroverse konkretisierte sich in zwei widersprüchli-
chen psychiatrischen Gutachten: Während das erste Gut-
achten eine paranoide Schizophrenie diagnostizierte und von 
Schuldunfähigkeit ausging, bewertete das zweite Gutachten 
B. als nicht psychotisch und somit schuldfähig, bei gleichzei-
tig festgestellten Persönlichkeitsauffälligkeiten.

1. Ideologie, Pathologie und die  
Einordnung extremistischer Gewalt 
Grundproblem und Forschungsstand
Die Frage, ob und wie sich extremistische Gewalt an der 
Schnittstelle von Ideologie und Pathologie verorten lässt, ge-
hört zu den zentralen Herausforderungen der Extremismus-
forschung und der kriminalpräventiven Praxis. Sie ist nicht 
nur theoretisch relevant, sondern hochgradig folgenreich: 
Sie entscheidet darüber, ob Täter als politisch motiviert und 
damit strafrechtlich verantwortlich gelten oder ob ihr Han-
deln primär als Ausdruck einer psychischen Störung bewer-
tet wird – mit entsprechenden Konsequenzen für Sanktion, 
Unterbringung und Intervention.

Empirisch zeigt sich jedoch, dass sich diese Trennlinie nur 
selten eindeutig ziehen lässt. Ideologische Weltbilder können 
in sich geschlossen, handlungsleitend und strategisch an-
schlussfähig sein und zugleich Elemente aufweisen, etwa 
Überlegenheitsvorstellungen, Absolutheitsansprüche oder 
Verschwörungslogiken, die auch psychopathologisch inter-
pretierbar sind. 
 
Die Forschung spricht daher gegen monokausale Erklä-
rungsmodelle: Es gibt keinen belastbaren Befund, wonach 
Radikalisierung primär als Folge psychischer Erkrankung zu 
verstehen wäre; vielmehr erfüllt die Mehrheit radikalisierter 
Personen keine Kriterien einer schweren psychiatrischen 
Störung. Radikalisierung ist somit kein Krankheitsbild. Dieser 
Befund ist auch professionsethisch bedeutsam, da eine 

RECHTSEXTREMISMUS ZWISCHEN IDEOLOGIE UND PATHOLOGIE:
HERAUSFORDERUNGEN FÜR AUSSTIEGSARBEIT & 
PSYCHOTHERAPIE
Fabian Wichmann, Grüner Vogel e.V.
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Was sagt die Forschung?

Klarer Befund: Radikalisierung ≠ psychiatrische Diagnose, Mehrheit ohne schwere 
psychische Störung, und Pathologisierung > Entpolitisierung

Psychische Belastungen

Überdurchschnittlich häufig:

§ Depressive Hoffnungslosigkeit

§ Traumatische Vorerfahrungen

§ Kränkungs- & Ohnmachtserleben

§ Soziale Isolation / digitale Ersatzräume

§ Biografische Brüche

Funktion von Ideologie

Rechtsextreme Narrative bieten:

§ Schuldzuweisung

§ Feindbildklarheit

§ Zugehörigkeit

§ Selbstwertkompensation

Nicht Ursache – sondern funktionale 
Anschlussfähigkeit

Abbildung 13: Forschungslage zu Radikalisierung, Vulnerabilität und ideologischer Anschlussfähigkeit

Fabian Wichmann
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Das Gericht folgte dem zweiten Gutachten und verurteilte 
B. 2012 zu 21 Jahren Sicherungsverwahrung mit Verlänge-
rungsoption. Damit wurde die Tat rechtlich eindeutig als 
politisch motivierter Terrorismus eingeordnet.

Juristische und präventionsbezogene  
Konsequenzen
Die Debatte führte zu einer grundlegenden juristischen 
Reflexion. Insbesondere die widersprüchlichen Gutachten 
machten deutlich, dass eine stark diagnoseorientierte Be-
stimmung von Schuldunfähigkeit an ihre Grenzen stößt. In 
der Folge wurde das norwegische Insanitätsrecht stärker an 
funktionalen Kriterien ausgerichtet, insbesondere an der Be-
einträchtigung von Realitätswahrnehmung und Steuerungs-
fähigkeit.

Zugleich wurde die Rolle forensischer Gutachten neu jus-
tiert: Ihre Bedeutung blieb erhalten, ihre Deutungshoheit 
wurde jedoch relativiert und stärker in die juristische Ge-
samtbewertung eingebettet. Damit wurde klargestellt, dass 
die Frage der Schuldfähigkeit nicht ausschließlich medizi-
nisch, sondern normativ-rechtlich zu bestimmen ist.

Darüber hinaus veränderte der Fall den Umgang mit ext-
remistischen Tätern im Strafvollzug und in der Gefahren-
abwehr. Er stärkte die Perspektive, extremistische Gewalt 
primär als politisch-ideologisch motiviertes Handeln zu 
begreifen, auch wenn individuelle Dispositionen eine Rolle 
spielen. Gleichzeitig entwickelten sich differenziertere An-
sätze im Umgang mit Hochrisikotätern sowie eine intensive-
re Verzahnung von Justiz, Sicherheitsbehörden und Präven-
tionsarbeit.

Übertragbarkeit auf den deutschen  
Kontext
Die im Fall Anders B. sichtbar gewordenen Spannungsfelder 
sind nicht auf Norwegen beschränkt. Vergleichbare Aus-
handlungsprozesse lassen sich auch in Deutschland beob-
achten.
Der Anschlag auf die Synagoge in Halle 2019 zeigt einen 
Fall, in dem die ideologische Dimension klar im Vordergrund 
stand. Der Täter handelte aus einem geschlossenen, rechts-
extremen und antisemitischen Weltbild heraus. Trotz the-
matisierter individueller Belastungsfaktoren wurde die Tat 
eindeutig als rechtsterroristisch eingeordnet und die volle 
Schuldfähigkeit festgestellt.

Demgegenüber zeigt der Anschlag am Olympia-Einkaufs-
zentrum in München 2016, wie stark zunächst pathologi-
sierende Deutungen dominierten. Erst im Nachgang wurde 
die rechtsextreme Motivation des Täters anerkannt. Der Fall 
verdeutlicht, wie stark gesellschaftliche und institutionelle 
Wahrnehmungen beeinflussen, ob eine Tat primär als indivi-
duelles oder als politisches Phänomen verstanden wird.

Für die Praxis ergibt sich daraus eine doppelte Anforderung: 
Extremistische Gewalt ist als politisch-ideologisch moti-
viertes Handeln ernst zu nehmen, ohne psychische Belas-
tungen als relevante Kontextfaktoren auszublenden. Gerade 
in dieser Balance liegt die zentrale Herausforderung für die 
tertiäre Prävention.

2. Konstellationen in der Praxis:  
analytische Differenzierung und Interven-
tionsansätze
Die Analyse zeigt, dass sich Radikalisierungsprozesse nicht 
entlang einer einfachen Trennlinie zwischen Ideologie und 

Pathologie einordnen lassen. Für die Praxis bedeutet das: 
Einzelfälle sind in der Regel komplex, widersprüchlich und 
dynamisch.
Gleichzeitig bleibt eine analytische Strukturierung not-
wendig, um handlungsfähig zu bleiben. Die folgenden drei 
Konstellationen sind abstrahierende Idealtypen, die der 
fachlichen Orientierung dienen. Entscheidend ist nicht die 
Kategorisierung selbst, sondern die Frage, wo Intervention 
sinnvoll ansetzt: auf ideologischer, psychosozialer oder klini-
scher Ebene. 

Typ A: Der ideologisch Gefestigte ohne relevante Psycho-
pathologie
Beim Typ A handelt es sich um Personen, die im engeren 
klinischen Sinne als psychisch stabil gelten können. Es liegen 
keine ausgeprägten Störungen der Realitätswahrnehmung, 
keine relevante affektive Dysregulation und keine gravieren-
den Impulskontrollprobleme vor. 

Die Radikalisierung speist sich hier primär aus sozialen und 
identitären Dynamiken: Zugehörigkeit zu rechtsextremen 
Netzwerken, ideologische Konsistenz, Statusgewinn in-
nerhalb der Szene sowie die Verarbeitung politischer oder 
persönlicher Kränkungserfahrungen.

Die zentrale Herausforderung besteht darin, die ideologische 
Radikalität nicht vorschnell zu pathologisieren. Gerade weil 
die geäußerten Überzeugungen emotional zugespitzt, ab-
solut gesetzt und häufig gewaltlegitimierend sind, entsteht 
leicht der Eindruck irrationaler oder „kranker“ Denkweisen. 
Tatsächlich handelt es sich jedoch um in bestimmten Milieus 
geteilte und funktional eingebettete Weltbilder.

Konstellationen in der Praxis 

Ideologisch gefestigt ohne relev. 
Psychopathologie
Psychisch stabil im engeren klinischen Sinne:

§ keine relevante depressive Symptomatik

§ keine Impulskontrollstörung

§ keine Realitätsverkennung

Seine Radikalisierung speist sich aus:

§ Identitätssuche

§ Zugehörigkeit

§ politischer Kränkungserzählung

§ Statusgewinn in der Szene

Vulnerable mit ideologischer 
Funktionalisierung 
Indexperson mit:

§ massiver Kränkungsgeschichte

§ Mobbingerfahrungen

§ sozialer Isolation

§ depressiver Symptomatik

§ ggf. traumatischen Vorerfahrungen

Die Ideologie bietet:

§ Aufwertung

§ Schuldverschiebung

§ Feindbild

§ Struktur

§ Gemeinschaft

Schwere psychische Erkrankung 
mit ideologischer Überlagerung 
Beispielhaft:

§ paranoide Psychose mit 
rechtsextremen Deutungsmustern

§ schwere Persönlichkeitsstörung mit 
massiver Impulsivität

§ substanzinduzierte Enthemmung plus 
ideologische Gewaltlegitimation

§ Hier verschwimmen ideologische 
Narrative mit klinischer 
Realitätsverzerrung.

Abbildung 14: Idealtypische Konstellationen in der Praxis
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Interventionsansatz: Der Schwerpunkt 
liegt hier eindeutig auf der ideologischen 
und biografischen Arbeit. 
Zentral sind:
•	 Dekonstruktion von Feindbildern und Verschwörungsnar-

rativen
•	 Bearbeitung von Identitäts- und Zugehörigkeitsfragen
•	 Entwicklung alternativer Selbst- und Zukunftsentwürfe
•	 Aufbau tragfähiger sozialer Bezüge außerhalb der Szene

Psychotherapeutische Interventionen stehen nicht im Vor-
dergrund. Sicherheitsrelevante Einschätzungen orientieren 
sich primär an ideologischer Festigkeit, Gewaltlegitimation 
und  bereitschaft sowie strategischer Einbindung, nicht an 
klinischen Risikofaktoren.

Typ B: Der Vulnerable mit ideologischer Funktionalisierung
Dieser Typ ist in der Praxis relativ präsent und zugleich 
besonders anspruchsvoll. Hier treffen ausgeprägte psycho-
soziale Belastungen auf ideologische Angebote. Typisch sind 
biografische Erfahrungen wie soziale Isolation, Mobbing, 
Kränkung, Perspektivlosigkeit oder instabile Bindungserfah-
rungen, häufig verbunden mit depressiver Symptomatik oder 
traumabezogenen Belastungen.

Rechtsextreme Ideologie wirkt in diesen Fällen nicht als 
Ursache, sondern als funktionale Ressource: Sie bietet ein-
fache Erklärungen für komplexe Probleme, verschiebt Schuld 
nach außen, erzeugt Zugehörigkeit und stabilisiert einen 
fragilen Selbstwert. Ideologische Narrative übernehmen 
damit teilweise psychische Funktionen, etwa im Umgang mit 
Ohnmacht, Kränkung oder Identitätsunsicherheit.

Die fachliche Herausforderung liegt darin, Ideologie und psy-
chische Belastung weder gleichzusetzen noch voneinander 
zu trennen. Eine reine Ideologiearbeit greift hier ebenso zu 
kurz wie eine ausschließlich therapeutische Perspektive.

Interventionsansatz: Erforderlich ist eine 
integrierte Herangehensweise, die beide 
Ebenen berücksichtigt:
•	 Reflexion der Funktion von Ideologie („Was leistet sie für 

die Person?“)
•	 Arbeit an Selbstwert, Affektregulation und biografischer 

Verarbeitung
•	 Förderung sozialer Integration und stabiler Beziehungen
•	 Aufbau und Begleitung therapeutischer Anbindung, sofern 

notwendig

Besonders relevant ist hier die Kooperation mit anderen 
Hilfesystemen und Regelstrukturen. Gleichzeitig zeigt sich in 
der Praxis häufig, dass entsprechende Versorgungsangebote 
schwer zugänglich sind, mit der Folge, dass Beratungsstellen 
faktisch stabilisierende Funktionen übernehmen, ohne dafür 
strukturell ausgestattet zu sein.

Gerade im Bereich der Gefährdungsbewertung ist eine 
differenzierte Einschätzung erforderlich: Gewaltäußerun-
gen können Ausdruck ideologischer Überzeugung sein 
oder Resultat emotionaler Dysregulation. Beides erfordert 
unterschiedliche Reaktionen. Wie folgenreich es sein kann, 
wenn biografische Erfahrungen in solchen Fällen fachlich 
nicht angemessen eingeordnet oder bagatellisiert werden, 
zeigt ein Praxisbeispiel, das inzwischen mehr als zehn Jahre 
zurückliegt. Eine Frau, die über mehr als zehn Jahre in der 
rechtsextremen Szene aktiv gewesen war und bei ihrem 
ersten Ausstiegsversuch als Quelle für den Verfassungs-
schutz angeworben wurde, kehrte als sogenannte V-Person 
in die Szene zurück und vermittelte dort Informationen. Erst 
nach einem späteren zweiten Ausstieg suchte sie psycho-
therapeutische Hilfe auf. Als sie dort ihre Erfahrungen 
schilderte, wurde ihr zunächst entgegnet, es klinge, als habe 
sie „offensichtlich zu viel Tatort geschaut“. In dieser Reaktion 
zeigt sich ein grundlegendes Problem: Wenn biografische 
Erfahrungen aus extremistischen Kontexten nicht ernst ge-
nommen, bagatellisiert oder mangels fachspezifischen Wis-
sens als überzeichnete Erzählung missverstanden werden, 

geraten auch die tatsächlichen psychischen Belastungen 
und Unterstützungsbedarfe der Betroffenen aus dem Blick. 
Zwar hat sich in den vergangenen Jahren in diesem Bereich 
fachlich einiges entwickelt; das Beispiel verweist jedoch auf 
eine lange bestehende Leerstelle in der Verschränkung von 
Psychotherapie und Ausstiegsarbeit sowie auf den damit 
verbundenen Qualifizierungsbedarf.

Typ C: Schwere psychische Erkrankung mit ideologischer 
Überlagerung
Dieser Typ ist seltener in der Ausstiegsarbeit zu finden, stellt 
aber eine besondere Herausforderung dar. Hier liegen mani-
feste psychische Störungen vor, etwa psychotische Erkran-
kungen, schwere Persönlichkeitsstörungen oder substanz-
induzierte Enthemmungszustände, die mit ideologischen 
Deutungsmustern verschränkt sind.

In solchen Fällen können rechtsextreme Narrative Teil einer 
wahnhaften Realitätskonstruktion werden oder bestehende 
Symptome verstärken. Die Unterscheidung zwischen ideo-
logisch geteilten Überzeugungen und klinisch relevanten 
Realitätsverzerrungen wird hier besonders schwierig.
Die zentrale Gefahr besteht darin, die eigene professionelle 
Rolle zu überschreiten. Eine primär ideologische Bearbeitung 
greift hier nicht, da die zugrunde liegende Problematik auf 
der Ebene der psychischen Erkrankung liegt.

Interventionsansatz: Der Schwerpunkt liegt eindeutig auf der 
psychiatrischen bzw. psychotherapeutischen Behandlung:
•	 Sicherstellung klinischer Diagnostik und Behandlung
•	 enge Abstimmung mit medizinischen und ggf. sicher-

heitsrelevanten Akteuren
•	 Klärung von Gefährdungslagen unter Berücksichtigung 

klinischer Dynamiken

Die Rolle der Ausstiegsberatung ist hier nachgeordnet. Sie 
kann ergänzend arbeiten, etwa bei der sozialen Stabilisie-
rung oder langfristigen Reintegration, ersetzt jedoch keine 
klinische Intervention.

Gemeinsame Herausforderung:  
Differenzierung als professionelle  
Kernkompetenz
Trotz ihrer Unterschiede verweisen alle Konstellationen auf 
eine gemeinsame Grundanforderung: professionelle Diffe-
renzierung. Weder darf ideologische Radikalität vorschnell 
pathologisiert werden, noch dürfen psychische Belastungen 
ausgeblendet werden. Gerade in der Distanzierungs- und 
Ausstiegsarbeit zeigt sich, dass Faktoren wie soziale Isolati-
on, Selbstwertprobleme, Erfahrungen innerer Leere, Krän-
kung oder fehlende Zugehörigkeit nicht nur für Radikalisie-
rungsprozesse bedeutsam sind, sondern auch im Ausstieg 
erneut wirksam werden können. 

Aus der Praxis ist bekannt, dass es in einzelnen Fällen nach 
bereits vollzogenem Ausstieg zu einer erneuten Hinwendung 
zu extremistischen Ideologien oder Milieus kommen kann, 
wenn entsprechende Vulnerabilitäten, Problemlagen und 
Bedürfnisse fortbestehen oder sich unter Belastungslagen 
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chopathologischen Gehalt zu negieren. Entscheidend ist, ob 
es sich um im extremistischen Milieu geteilte Deutungsmus-
ter handelt oder um Auffälligkeiten im Bereich von Realitäts-
prüfung, Affektregulation und Impulskontrolle.

Diese Differenzierung ist grundlegend, da sich daraus unter-
schiedliche professionelle Zuständigkeiten ergeben: Die 
Ausstiegsarbeit befasst sich mit Weltbild, Zugehörigkeit 
und biografischer Einbettung, während psychiatrische und 
psychotherapeutische Settings für Diagnostik und Behand-
lung zuständig sind. Sicherheitsbezogene Akteure bewerten 
Gefährdungslagen. Wo diese Ebenen unscharf werden, steigt 
das Risiko fachlicher Fehleinschätzungen.

Besondere Aufmerksamkeit verdient in diesem Zusammen-
hang die sogenannte therapiesozialisierte Selbstpräsenta-
tion beziehungsweise institutionell adaptierte Reflexions-
muster. Gemeint sind Formen der Selbstbeschreibung, in 

denen Klientinnen und Klienten auf der Grundlage längerer 
institutioneller Vorerfahrungen ein professionell anschluss-
fähiges Sprechen über Gefühle, Problemlagen und die eigene 
Biografie entwickelt haben. Solche Äußerungen können 
sprachlich elaboriert und formal reflektiert erscheinen, ohne 
notwendigerweise auf eine affektiv integrierte Distanzierung 
hinzuweisen. Für die Praxis folgt daraus die Notwendigkeit, 
zwischen tatsächlicher Reflexion und funktional eingesetzter 
Selbstbeschreibung zu unterscheiden, ohne in pauschales 
Misstrauen zu verfallen. Therapiesozialisierte Selbstpräsen-
tation kann Ressource, Schutzstrategie oder strategische 
Kommunikation sein und ist daher stets kontextbezogen zu 
interpretieren.

reaktivieren. Dies verdeutlicht, wie anschlussfähig extre-
mistische Angebote für vulnerable Personen bleiben kön-
nen, wenn keine tragfähigen Alternativen zu Zugehörigkeit, 
Selbstwertstabilisierung und Sinnbildung entstehen. Die Be-
rücksichtigung psychischer Belastungen ist daher nicht nur 
für das Verständnis von Radikalisierungsverläufen relevant, 
sondern auch eine zentrale Voraussetzung für nachhaltige 
Ausstiegsprozesse.

Individuum und Ideologie
Die idealtypischen Konstellationen verweisen auf ein tief-
erliegendes Grundproblem: das Verhältnis von Individuum 
und Ideologie in Radikalisierungsprozessen. Gerade hier 
greifen einfache Ursache-Wirkungs-Modelle zu kurz (Obaidi 
et al., 2025). Weder lässt sich Rechtsextremismus als Folge 
psychischer Erkrankung erklären, noch ist er von individuel-
len Dispositionen, biografischen Erfahrungen und psycho-
sozialen Belastungen unabhängig. Empirisch ist gut belegt, 
dass die Mehrheit radikalisierter Personen keine schwere 
psychiatrische Störung aufweist; Radikalisierung ist kein kli-
nisches Krankheitsbild (Royal College of Psychiatrists, 2016). 
Zugleich zeigen Forschung und Praxis, dass psychische 
Belastungen, Erfahrungen von Kränkung und Ohnmacht, 
soziale Isolation sowie biografische Destabilisierung die 
Anschlussfähigkeit ideologischer Angebote erhöhen können 
(Pfundmair et al., 2024; Allan et al., 2015). Entscheidend ist 
daher nicht die Suche nach einer vermeintlichen Ursache, 
sondern die Frage, unter welchen Bedingungen individuelle 
Vulnerabilitäten und ideologische Deutungsangebote sich 
wechselseitig verstärken.

Radikalisierung ist deshalb weniger als lineare Entwicklung, 
denn als Wechselwirkungsprozess zu begreifen. Individuelle 
Belastungen erzeugen keine extremistischen Überzeugun-
gen, können aber die Offenheit für Deutungsmuster  
erhöhen, die Ordnung versprechen, Ambivalenzen reduzie-

ren und persönliche Krisenerfahrungen in ein geschlossenes 
Erklärungssystem übersetzen. Rechtsextreme Narrative 
bieten in solchen Konstellationen klare Schuldzuweisungen, 
Feindbildklarheit, Zugehörigkeit und symbolische Selbstauf-
wertung. Umgekehrt bleibt Ideologie nicht folgenlos für das 
Individuum: Sie strukturiert Wahrnehmung und affektive 
Verarbeitung, stabilisiert Feindbilder, verfestigt Kränkungs-
erleben und kann Distanzierungsprozesse erschweren, weil 
sie psychisch entlastende Funktionen übernimmt (Obaidi et 
al., 2025).

Für die Distanzierungs- und Ausstiegsarbeit folgt daraus, 
dass ideologische Überzeugungen weder zu pathologisieren 
noch psychische Belastungen als bloßes Begleitphänomen 
zu behandeln sind. Professionell relevant ist die Analyse 
der Funktion, die Ideologie im jeweiligen Fall erfüllt. Die 
Verschränkung von biografischer Erfahrung, psychischer 
Vulnerabilität und ideologischer Bindung lässt sich jedoch im 
konkreten Fall oft nicht trennscharf abbilden. Gerade daraus 
entstehen im Ausstiegssetting spezifische Abgrenzungspro-
bleme: Es bleibt mitunter unklar, ob bestimmte Dynamiken 
primär ideologisch, psychosozial oder psychopathologisch zu 
verorten sind.

3. Praxisprobleme im Ausstiegs- und  
Distanzierungssetting  
Ideologie versus Psychopathologie
Im Distanzierungs- und Ausstiegssetting stellt sich regel-
mäßig die Frage, wie ideologisch geteilte Weltdeutungen von 
psychopathologischen Dynamiken abzugrenzen sind. Dies 
betrifft insbesondere Fälle, in denen Klientinnen und Klien-
ten ausgeprägte Feindbilder, verschwörungsideologische 
Erklärungen, Kränkungsnarrative oder Gewaltlegitimationen 
artikulieren. Die fachliche Herausforderung besteht darin, 
diese Äußerungen weder vorschnell als Ausdruck klinischer 
Symptomatik zu interpretieren noch ihren möglichen psy-

Praxisprobleme
Ideologie versus Psychopathologie -             
Wo verläuft die fachliche Grenze?

§ ausgeprägte Feindbilder

§ Verschwörungsüberzeugungen

§ massive Kränkungserzählungen

§ Gewaltlegitimation

§ Aber auch: therapiesozialisierte 
Selbstpräsentation oder auch als 
institutionalisiert adaptierte 
Reflexionsmuster bezeichnen

Hilfebedarf versus Sicherheitslogik - das 
strukturelle Spannungsfeld

§ Ein Klient äußert Gewaltfantasien.

§ Er spricht über Waffeninteresse.

§ Er zeigt Ambivalenz gegenüber Gewalt.

Was passiert nun und welche Konsequenzen 
ergeben sich aus der gewählten Option.

§ Dokumentation

§ Information Dritter

§ Konfrontation

§ Beziehungsarbeit

Zuständigkeit versus Ressourcen -  
strukturelle Verwundbarkeit

§ Traumafolgestörungen

§ depressive Episoden

§ substanzgebundene Problemlagen

§ Persönlichkeitsakzentuierungen

§ massive soziale Desintegration

Das Problem ist:

§ Anschlussversorgung 

§ Wartezeiten

§ Extremismusspezifische Kompetenz ist 
nicht selbstverständlich vorhanden.

Das führt teilweise dazu, dass Beratungs-
stellen psychosoziale Stabilisierung mit 
übernehmen - ohne dafür strukturell 
ausgestattet zu sein.

Abbildung 15: Praxisprobleme im Ausstiegs- und Distanzierungssetting
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Hilfebedarf versus Sicherheitslogik

Ein weiteres zentrales Spannungsfeld ergibt sich aus dem 
Verhältnis von Hilfebedarf und Sicherheitslogik. Ausstiegs-
arbeit ist auf Freiwilligkeit, Vertraulichkeit und belastbare 
Arbeitsbeziehungen angewiesen. Ohne Vertrauen lassen sich 
weder ideologische Bindungen noch biografische Belas-
tungskonstellationen nachhaltig bearbeiten.

Gleichzeitig handelt es sich um ein sicherheitsrelevantes 
Feld, in dem Fragen der Gefährdung, der Informations-
weitergabe und der Einbindung weiterer Stellen auftreten 
können. Gewaltfantasien, Waffeninteresse oder Ambivalen-
zen gegenüber Gewalt sind nicht nur kommunikative Inhalte, 
sondern können handlungsleitend werden.

Daraus ergibt sich ein professionelles Spannungsfeld: Erfolgt 
die Intervention zu früh und primär sicherheitslogisch, kann 
die Arbeitsbeziehung destabilisiert werden; erfolgt sie zu 
spät, besteht die Gefahr, risikorelevante Entwicklungen 
zu übersehen. Diese Spannung erfordert klar definierte 
Standards, transparente Prozesse und nachvollziehbare 
Schwellenwerte für Vertraulichkeit, Dokumentation und 
Kooperation. Besonders deutlich tritt dieses Problem in 
sicherheitsrelevanten Fallkonstellationen hervor. Gerade 
dort, wo ideologische Verfestigung, psychische Belastung, 
Gewaltfantasien oder konkrete Risikosignale zusammentref-
fen, sind stabile und klar geregelte Kooperationsstrukturen 
unverzichtbar. Die Vulnerabilität des Feldes besteht dann 
nicht nur in Versorgungslücken, sondern darin, dass instabile 
oder nur projektförmig finanzierte Strukturen unter hoher 
fachlicher und institutioneller Belastung schnell an Grenzen 
geraten. In solchen Fällen wird besonders sichtbar, dass 
nachhaltige Ausstiegsarbeit, psychosoziale Unterstützung 
und sicherheitsbezogene Einschätzung nicht nebeneinander-
her laufen dürfen, sondern belastbar miteinander verzahnt 
sein müssen.

Zuständigkeit versus Ressourcen

Die Frage nach Zuständigkeit und Ressourcen verweist auf 
strukturelle Bedingungen der Praxis. Ausstiegsbegleitung ist 
keine Psychotherapie, arbeitet jedoch regelmäßig mit Perso-
nen, bei denen erhebliche psychische Belastungen, Trauma-
folgen, depressive Symptomatik, Suchtproblematiken oder 
soziale Destabilisierung vorliegen (Rau et al., 2020).

Daraus ergibt sich ein doppeltes Spannungsverhältnis: Einer-
seits müssen psychische Vulnerabilitäten erkannt und eingeord-
net werden; andererseits sind Beratungsstellen weder personell 
noch institutionell darauf ausgelegt, psychotherapeutische 
Behandlungen zu ersetzen. Lange Wartezeiten, Zugangs-
hürden, fehlende extremismusspezifische Kompetenz sowie 
Stigmatisierung erschweren die Inanspruchnahme psycho-
therapeutischer Hilfe. Hinzu kommt, dass Unterstützung in 
rechtsextremen Kontexten häufig als Ausdruck von Schwäche 
oder als Annäherung an das abgelehnte „System“ gilt und daher 
zunächst abgewehrt wird. Fallerfahrungen zeigen, dass psycho-
soziale, insbesondere psychotherapeutische Hilfen oft erst dann 
in Anspruch genommen werden, wenn im Zuge von Distan-
zierung oder Ausstieg ideologische Abwehrmechanismen und 
Feindbildkonstruktionen an Bindungskraft verlieren und dadurch 
eine kognitive Öffnung gegenüber externen Unterstützungs-
angeboten möglich wird. Unter diesen Bedingungen verschiebt 
sich die Bearbeitung psychischer Problemlagen faktisch in die 
Ausstiegsberatung, ohne dass hierfür eine entsprechend belast-
bare Infrastruktur zur Verfügung stünde (Rau et al., 2020).

4. Was braucht es strukturell?

Aus den dargestellten Spannungsfeldern wird deutlich, dass 
die Herausforderungen nicht allein auf der Ebene einzelner 
Fallverläufe liegen, sondern wesentlich strukturellen Charak-
ter haben. 

Dass dieser Kooperationsbedarf nicht nur konzeptionell, 
sondern auch empirisch gut begründet ist, zeigt eine aktuelle 
Bedarfserhebung des IZRD unter 879 Therapeut:innen (Hud-
ler, 2026). Die Befragung verdeutlicht, dass diskriminierende, 
verschwörungsideologische und extremismusnahe Einstellun-
gen im psychotherapeutischen Alltag präsent sind. Zugleich 
verweist sie auf erhebliche Unsicherheiten im professionellen 
Umgang und auf einen ausgeprägten Bedarf an Fortbildung, 
Vernetzung und fachlicher Unterstützung. Besonders auf-
schlussreich ist dabei, dass das Problem weniger in grund-
sätzlicher Ablehnung als in fehlenden strukturellen Voraus-
setzungen liegt: Nur etwa ein Drittel der Befragten kannte 

spezialisierte Distanzierungs- und Ausstiegsberatungsstellen, 
und nur 43 von 879 Personen berichteten von Erfahrung in 
gemeinsamer Fallbearbeitung. Gleichzeitig konnten sich 58 
% der Befragten eine Zusammenarbeit mit solchen Stellen 
grundsätzlich vorstellen, weitere 35 % unter bestimmten 
Bedingungen. Auch die psychotherapeutische Begleitung ent-
sprechend vermittelter Klient:innen wurde mehrheitlich nicht 
ausgeschlossen: 43 % hielten sie grundsätzlich für vorstellbar, 
weitere 44 % unter bestimmten Voraussetzungen. 

Notwendig sind demnach komplementäre Unterstützungs-
strukturen, in denen psychische Belastungen erkannt, fach-

Zusammenspiel von:
Biografie & Identitäts-
unsicherheit & Ideologie 
&Belastung

Vulnerabilität & Versorgungsrealität

• Keine spezifische Diagnose
• Keine klinische 

Vorhersagelogik
• Forschung spricht 

von Vulnerabilitäts-
konstellationen

sondern als:
• Beschleuniger
• Stabilisator
• Distanzierungshemmnis

• Wir arbeiten nicht therapeutisch
• Aber wir arbeiten mit 

psychischer Vulnerabilität
Aufgabe: Erkennen – Einordnen – 
Kooperieren.

Kein Radikalisierungs-
Psychotyp

Psychische Erkrankung 
wirkt nicht als Ursache

Versorgungsrealität

Barrieren:
• Stigmatisierung
• Misstrauen
• fehlende Kompetenz (Ext.)
• lange Wartezeiten
• Versorgungslücken

Zentrale Spannung für 
die Beratung

Abbildung 16: Vulnerabilität und Versorgungsrealität
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gerecht weitervermittelt und zugleich ideologische Dynami-
ken eigenständig bearbeitet werden können, insbesondere 
für sicherheitsrelevante Fälle. 

Dazu gehören belastbare Kooperationsstandards, transpa-
rente Verfahren und institutionell abgesicherte Kommunika-
tionswege. Nur unter solchen Bedingungen lässt sich verhin-
dern, dass Zusammenarbeit von informellen Kontakten oder 
individuellem Engagement abhängt.

Erforderlich sind klar definierte Schnittstellen zwischen 
Distanzierungs- und Ausstiegsarbeit, Psychiatrie, Psycho-
therapie und sicherheitsbezogenen Institutionen. Voraus-
setzung dafür ist eine präzise Rollenklarheit: Beratung ist 
keine Diagnostikstelle, Psychotherapie ist keine Deradika-
lisierungsmaßnahme und Sicherheitsbehörden sind keine 
psychosozialen Helfersysteme. Diese Unterscheidung dient 
nicht der Abgrenzung, sondern der koordinierten Zusam-
menarbeit.

Ebenso zentral ist die Qualifizierung der beteiligten Profes-
sionen. Beratungsfachkräfte müssen Belastungskonstella-
tionen und Grenzen des eigenen Auftrags erkennen können; 
therapeutische Fachkräfte benötigen die Bereitschaft und 
Kompetenz, mit rechtsextrem orientierten Patientinnen und 
Patienten zu arbeiten, ohne in moralische Abwehr oder fach-
lich problematische Relativierungen zu verfallen.

Darüber hinaus braucht es verlässliche und kontinuierliche 
Ressourcen. Ausstiegsbegleitung ist Beziehungsarbeit; psy-
chische Stabilisierung ist ein Prozess. Kurzfristige Projektlo-
giken, fehlende Therapieplätze und ungesicherte Kooperati-
onsstrukturen erzeugen in einem sicherheitsrelevanten Feld 
ein fragiles System. Strukturelle Stabilität ist daher keine 
administrative, sondern eine fachliche Notwendigkeit.

5. Zusammenfassung

Die professionelle Herausforderung im Distanzierungs- und 
Ausstiegssetting besteht weder darin, Extremismus zu 
pathologisieren, noch darin, psychische Belastungen als 
randständige Begleitvariablen zu behandeln. Erforderlich ist 
vielmehr eine mehrfache Differenzierung: zwischen politi-
scher Überzeugung und psychopathologischer Symptomatik, 
zwischen tatsächlicher Reflexion und therapiesozialisierter 
Selbstpräsentation, zwischen Hilfebedarf und Sicherheitslo-
gik sowie zwischen dem spezifischen Auftrag der Ausstiegs-
arbeit und den Zuständigkeiten anderer Professionen.

Exemplarisch zeigte sich dies in der norwegischen Diskus-
sion nach den Anschlägen von Oslo und Utøya. Die Ausein-
andersetzung um die Frage, ob die Tat primär als Ausdruck 
psychischer Störung oder als politisch-ideologisch moti-
vierter Terrorismus zu bewerten sei, machte deutlich, wie 
folgenreich vorschnelle Zuschreibungen sind – für die recht-
liche Bewertung ebenso wie für institutionelle Zuständigkei-
ten und den präventiven Umgang mit Tätern. Zugleich zeigte 
sich, dass rein diagnoseorientierte Deutungen komplexen 
Konstellationen nicht gerecht werden.

Diese Differenzierungen sind deshalb kein theoretischer 
Überschuss, sondern eine Grundbedingung professionellen 
Handelns. Sie entscheiden darüber, ob Fälle pathologisiert, 
bagatellisiert oder in ihrer Komplexität bearbeitet werden. 
Angesichts sich wandelnder Radikalisierungsdynamiken 
und neuer extremistischer Konstellationen ist davon auszu-
gehen, dass diese Anforderungen weiter zunehmen werden. 
Trotz deutlicher Fortschritte im professionellen Verständ-
nis zwischen Ausstiegsarbeit, Psychotherapie und weiteren 
beteiligten Akteuren ist die strukturelle Absicherung dieser 
Zusammenarbeit bislang unzureichend.

Erforderlich sind daher Modelle, die nicht nur situativ oder 
projektförmig kooperieren, sondern nachhaltig finanziert, in-
stitutionell verbindlich und auf Kontinuität angelegt sind. Nur 
verlässliche Strukturen schaffen Planungssicherheit, klären 
Zuständigkeiten und sichern Übergänge. Gerade im Umgang 
mit komplexen und sicherheitsrelevanten Fällen sind belast-
bare Kooperationsmodelle notwendig, um Abbrüche, Versor-
gungslücken und Zugangshindernisse nicht nur im Einzelfall 
aufzufangen, sondern strukturell zu verringern. 

Wo Risikodynamiken, psychische Belastungen und ideologi-
sche Bindungen zusammenwirken, zeigt sich in besonderer 
Weise, wie vulnerabel das Feld ohne tragfähige Schnittstellen 

ist. Fehlende Anschlussversorgung, unklare Zuständigkeiten 
oder personengebundene Kooperationen können hier nicht 
nur Distanzierungsprozesse schwächen, sondern auch die 
nachhaltige Bearbeitung von Gefährdungslagen beeinträch-
tigen. Dringlich ist daher der Aufbau einer langfristig trag-
fähigen Infrastruktur, die qualifizierte Zugänge, fachübergrei-
fende Kooperation und verlässliche Versorgung institutionell 
absichert und auch in sicherheitsrelevanten Fallkonstellatio-
nen belastbar bleibt.
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Wenn es strukturell verwundbare junge Menschen gibt, die es 
nicht ertragen können, dass ihre Zukunft viel düsterer ist als 
die derjenigen, die im Wirtschaftswunder aufgewachsen sind, 
dann haben wir ein Problem. Man muss also auch die struktu-
rellen Störungen, die diesen Tendenzen zugrunde liegen, ernst 
nehmen. Und damit sind wir wieder im Bereich der psychothe-
rapeutischen Versorgung.

Fabian Wichmann: Es gibt unterschiedliche Lesarten und 
dahinter stecken unterschiedliche Logiken, die aktuell auch 

nach Deutschland überschwappen. Wir übernehmen den 
Begriff gerade und setzen ihn parallel zu Rechtsextremismus 
und Islamismus, obwohl die Einordnung für uns noch nicht 
einmal klar ist. Von daher würde ich dafür plädieren, dass 
man sich mit den Begrifflichkeiten noch einmal auseinander-
setzt und sich fragt: Sind wir da wirklich? Welche struktu-
rellen Hilfebedarfe haben wir und wie können wir diese am 
besten decken? Da gibt es sicherlich relevante Erfahrungen, 
die wir austauschen können. Aber wir sollten das nicht als 
nächsten Phänomenbereich einfach in den großen Topf 
kippen, sondern vielleicht noch ein bisschen differenzieren. 
Ich hoffe, dass wir auch noch mal eine Diskussion anstoßen 
können.

Publikum: Die vorhin genannte dritte Version der Schweige-
pflichtentbindung, also die ganz offene, entbindet sie von der 
Schweigepflicht für den unbegrenzten Austausch zwischen 
Kollegen oder auch darüber hinaus? Gibt es Auflagen oder 
Gespräche mit den Finanzierern oder Förderern über die 
Handhabung der Sicherheitsabfrage? Oder handelt es sich 
um ein rein fachliches Gespräch? 

Alma Fathi: Ich möchte darauf kurz antworten. Tatsächlich 
wird auch bei dieser dritten Schweigepflichtentbindung mit 
den Klient:innen Rücksprache gehalten, für welche Bereiche 
sie gilt. Das gilt natürlich nicht unbedingt für die Sicherheits-
behörden, sondern in erster Linie für das Hilfesystem im 
Interesse der Klient:innen. Es wird besprochen, ob beispiels-
weise mit der Bewährungshilfe, einer Therapeutin oder einer 
Ambulanz gesprochen wird. Zu Ihrer zweiten Frage verweise 

Publikum: Ich arbeite an einem Projekt, das sich mit Kindern 
in Familien mit extremistischen Bezügen befasst. Meine 
Frage ist, inwiefern die Situation der Kinder bei Rückkehre-
rinnen, aber auch bei anderen Indexpersonen ein Faktor für 
psychische Belastung und für den Beratungsverlauf ist und 
wie diesem Faktor begegnet werden kann. 

Kerstin Sischka: Ich würde gerne eine sehr kurze Antwort 
geben, die aber viel mehr Raum bräuchte. Es geht nämlich 
darum, wie feinfühlig oder sensibel Eltern für die Entwick-
lung, die psychischen Belastungen, das Erleben und das Ver-
halten ihrer eigenen Kinder sind. Diese Feinfühligkeit ist ein 
extrem wichtiger Resilienzfaktor und eigentlich ein Element 
sicherer Bindung. Diese dürfte aber sicherlich oftmals in der 
Form nicht ausreichend vorliegen, gerade bei dieser Gruppe. 
Es geht also gar nicht darum, irgendwelche großen Versor-
gungsstrukturen für diese Kinder zu schaffen. Die Eltern sind 
die allerwichtigsten Bezugspersonen. An deren Reflexions-
fähigkeit, Bindungsfähigkeit, Wahrnehmungsfähigkeit der 
Entwicklung ihrer Kinder und ihrer Bereitschaft, angemesse-
ne Unterstützung zu geben, muss gearbeitet werden. 

Publikum: Meine Frage geht an Sie, Frau Sischka. In Ihrem 
Vortrag haben Sie erwähnt, dass Sie zunehmend Patienten 
haben, die aus dem nihilistischen Gewaltbereich kommen. 
Dabei steht nicht unbedingt eine klare ideologische Über-
zeugung im Vordergrund, sondern eher eine allgemeine 
Gewaltverherrlichung und Gewaltaffinität. Ein ähnliches 
Phänomen beobachten wir zunehmend: Am Anfang steht die 
Begeisterung für Gewaltvideos, gerade bei Jugendlichen.  

Wie würden Sie dem aus therapeutischer Perspektive be-
gegnen und wie würden Sie das einschätzen? 

Kerstin Sischka: Vielen Dank für die Frage. Wir sind mit der 
expliziten Unterstützung der Arbeit in den Phänomenberei-
chen Islamismus und Rechtsextremismus als nexus ent-
standen. Auch wenn diese Phänomenbereiche differenzierter 
geworden sind und teilweise selbst hybride Dynamiken 
aufweisen, haben wir uns bisher noch nicht entschieden, uns 
systematisch diesem Bereich zu widmen, da dies eine Frage 
der Kapazitäten ist. Ich hatte auch schon einen Patienten, 
der explizit wegen Propagandadelikten und Gewaltverherr-
lichung verurteilt worden war und auch nihilistische und 
gewaltverherrlichende Tendenzen aufwies. 

Unter Umständen würde man hier in den Bereich der allge-
meinen Gewaltprävention und des allgemeinen Bedrohungs-
managements hineinkommen. Das war bisher tatsächlich 
nicht die Intention von nexus und ich weiß auch nicht, ob es 
das jemals sein wird, das versuchen wir eigentlich zu vermei-
den. Nichtsdestotrotz sind die von Ihnen angesprochenen 
Entwicklungen höchst besorgniserregend. Dafür braucht es 
auch psychotherapeutische und psychiatrische Strukturen 
und Beiträge. Ein weiterer Punkt ist, dass dieser Bereich 
des Nihilismus bzw. des nihilistischen Gewaltextremismus 
auch ein Symptom ist, auf das das Gefühl von Zukunftsver-
lust in der jüngeren Generation rekurriert. Dieses Gefühl des 
Zukunftsverlusts können junge Menschen auf sehr unter-
schiedliche Art und Weise ertragen – oder auch nicht. 

FRAGEN AUS DEM PUBLIKUM
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kontraproduktive Wirkung und verhindert die Entwicklung 
der Freiwilligkeit? Es gibt ja auch Vorstellungsweisungen, 
die erst einmal keine Therapieweisungen sind. Dabei kann 
ein Erstkontakt angebahnt und auch die Therapiemotivation 
gefördert werden. Das müsste man von der Person abhängig 
machen, von der Art und Weise, wie man mit ihr arbeiten will 
und von ihren Vorerfahrungen. Es sollte keine Zuschreibung 
sein, dass jemand eine Therapie braucht. Wie nimmt sie das 
auf? Kann sie damit arbeiten? 

Alma Fathi: Ich sage jetzt einmal etwas ganz Konträres. Ich 
finde es manchmal ganz gut bei bestimmten Personen, auch 
wenn sie keine Therapie-Motivation haben. Ich finde, eine 
Therapiemotivation kann sich auch durch Zwang entwickeln, 
wenn sie in der therapeutischen Beziehung tatsächlich fest-
stellen, dass sie ihnen etwas nutzt. Aber grundsätzlich bin 
ich bei Kerstin. Das muss individuell betrachtet werden. 

Axel Schurbohm: Die letzte Frage, bitte. 

Publikum: Wir arbeiten seit 2012 in diesem Themenfeld 
und haben die Wahrnehmung, dass die Regelversorgung 
aktuell desaströs ist und der Bedarf unserer Klientinnen 
und Klienten häufig nicht gedeckt wird. Deshalb führen wir 
das Projekt „Schnittstelle Jugend” durch, um Fachkräfte zu 
schulen. Denn die Belastungen bei den Klient:innen spielen 
sich häufig auf der Seite der Fachkräfte ab, die sich damit 
auseinandersetzen müssen. 

Ich möchte den Fokus aber noch einmal auf die Gruppe der 
Geflüchteten verengen. Die waren ja auch teilweise in den 
Anschlagsszenarien und Anschlagsversuchen im Vortrag von 
Alma drin, aber auch in allem, was eben unter der Straf-

ich auf den Sicherheitsleitfaden des BAMF. Daran orientieren 
wir uns.

Kai Abraham (aus dem Publikum): Mein Name ist Kai Abra-
ham und ich bin Vollzugsleiter der JVA für Frauen in Berlin. 
Meine Frage geht an Frau Sischka. Wie schätzen Sie die 
Situation ein, dass Gerichte für Zeiten der Bewährung oder 
der Führungsaufsicht Therapien als Auflage setzen? Wel-
che Auswirkungen hat das auf die Therapiemotivation Ihrer 
Klient:innen? Merken Sie das im Verlauf oder ergibt sich das 
irgendwie im Laufe der Zeit? Das würde mich sehr interes-
sieren.

Alma Fathi: Ich würde dazu kurz etwas sagen und dann 
gerne an Kerstin weitergeben. Tatsächlich ist das ein struk-
turelles Problem, finde ich. Ich finde es gut, dass Gerichte 
psychologische und psychotherapeutische Bedarfe erkennen 
und an die Verurteilten adressieren. Schwierig ist, dass diese 
Maßnahmen nicht finanziert sind. In Baden-Württemberg 
werden wir später von BIOS hören, dass die Psychotherapie 
finanziert ist. Wenn Gerichte Weisungen geben, kann direkt 
im Anschluss mit der Therapie begonnen werden, weil es 
entsprechende Strukturen gibt. Für unsere Klient:innen 
ist es sehr schwierig, da sie sich selbst auf die Suche nach 
geeigneten Therapeut:innen und Therapieformen machen 
müssen. Das ist strukturell nicht gut durchdacht. 

Kai Abraham (aus dem Publikum): Und die Therapiemotiva-
tion?

Kerstin Sischka: Ich kann keine Schwarz-Weiß-Antwort oder 
eine Ja-Nein-Antwort darauf geben. Aber es gibt ja Kontexte, 
in denen darüber beraten wird, welche Auflagen oder Wei-

sungen eine Person sozusagen mit auf den Weg bekommt. 
In den Haftanstalten gibt es vor der Entlassung die entspre-
chenden Vollzugsplan-Konferenzen, bei denen im besten Fall 
auch die Bewährungshilfe eingeladen ist. Dort wird darüber 
nachgedacht, welche Arten von Auflagen und Weisungen 
indiziert sein könnten. Im Rahmen der Führungsaufsicht gibt 
es die Möglichkeit, noch einmal nachzusteuern. 

Wenn jemand fünf Jahre Führungsaufsicht bekommen 
hat, lässt sich das adaptieren bzw. gestalten. Es gab eine 
Zeit lang die Tendenz, Personen, die einschlägig verurteilt 
wurden und ihre Haftstrafe abgesessen haben, mit allen 
nur denkbaren Auflagen und Weisungen zu überladen. Das 
ist sicherlich ohnehin ungünstig, aber wenn es um Psycho-
therapie geht, müsste man eine allgemeine Einschätzung 
der Person zugrunde legen und auch die Frage antizipieren: 
Was macht das mit den Menschen? Hat es also eher eine 

barkeitsgrenze ist. Seit 2017 arbeiten wir im Kontext „Ge-
flüchtete und islamistische Radikalisierung” und stellen fest, 
dass es für diese Gruppe noch schwieriger ist, einen The-
rapieplatz oder eine psychosoziale Beratung zu bekommen. 
Es geht um den Zugang zur Regelversorgung, Finanzierung 
usw. und um Sprachbarrieren. Habt ihr dazu einen Ansatz? 
Habt ihr Empfehlungen? Habt ihr Tipps? Das geht auch an 
die ganze Runde. Vielleicht hat jemand noch weitere Tipps. 

Kerstin Sischka: Es gibt eine neue Möglichkeit für appro-
bierte Psychotherapeutinnen, sich nicht im Rahmen einer 
Sonderermächtigung niederzulassen, sondern über die 
Kassenärztliche Vereinigung (KV) der Länder eine Erlaubnis 
zur Niederlassung zu bekommen. Voraussetzung ist, dass 
sie bestimmte, besonders belastete Gruppen behandeln, 
zum Beispiel komplexbelastete, suchterkrankte Menschen 
mit schweren psychischen Störungen oder Menschen mit 
Traumafolgestörungen. Dafür müssen sie sich mit be-
stimmten Kooperationspartnern zusammenschließen. Das 
könnten übrigens auch sozialpsychiatrische Dienste oder 
Rehaeinrichtungen sein. Man müsste ausprobieren, ob 
solche Kooperationspartner auch Fachberatungsstellen für 
Distanzierungs- und Ausstiegsarbeit sein könnten, um junge 
Kolleginnen zu gewinnen. Diese könnten sich sonst erst nach 
Jahren über die Zulassungsausschüsse einen Sitz erkämpfen, 
was mit hohen Kosten von mehreren zehntausend Euros 
verbunden wäre. Dafür braucht man Kooperationspartner, 
sonst macht die KV nicht mit.  Das ist sehr lohnenswert. 



Rechtliche Grundlagen

Auf welcher rechtlichen Grundlage kommen die Menschen 
eigentlich zu uns? Die Wurzeln reichen zurück in die Straf-
rechtsreform von 1975, also in die Zeit der sozialliberalen 
Koalition. 

Damals wurde im Rahmen des § 56c StGB erstmals die Mög-
lichkeit geschaffen, im Zusammenhang mit einer Strafaus-
setzung zur Bewährung eine sogenannte „Heilbehandlung“ 
anzuordnen. Unter diesen Begriff wurde Therapie allgemein 
subsumiert. Voraussetzung war zunächst die Einwilligung 
des Betroffenen. 1998 wurde die Regelung dahingehend 
konkretisiert, dass eine Einwilligung nur noch erforderlich 
ist, wenn die Heilbehandlung mit einem körperlichen Eingriff 
verbunden ist, was bei psychotherapeutischen Maßnahmen 
in der Regel nicht der Fall ist. Erst im Jahr 2023 kam aus-
drücklich die Therapieweisung hinzu. Historisch betrachtet 
handelt es sich also um eine vergleichsweise junge Entwick-
lung. 

An dieser Stelle sei noch einmal der Grundgedanke erwähnt, 
und natürlich hatte auch die Strafjustiz hiervon eine Idee, 
dass bloßes Einsperren zwar möglicherweise generalprä-
ventive Wirkungen entfaltet, spezialpräventiv jedoch häufig 
nicht ausreicht. 

Wenn eine gewisse Prädisposition für Straftaten vorliegt, lässt 
sich Rückfallprävention nicht allein durch Freiheitsentzug errei-
chen. Und wer sich einmal näher mit dem Strafvollzug beschäf-
tigt hat, weiß, dass eine Justizvollzugsanstalt nicht notwen-
digerweise ein soziales Umfeld ist, das am Ende eine allseitig 
entwickelte Persönlichkeit zur Entlassung bringt.

Im Jahr 2007 wurden die Vorstellungs- und Therapieweisun-
gen im Rahmen der Führungsaufsicht ausdrücklich in das 
Strafgesetzbuch aufgenommen. Vor diesem Hintergrund 
war die Gründung von BIOS-BW im Jahr 2008 keineswegs 
zufällig. Es war offensichtlich geworden, dass Menschen, die 
schwere Straftaten begangen hatten und aus dem Vollzug 
entlassen wurden, nicht allein durch Kontrolle stabilisiert 
werden konnten. Polizeiliche Aufsicht und Führungsaufsicht 
existierten bereits. Was fehlte, waren konkrete therapeuti-
sche Unterstützungsangebote.

Gründung von BIOS-BW

Und so ist dann im Jahr 2008 BIOS-BW gegründet worden. Zu 
den Gründungsmitgliedern gehörten Rechtsanwälte, zwei Psy-
chiater und mehrere Richter, die den Anspruch hatten, dass die 
neuen gesetzlichen Möglichkeiten auch praktisch zu mehr The-
rapieangeboten führen. Denn die Realität in Baden-Württem-
berg sah damals so aus, dass die entsprechenden Regelungen 
zwar existierten, in der Praxis jedoch vielfach ins Leere liefen. 
Niedergelassene Therapeutinnen und Therapeuten waren nur 
selten bereit, mit unserer Klientel zu arbeiten.

In gewisser Weise fühlt sich die baden-württembergische 
Justiz immer einem Satz des ehemaligen Generalbundes-
anwalts Kurt Rebmann verpflichtet: „Wer richtet, muss auch 
wieder aufrichten.“ Eine moralische Pflicht, dass wer Strafe 
verhängt, zugleich Verantwortung dafür trägt, ein Umfeld für 
gelingende Resozialisierung zu schaffen. 

Im Jahr 2013 kam eine weitere wichtige Regelung hinzu. 
In die Strafprozessordnung wurde aufgenommen, dass 
Angeklagte, denen Sexualstraftaten zum Nachteil Minder-
jähriger vorgeworfen werden, hinsichtlich ihres Therapiebe-
darfs begutachtet werden sollen. Darauf sind wir als Verein 
durchaus ein wenig stolz, denn diese Änderung der Straf-
prozessordnung geht auch auf eine Initiative von BIOS-BW 
zurück. Hinzu kam eine vielleicht auch nicht ganz so zufällige 
obergerichtliche Entscheidung in Baden-Württemberg, und 
zwar am Oberlandesgericht Karlsruhe, wonach Strafgefan-
gene Anspruch auf einen externen Therapeuten haben, wenn 
innerhalb des Vollzugs keine geeignete Therapie angeboten 
werden kann.

Es heißt bekanntlich: Ein Blick ins Gesetz erleichtert die 
Rechtsfindung: In § 56c StGB finden sich die Weisungen, die 
im Rahmen einer Strafaussetzung zur Bewährung erlassen 
werden können. Dort ist unter Absatz 2 Punkt 6 geregelt, 
dass sich eine verurteilte Person mit Anweisung durch das 
Gericht psychiatrisch, psycho- oder sozialtherapeutisch be-
handeln lassen muss – die sogenannte Therapieweisung.

§ 57 StGB betrifft die Strafrestaussetzung. Gemeint sind 
Personen, die sich im Vollzug befunden haben und bei denen 
zum Halb- oder Zweidrittelzeitpunkt eine Entlassung auf Be-
währung entschieden wurde. Auch dort gelten die Regelun-
gen zur Therapieweisung analog. Dasselbe gilt im Zusam-
menhang mit lebenslangen Freiheitsstrafen.

INSPIRING PRACTICE – DAS BIOS-BW-MODELL 
ENTSTEHUNG DER BEHANDLUNGSINITIATIVE  
OPFERSCHUTZ (BIOS-BW) E.V. 
Volkmar Körner, BIOS-BW

Volkmar Körner

Meine Ausführungen beziehen sich ausschließlich auf den 
Kontext der forensischen Therapie. Bevor wir auf die Ver-
waltungsvorschrift und deren Finanzierungssystematik 
eingehen, erscheint mir eine grundlegendere Frage zunächst 
wichtig: 

6362
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Im Bereich der Führungsaufsicht wurden darüber hinaus so-
wohl die Vorstellungsweisung als auch die Therapieweisung 
ausdrücklich normiert. Die Vorstellungsweisung ist dabei 
strafbewehrt. Wer ihr nicht nachkommt, riskiert nach § 145a 
StGB erneut eine strafrechtliche Verurteilung. In Baden-
Württemberg erfolgte eine Umsetzung über die gemeinsame 
Verwaltungsvorschrift des Sozial- und Justizministeriums. 

Die erste Fassung aus dem Jahr 2010 bezog sich noch aus-
schließlich auf Führungsaufsichtsklient:innen. Zielgruppe 
waren Personen aus dem Strafvollzug und Maßregelvoll-
zug. Da es sich um eine gemeinsame Verwaltungsvorschrift 
des Sozialministeriums und des Justizministeriums handelt, 
waren auch die Maßregelklient:innen betroffen. Bereits 
damals war ein vorbereitendes Aufnahmeverfahren vorgese-
hen. Therapieweisungen waren grundsätzlich auf drei Jahre 
begrenzt.

Eine Besonderheit der 2010er Fassung bestand noch darin, 
dass die Bewährungshilfe die wirtschaftlichen Verhältnisse 
der Klient:innen prüfen sollte, um festzustellen, ob diese die 
Behandlungskosten selbst tragen könnten. Das wurde in der 
Praxis durchaus mit einer gewissen Ironie betrachtet und 
erwies sich anfangs als blockierender Faktor. 

Mit der Neufassung von 2017 wurde die Verwaltungsvor-
schrift deutlich erweitert. Erstmals wurden auch Bewäh-
rungsklient:innen einbezogen. Zugleich wurde die Finanzie-
rung neu geregelt. Damit begann das System letztlich erst 
wirklich zu funktionieren.

Mit der Reform von 2023 kamen schließlich auch Weisungen 
nach dem Jugendgerichtsgesetz sowie Weisungen im Rah-
men von Diversionsverfahren hinzu.

Finanzierung

Wie funktioniert nun die Finanzierung? Voraussetzung ist 
zunächst eine gerichtliche Weisung oder ein staatsanwalt-
schaftliches Diversionsverfahren im JGG-Bereich. 

Außerdem muss die Person einer anerkannten forensischen 
Ambulanz in Baden-Württemberg zugewiesen sein. BIOS-
BW ist dabei nicht die einzige Einrichtung. Hier gibt es noch 
unsere Stuttgarter Kollegen von PräventSozial, ebenfalls ein 
freier Träger, sowie die forensische Ambulanz an der Univer-
sitätsklinik Tübingen. Die Einrichtungen erhalten für jede zu-
gewiesene Person pro Jahr pauschal 7.200 Euro. Rechnerisch 
werden dafür 36 Behandlungsstunden veranschlagt. Die Ab-
rechnung erfolgt quartalsweise. Für nicht erbrachte Stunden 
müssen 85 Euro pro Stunde zurückerstattet werden.

Wie gelangen die Menschen in die forensische Ambulanz? 
Am Anfang steht selbstverständlich eine Straftat und die 
Aburteilung und letztlich bedarf es einer gerichtlichen 
Weisung. Die Bewährungszeit war anfangs noch gar nicht 
umfasst. Inzwischen zeigt sich jedoch deutlich, dass die Zahl 
der Bewährungsklient:innen etwa doppelt so hoch ist wie die 
Zahl der Klient:innen mit Führungsaufsicht.

Den Jugendbereich möchte ich an dieser Stelle nur kurz 
erwähnen, da sich dort noch einmal besondere Fragestellun-
gen ergeben. Wir verfügen auch innerhalb des forensischen 
Bereichs über eine Jugendabteilung mit speziell qualifizierten 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut:innen, welche 
die Besonderheiten des Jugendgerichtsgesetzes berück-
sichtigen. Im Jugendbereich ist die forensische Therapie ein 
Stück weit arbeitsintensiver, weil dort wesentlich stärker 
systemisch mit Familien und dem sozialen Umfeld gearbei-
tet wird.

Es ist heute mehrfach von einem „Modell“ gesprochen 
worden. Zuallererst ist BIOS-BW jedoch ein Verein, der aus 
dem Bereich der forensischen Nachsorge entstanden ist. 
Viele der im Verlauf des Fachtags schon angesprochenen 
Themen – insbesondere die Schnittstellenproblematik zwi-
schen Therapie und Sozialarbeit – bilden sich bei BIOS-BW 
institutionell unmittelbar ab.
 
Im Rahmen der forensischen Nachsorge arbeiten unsere 
therapeutischen Fachkräfte beispielsweise eng mit der Be-
währungshilfe zusammen. Die gemeinsame Fallarbeit am 
Klienten steht dabei unter der Leitfrage, wie Menschen in ein 
selbstbestimmtes und gelingendes Leben begleitet werden 
können. Eine zentrale Rolle spielt hierbei die Beziehungsar-
beit. In der praktischen Arbeit zeigt sich immer wieder, dass 
der Zugang zu den Klient:innen je nach Situation eher über 
den therapeutischen oder eher über den sozialarbeiterischen 
Bereich gelingt. Entscheidend ist daher der enge Austausch 
aller Beteiligten.

Resozialisierung wird als Komplexleistung verschiedener 
Träger verstanden. BIOS-BW versucht, diesen Ansatz in der 
praktischen Arbeit konkret umzusetzen.

Die Behandlungsinitiative Opferschutz (BIOS-BW) e.V. wurde 
2008 aus dem bürgerschaftlichen Engagement heraus ge-
gründet. Von Beginn an bestand eine enge Verbindung zur 
Justiz. Es waren Menschen, die im weitesten Sinne in der 

Justiz gearbeitet haben, aber auch im engeren Sinne. Der 
erste Vorsitzende des Vereins war Richter am Oberlandes-
gericht Karlsruhe.

Täterarbeit als Opferschutz

Ausgangspunkt war die Behandlung von Straftätern, zu-
nächst innerhalb der Justizvollzugsanstalten, später ver-
stärkt im Bereich der forensischen Nachsorge. In beiden 
Bereichen bestand zumindest in Baden-Württemberg ein 
Mangel an therapeutischen Angeboten. Bereits der Name 
„Behandlungsinitiative Opferschutz“ verdeutlicht die dahin-
terliegende Philosophie: Täterarbeit dient dem präventiven 
Opferschutz. Die Arbeit mit Straftätern soll zukünftige Opfer 
verhindern.

BIOS-BW – EIN PRAXISMODELL	
Volkmar Körner & Stefanie Ballscheidt, BIOS-BW

Volkmar Körner und Stefanie Ballscheidt
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Gleichzeitig sehen wir die Ambivalenz oder die Dialektik im 
Täter-Opfer-Verhältnis. Viele der Menschen, die als Täter in 
Erscheinung treten, waren in ihrer Biografie selbst Opfer von 
Gewalt oder belastenden Erfahrungen. Dies spielt teilweise 
auch eine Rolle, warum sie Täter geworden sind. Aber im 
forensischen Kontext steht nicht die Heilbehandlung im Vor-
dergrund, sondern die Verhinderung neuer Straftaten. Das 
ist das Ziel der forensischen Therapie.

Die Arbeit bewegt sich stets im Spannungs-
feld zwischen „Sichern“ und „Bessern“.
In Baden-Württemberg haben wir eine relativ lange Tradi-
tion, in der Tat schon aus dem 19. Jahrhundert, dass Straf-
fälligenhilfevereine sich um ehemalige Gefängnisinsassen 

kümmern. Und das ist durchaus in Baden-Württemberg 
flächendeckend. Es gibt zu jedem Landgerichtsbezirk so-
genannte Vereine der freien Straffälligenhilfe, die sich zu 
einem Netzwerk der Straffälligenhilfe zusammengeschlos-
sen haben. Die Rolle des bürgerschaftlichen Engagements 
im Rahmen der Resozialisierung ist in Baden-Württemberg 
durchaus besonders ausgeprägt. Zu den Angeboten zählen 
beispielsweise Wohnangebote für Haftentlassene und sozia-
le Trainingskurse, die von den freien Trägern selbstorgani-
siert durchgeführt werden. Die Träger sind ebenfalls häufig 
recht justiznah. Oft hat der leitende Oberstaatsanwalt oder 
der Präsident eines Landgerichts den Vorsitz. Also auch An-
gehörige der Justiz engagieren sich in Baden-Württemberg in 
diesem Bereich ehrenamtlich.

Die drei Säulen von BIOS-BW

Kommen wir wieder zurück zu BIOS-BW: Unsere Unterstüt-
zungsangebote bauen auf drei zentralen Säulen auf. Der größte 
Bereich ist die zweite Säule, die präventive Unterstützung, 
damit es nicht zu einer Tat kommt. Hierzu zählt insbesondere 
die Arbeit der Forensischen Ambulanzen. Ein weiterer, aber 
deutlich kleinerer Schwerpunkt liegt in der primärpräventiven 
Arbeit mit Personen, die befürchten, eine Gewalt- oder Sexual-
straftat zu begehen. Das Praxismodell BIOS-BW betrifft jedoch 
ausschließlich die Finanzierung der Therapiemaßnahmen in 
der forensischen Nachsorge. 

Die Finanzierung des primärpräventiven Projekts stellt auch 
für uns eine Herausforderung dar. Derzeit wird das Projekt 
finanziell vom baden-württembergischen Sozialministerium 

in Einjahresverträgen unterstützt, was die langfristige Bin-
dung von Fachpersonal und die konstante Aufrechterhaltung 
des therapeutischen Angebots deutlich erschwert.

In der ersten Säule fassen wir unsere therapeutische Unter-
stützung für Betroffene zusammen. 

Mit der dritten Säule bietet BIOS-BW unter anderem 
Fort- und Weiterbildungsangebote an. Dazu gehören unter 
anderem eine von der Ärztekammer zertifizierte Traumathe-
rapieausbildung sowie eine Grundausbildung im Bereich der 
forensischen Therapie. An diesen Angeboten nehmen auch 
Mitarbeitende aus Justizvollzug und Bewährungshilfe teil.

Abbildung 17: Die drei Säulen von BIOS-BW Abbildung 18: Bereiche von BIOS-BW
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Zum gesamten Portfolio von BIOS-BW zählen die Forensi-
sche Ambulanz Baden (FAB) und die Psychotherapeutische 
Ambulanz Koblenz (PAKo), unser forensischer Ableger in 
Rheinland-Pfalz. Des Weiteren haben wir ein Kinder- und 
Jugendprojekt, das bereichsübergreifend arbeitet und in dem 
ausschließlich auf die Therapie mit Kindern und Jugendlichen 
spezialisierte Therapeut:innen tätig sind. 

Wir betreiben eine nach SGB XIV anerkannte Opfer und 
Traumaambulanz für Betroffene von Gewalt- und Sexual-
straften, wobei Traumatherapie und forensische Therapie 
räumlich strikt getrennt sind. Auch die Therapeut:innen 
werden in der Regel nur in einem der beiden Bereiche ein-
gesetzt, wenige arbeiten sowohl im forensischen als auch im 
Traumabereich. Das primärpräventive Projekt für potenziell 

tatausübende Personen und die BIOS-Akademie wurden 
bereits erwähnt. Dann ist noch das Psychosoziale Zentrum 
Nordbaden zu nennen, in dem wir durch Krieg, Folter und 
Flucht psychisch belastete Geflüchtete versorgen, sowie das 
Süddeutsche Institut für forensische Begutachtungen zur 
Gutachtenvermittlung. 

Zwangskontext in der Therapie

Im Zusammenhang mit der zuvor aufgekommenen Fra-
ge nach dem Zwangskontext in der Therapie ist zu sagen, 
dass wir diesen natürlich im forensischen Bereich ebenfalls 
haben. Wir führen auch sogenannte vorbereitende Aufnah-
meverfahren durch, bevor die Strafvollstreckungskammer 
einen Führungsaufsichtsbeschluss fasst, beziehungsweise 

vor einer Entlassung nach § 57 StGB. Die Justizvollzugs-
anstalten können uns vor der Entlassung des Klient:innen 
damit beauftragen, bis zu zwölf Sitzungen durchzuführen, in 
denen wir insbesondere Therapiefähigkeit und Therapiemo-
tivation prüfen. Darüber wird eine Stellungnahme verfasst, 
die in der Regel Einfluss auf den späteren Bewährungs- oder 
Führungsaufsichtsbeschluss nimmt. 

Wir arbeiten überwiegend im badischen Landesteil, mit 
einer kleinen Ausnahme in Rottweil. Insgesamt beschäftigt 
BIOS-BW derzeit 126 Mitarbeitende, davon 82 Therapeut:in-
nen. Dazu gehören psychologische Psychotherapeu:tinnen, 
Psychotherapeut:innen in Ausbildung sowie Rechtspsycho-
log:innen. Alle durchlaufen zusätzlich die forensische Grund-
ausbildung in der BIOS-Akademie.

Im Jahr 2025 haben wir insgesamt 1.869 Klient:innen be-
treut. Daran lässt sich die Größenordnung unserer Arbeit 
ganz gut erkennen. Der größte Bereich ist dabei die Foren-
sische Ambulanz Baden (FAB) mit 827 Klient:innen. Hinzu 
kommt die Psychotherapeutische Ambulanz Koblenz (PAKo) 
mit rund 160 Klient:innen.  

Auch die Opfer- und Traumaambulanz ist mittlerweile 
ein sehr großer Bereich geworden. Hintergrund ist unter 
anderem die Änderung im Opferentschädigungsrecht be-
ziehungsweise die Überführung in das SGB XIV. Dadurch 
wurde die Erstversorgung wesentlich niedrigschwelliger 
möglich. Der Bedarf ist enorm gestiegen. Nach unserer 
Wahrnehmung hat sich die Zahl der Klient:innen im Opfer- 
und Traumabereich seither etwa verdreifacht. Das primär-

Abbildung 19: BIOS-BW: Standorte, Zahlen, Daten Abbildung 20: Zielgruppen von BIOS-BW
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präventive Projekt für Personen, die befürchten, eine Ge-
walt- oder Sexualstraftat zu begehen, umfasste im Jahr 2025 
119 Klient:innen. Die eher geringe Zahl liegt weniger in der 
Nachfrage als vielmehr in den verfügbaren therapeutischen 
Ressourcen begründet. Im Psychosozialen Zentrum Nordba-
den betreuten wir im letzten Jahr etwa 340 Klient:innen.
Wenn man nun noch einmal genauer auf die forensischen 
Ambulanzen schaut, dann arbeiten wir dort vor allem mit 
Gewalt- und Sexualstraftäter:innen. 

Das müsste rechtlich nicht zwingend so sein, die Verwal-
tungsvorschrift ist darauf nicht beschränkt. Faktisch ist 
dies aber die Hauptklientel, die uns zugewiesen wird. Die 
Klient:innen kommen in der Regel mit einer Vorstellungs-
weisung, einer Therapieweisung oder einer Kombination aus 
beidem zu uns.

Führungsaufsichtsklient:innen werden in der Regel ohne 
größere Wartezeiten aufgenommen. Das liegt weniger an 
einer klinischen Indikation als vielmehr daran, dass dort der 
Sicherheitsaspekt eine größere Rolle spielt. Klient:innen, die 
im Rahmen einer Bewährungsweisung nach §§ 56c oder 57 
StGB zu uns kommen, müssen dagegen teilweise bis zu zwei 
Monate auf einen Therapieplatz warten.

Allein im Jahr 2025 hatten wir rund 300 Neuzugänge in den 
forensischen Ambulanzen. Etwa die Hälfte der Klient:innen 
kommt aus dem Bereich der Bewährung, die andere große 
Gruppe aus der Führungsaufsicht. 

Historisch betrachtet bildeten die Führungsaufsichtsfälle 
ursprünglich den Kern unserer Arbeit, damit hat die fo-
rensische Nachsorge bei BIOS-BW begonnen. Der Bereich 
der Bewährung hat allerdings in den vergangenen Jahren 
deutlich zugenommen, insbesondere im Zusammenhang mit 
Sexualstraftaten. Eine große Rolle spielen dabei Verfahren 
im Kontext von Missbrauchsabbildungen.

Bei den Deliktbereichen entfielen 634 Fälle auf Sexualdelikte, 
185 auf Gewalt- und Tötungsdelikte sowie 73 auf sonstige 

Delikte. Letztere betreffen häufig Eigentumsdelikte, wie Ein-
bruch, Sachbeschädigung oder Betrug.

Neben dem regulären therapeutischen Bereich gibt es bei 
BIOS-BW eine Aufnahme- und Sicherheitsabteilung. 

Spannungsfeld zwischen „Bessern“ und 
„Sichern“
Hintergrund ist erneut das Spannungsfeld zwischen „Bes-
sern“ und „Sichern“. Bereits in der Aufnahmephase wird 
versucht zu klären, wie motiviert Klient:innen tatsächlich 
sind und wie mit ihnen weitergearbeitet werden kann. Dabei 
arbeitet BIOS-BW mit einer sogenannten „Behandlungstrias“ 
aus Therapiefähigkeit, Therapiemotivation und Therapiein-
dikation. Gerade bei schwierigen Fällen beziehungsweise bei 
erhöhtem Sicherheitsrisiko wird frühzeitig auch die Sicher-
heitsabteilung eingebunden.

Die Aufnahmephase umfasst in der Regel fünf bis zehn Sit-
zungen. In dieser Zeit erfolgen Diagnostik, Risikobeurteilung 
und die Entwicklung einer ersten Delikthypothese. Gleich-
zeitig wird geprüft, ob und unter welchen Bedingungen eine 
weiterführende therapeutische Anbindung sinnvoll erscheint. 

Die Sicherheitsabteilung dient vor allem der frühzeitigen 
Identifikation risikorelevanter Entwicklungen. Dazu finden 
fortlaufend Fallkonferenzen und Besprechungen statt. Dabei 
wird regelmäßig überprüft, ob sich Risiken verändern und 
welche zusätzlichen Maßnahmen gegebenenfalls erforder-
lich oder hilfreich sind. Je nach Fall werden auch externe 
Stellen einbezogen, beispielsweise die KURS-Koordinator:in-
nen in den Polizeidienststellen. KURS (in Rheinland-Pfalz 
VISIER) ist eine Einrichtung des Landeskriminalamtes zur 
polizeilichen Überwachung entlassender Sexualstraftäter:in-
nen für die Dauer der Führungsaufsicht. 

In diesem Zusammenhang spielt auch die Schweigepflicht-
entbindung eine wichtige Rolle. Da BIOS-BW im Auftrag der 
Justiz arbeitet und von dieser finanziert wird, müssen die 
Klient:innen die Behandler:innen von der Schweigepflicht 
gegenüber diesen Einrichtungen entbinden. 

Nur so kann die Zusammenarbeit mit den zuständigen Stel-
len erfolgen. Dies stellt therapeutisch eine erhebliche Her-
ausforderung dar. Einerseits soll eine tragfähige therapeuti-
sche Beziehung entstehen, andererseits besteht der Auftrag, 
Risiken einzuschätzen und gegebenenfalls zu berichten. Dies 
gleicht einem ständigen Spagat, bei dem es immer wieder 
darum geht, Klient:innen verständlich zu machen, dass die 
Berichte und die Zusammenarbeit mit den Behörden letzt-
lich auch ihrem eigenen Schutz dienen, insbesondere um er-
neute Straftaten und weitere Haftaufenthalte zu verhindern. 

Abbildung 21: Aufnahme- und SicherheitsabteilungStefanie Ballscheidt
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Im forensischen Bereich hat im Zweifelsfall der Sicherheits-
aspekt Vorrang.

Das könne therapeutische Beziehungen durchaus belasten. 
Gleichzeitig ist es ethisch entscheidend, den Klient:innen 
den Auftrag und die Grenzen der Vertraulichkeit von Beginn 
an transparent zu machen. Während der Führungsaufsicht 
ist die Zusammenarbeit mit Führungsaufsichtsstelle und Be-
währungshilfe ohnehin gesetzlich angelegt, im Bewährungs-
bereich braucht es dagegen regelmäßig eine ausdrückliche 
Schweigepflichtentbindung zur Informationsweitergabe.

Wir wollen abschließend noch auf die ideellen Grundlagen 
von BIOS-BW eingehen. Der Verein versteht sich als Ein-
richtung, die sich für einen sozialkonstruktiven Umgang mit 

Axel Schurbohm: Wir haben jetzt noch Zeit für Rückfragen 
an Herrn Körner und Frau Ballscheidt. 

Kerstin Sischka (aus dem Publikum): Vielen Dank für den 
tollen Einblick. Ich hätte eine Frage:  Wie handhaben Sie es 
mit Ihren Fachkräften? Sind es, wenn ich fragen darf, relativ 
häufig Psychotherapeut:innen in Ausbildung nach dem 
alten PTG, die während ihrer Ausbildung eine sinnstiftende 
Tätigkeit suchen, in der sie etwas lernen und mit Patienten 
arbeiten können und die ihnen ein einigermaßen vernünfti-
ges Einkommen bietet? Bleiben sie nach ihrer Approbation 
bei Ihnen? Bei nexus haben wir überhaupt keine Schwierig-
keiten, junge Kolleg:innen in Ausbildung zu finden. Es ist 
jedoch nicht gesagt, dass sie auch nach ihrer Ausbildung mit 
den Klient:innen weiterarbeiten, wenn sie in einer niederge-
lassenen Praxis sind.

Volkmar Körner: Da legen Sie natürlich den Finger auf ein 
Problem. Tatsächlich haben wir aktuell einige in der Ausbil-
dung, das ist aber nicht die Mehrzahl. Wir haben relativ viele 
approbierte Kräfte, die dann bei uns geblieben sind. Ob die 
irgendwann noch mal weiterziehen? Wir haben auch einige, 
die nebenbei eine eigene Praxis haben, aber bei uns ange-
stellt sind. Teilzeit ist bei uns eigentlich das Normale. Wir 
konnten die Fluktuation stark verringern, die bei uns früher 
recht hoch war. Das liegt daran, dass dieser forensische 
Bereich sehr speziell ist. Bis jemand dort auf Touren kommt 
und sich sozusagen selbst refinanziert, dauert es eine Weile. 
Da sind schon mal zwölf Monate rum. Um die Frage zu be-
antworten: Momentan haben wir, toi, toi, toi, in der Perso-
nalakquise kein Problem. 

Publikum: Danke für den Vortrag. Wenn ich Sie richtig 
verstanden habe, haben Sie Ihr Projekt damals ins Leben 
gerufen, weil Sie eine Versorgungslücke auf dem freien the-
rapeutischen Markt festgestellt haben. Inzwischen haben Sie 
eine sehr enge Anbindung an die Justiz und sind fast eine er-
weiterte Justizeinrichtung geworden, wenn ich das so sagen 
darf. Stört Sie das? 
 
Volkmar Körner: So würde ich das nicht sehen. Wir sind stolz 
darauf, in freier Trägerschaft zu sein. So können wir unsere 
Finanzierung bedarfsgerecht gestalten und unsere eigene 
Personalpolitik betreiben. Wenn wir an die Justiz gebunden 
wären, hätten wir ein festes Budget und die würden sagen: 
„Ihr kriegt 4 Millionen und seht zu, was ihr damit schafft.” 
Wir hätten wahrscheinlich eine Warteliste von 200 Klient:in-
nen. Insofern hängen wir also nicht unmittelbar an der Justiz. 
Es stimmt allerdings, dass viele aus der Justiz in unserem 
Vorstand sind. 

Publikum: Ich kenne mich im Detail weder mit dem Strafvoll-
zug noch mit der Führungsaufsicht aus. Wenn ich es richtig 
verstanden habe, wird bei der Führungsaufsicht überhaupt 
keine Schweigepflichtentbindung benötigt. Vielleicht habe 
ich das auch falsch verstanden. Im Übrigen habe ich größten 
Respekt vor Ihrer Arbeit. 

Abbildung 22: Leitgedanken von BIOS-BW

Konflikten und Kriminalität einsetzt – und zwar bewusst in 
einem ganzheitlichen Sinne. 

Das zeigt sich auch im Angebotsspektrum von BIOS-BW, 
dass wir sozusagen gar nicht unterscheiden wollen zwischen 
Täter- und Opfer-Arbeit. Ziel ist vielmehr, Menschen, die 
durch Konflikte, Gewalt oder Kriminalität belastet sind, dabei 
zu unterstützen, trotz dieser Erfahrungen ein gelingendes 
Leben führen zu können. 

Gleichzeitig sieht BIOS-BW seine Aufgabe auch darin, Krimi-
nalität und psychische Traumata zu entstigmatisieren und 
hierfür Öffentlichkeit und Politik zu sensibilisieren.

FRAGEN AUS DEM PUBLIKUM
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Volkmar Körner: Das ist in der Tat so, weil in § 68 die Zu-
sammenarbeit von Führungsaufsicht, Bewährungshilfe und 
forensischer Ambulanz angeordnet wird. Das europäische 
Datenschutzrecht besagt: Alles ist verboten, es sei denn, es 
ist erlaubt. Tatbestände kommen immer zustande, entweder 
durch eine gesetzliche Regelung oder durch eine gültige Zu-
stimmung. Im Rahmen der Führungsaufsicht haben wir diese 
gesetzliche Regelung. Das gilt übrigens bei der Bewährungs-
hilfe genauso. Die Bewährungshilfe darf dem Gericht etc. 
berichten, weil das gesetzlich geregelt ist. Ansonsten würde 
ein Sozialarbeiter nach § 203 Absatz 1 StGB der Strafbarkeit 
unterliegen. Das fällt jedoch weg, weil es gesetzlich geregelt 
ist. 

Publikum: Sie bieten einmal therapeutische Leistungen nach 
einer Verurteilung an und dann therapeutische Leistungen, 
bevor jemand Täter oder Täterin geworden ist, im Rahmen 
von „Kein Täter werden”. Meiner Information nach dürfen in 
dieses Programm tatsächlich nur Personen aufgenommen 
werden, die noch keine Straftaten begangen haben. Meine 
Frage ist: Was ist mit Menschen, die schon Gewaltstraftaten 
begangen haben, aber noch nicht verurteilt wurden? 

Volkmar Körner: Ich habe das mit „Kein Täter werden” ge-
sagt, weil das hier in Berlin bekannt ist. Wir sind nicht in 
diesem Programm drin, sondern werden vom Sozialminis-
terium Baden-Württemberg finanziert. Dem möchte ich 
hiermit nochmals meinen Dank aussprechen. Wir haben 
zwei Bereiche, die getrennt voneinander geführt werden. 
Einerseits gibt es das Dunkelfeld und andererseits das Feld 
der behördlich Auffälligen. Wir übernehmen also Leute, bei 
denen klar ist, dass es eine Hausdurchsuchung gab oder 
Ähnliches, bei denen also potenziell etwas zu finden sein 
könnte. Da sagen wir: „Machen wir.” Diese müssen uns 
gegenüber dem Gericht von der Schweigepflicht entbinden. 
Im Graufeld verlangen wir eine Selbstbeteiligung von 100 € 

pro Therapiestunde und der Rest wird über das Sozialminis-
terium finanziert. 

Publikum: Ich habe noch eine Frage zur Finanzierung. Sie ha-
ben ja gesagt, dass Sie nicht direkt an das Justizministerium 
angebunden sind, sonst würden einen festen Jahresbetrag 
erhalten. Und das ist bei Ihnen ja nicht der Fall. Verstehe ich 
das richtig, dass Sie auch bei steigenden Fallzahlen weiter-
hin diese Pro-Kopf-Pauschalen abrechnen könnten? Wenn 
Sie jetzt aufgrund einer Gesetzgebungsänderung mehr 
Klient:innen betreuen müssten und vielleicht noch weitere 
Straftatbestände frühzeitiger als bisher, wie jetzt bei kinder-
pornografischen Abbildungen, hinzukämen, wie würden Sie 
damit umgehen? Dann könnten Sie, auch wenn Sie jetzt die 
therapeutische Kapazität hätten, tatsächlich mehr Fallpau-
schalen abrechnen, wenn der Bedarf da wäre? 

Volkmar Körner: So ist es, ja. Wir haben in den letzten drei 
Jahren einen Zuwachs von ungefähr 30 % bei unserem Klien-
tel verzeichnet. Sie haben auch schon die richtige Fährte 
gelegt. Das ist im Rahmen der Missbrauchsabbildung und 
der gesetzlichen Veränderungen dort passiert, und das ist 
durchfinanziert. Es muss eine Zuweisung durch ein Gericht, 
also eine richterliche Entscheidung, vorliegen und dann wird 
das bezahlt.
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PODIUMSDISKUSSION: 
Auf dem Weg zur integrierten Beratungs-Therapie-Struktur  
in der Deradikalisierung	

Eröffnung und Eingangsstatements
Axel Schurbohm: Starten wir in die Podiumsdiskussion.  

Das Thema: Auf dem Weg zur integrierten Beratungs- 
Therapie-Struktur in der Deradikalisierung. Ich darf auf dem 
Podium an bekannten Gesichtern Volkmar Körner, Stephanie 
Ballscheidt und Fabian Wichmann begrüßen. Neu dazuge-
kommen sind Kai Abraham, Laura Wilde, und Dr. Behnam 
Heidenreuter-Said. 

Da wir von den ersten drei Personen auf der rechten Seite 
bereits einiges gehört haben und eine Vorstellung davon 
haben, welche Positionen sie vertreten und welche Argu-
mente sie schon eingebracht haben, beginnen wir mit einem 
Eingangsstatement der drei neuen Personen. 
Wir starten bei Dr. Heidenreuter-Said. 

Die Leitfrage, die wir uns in der Vorbereitung gestellt haben, 
weil wir eine breite Perspektive auf die Arbeit und die Struk-
turen im Justizvollzug gewinnen wollten, war folgende: 

Wie stellt sich die aktuelle Situation im Hinblick auf Radikali-
sierung und Extremismus im Justizvollzug aus Ihrer Perspek-
tive und aus Ihrem jeweiligen Bundesland dar? Was funktio-
niert aus Ihrer Sicht gut und wo gibt es Herausforderungen? 
Wenn Sie die aktuelle Situation auf einer Skala von 1 bis 10 
bewerten würden, wo stünden wir gerade?

Dr. Behnam Heidenreuter-Said: Vielen Dank. Ich muss 
kurz vorwegschicken, dass ich das Amt des Leiters der 
Forschungsstelle für Strategische Polizeiforschung an der 

Akademie erst seit September letzten Jahres bekleide. Davor 
war ich siebeneinhalb Jahre Referatsgruppenleiter in der Jus-
tizbehörde, dort in der Abteilung Justizvollzug. Was ich jetzt 
sage, kommt also eher aus der Perspektive meiner früheren 
Tätigkeit.

Wir sind ja von der Frage ausgegangen: Was hatten wir vor 
uns, als wir vor über 20 Jahren angefangen haben, uns damit 
zu befassen? 

In Kürze zu sagen, wo wir heute im Bereich Deradikalisierung 
und Präventionsarbeit im Justizvollzug stehen, finde ich sehr 
herausfordernd. Als Einstieg daher die Frage: Wo kommen 
wir eigentlich her? Als wir vor über 20 Jahren angefangen ha-
ben, uns mit dem Phänomen Islamismus und islamistischem 
Terrorismus zu befassen, haben wir uns gefragt:  
Was ist eigentlich Salafismus?

Es gibt diesen bekannten Artikel von Quintan Wiktorowicz 
aus dem Jahr 2004, der den Salafismus in drei verschiedene 
Strömungen unterteilt hat. Darüber wurde dann jahrelang 
wissenschaftlich diskutiert. Als nächstes haben wir uns 
gefragt, wer sich eigentlich radikalisiert und haben dabei 
gemerkt, dass wir viel stärker über Biografien sprechen müs-
sen. Daraus entstanden dann die Beratungsstellen und der 
biografisch-systemische Ansatz.

Mit dem Aufstieg des IS kam dann irgendwann die Frage 
auf, wo radikalisieren sich die Leute eigentlich? Und plötz-
lich landeten wir beim Thema Justizvollzug. Denn von 2015 
bis etwa 2018 war das Thema Radikalisierung in Justizvoll-

zugsanstalten total en vogue, es war damals in fast jeder 
Tages- oder Wochenzeitung. Man ging davon aus, dass die 
Täter ohnehin schon delinquent gewesen sind, die meisten 
hatten eine Gewaltkarriere hinter sich. Irgendwo müssen sie 
sich radikalisiert haben – und das war dann wohl im Gefäng-
nis. So wurde der Ball in den Justizvollzug gespielt, und der 
musste ihn annehmen.

Mir taten damals der Bundesjustizminister und die Landes-
justizminister leid, die plötzlich mit diesem Thema konfron-
tiert waren. Zuvor war es immer Aufgabe des BMI und der 
Innenministerien der Länder gewesen. Es gab eine Fin-
dungsphase, in der viel experimentiert wurde, bis schließlich 
eine gewachsene und, wie ich finde, gut sortierte Struktur 
entstand. Das ist die eigentliche Antwort auf die Frage, wo 
wir heute stehen.

In nahezu allen Bundesländern gibt es mittlerweile in den 
Vollzugsanstalten geschultes Personal, das über die Jahre 
hinweg immer mehr gewachsen ist. Es gibt in vielen Bun-
desländern freie Träger, die mit den Justizministerien und 
den Justizvollzugsanstalten zusammenarbeiten und dort 
verschiedene Leistungen erbringen, von der Schulung der 
Bediensteten bis hin zur direkten Arbeit mit den Klientinnen 
und Klienten. 

In den JVAs haben wir eine bessere Ausstattung mit Sozial-
arbeiterinnen und Sozialarbeitern, Psychologen sowie inzwi-
schen auch mit einigen psychologischen Psychotherapeutin-
nen und -therapeuten. Das wird weiter zunehmen, auch vor 
dem Hintergrund der psychisch immer belasteteren Klientel 

in den Anstalten. Deren Zahl hat in den letzten Jahren deut-
lich zugenommen. 

Aus meiner Sicht hat sich die Situation in den letzten zehn 
Jahren noch einmal deutlich verbessert. Ich würde mich auf 
der Skala daher eher weiter rechts der Mitte positionieren. 

Und nun zum Problem, das ich sehe: Wir brauchen Fach-
leute. Und diese Fachleute kommen häufig aus Träger-
organisationen, die mittlerweile über jahrelange Expertise 
verfügen. Wir sehen jetzt aber, und das kommt von ganz 
oben, von der Bundesregierung: Der Rotstift wird angesetzt. 
Projekte sollen beendet werden, es soll neu ausgeschrieben 
werden. Das erzeugt massive Unsicherheit bei ganz vielen 

Kai Abraham, JVA Frauen Berlin, Stefanie Ballscheidt, BIOS-BW,  Dr. Behnam Heidenreuter-Said, 
Volkmar Körner, BIOS-BW, Fabian Wichmann, Grüner Vogel e.V., Laura Wilde, JVA Tegel

Dr. Behnam Heidenreuter-Said, Laura Wilde, Kai Abraham 
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zivilgesellschaftlichen Trägern. Gleichzeitig brauchen wir 
aber genau diese Fachleute, die jetzt abzuspringen drohen, 
weil unklar ist, was im nächsten Jahr mit ihnen passiert und 
wovon sie ihre Miete bezahlen sollen.

Das heißt, die größte Herausforderung der nächsten Mona-
te und Jahre für den Justizvollzug ist die Frage: Wie geht es 
mit der freien Trägerlandschaft und den Projekten weiter, 
die mittlerweile fest im Justizvollzug etabliert sind und die 
jahrelang Vertrauen aufgebaut haben, sowohl untereinander 
als auch mit den Bediensteten? Das war kein einfacher Weg. 
Jetzt droht das alles in sich zusammenzufallen. Das finde ich 
wirklich alarmierend.

Axel Schurbohm: Da wir noch nicht so gut miteinander 
bekannt sind, kann ich dich so nicht vom Haken lassen. Ich 
brauche eine Zahl: Wie weit rechts von der Mitte sind wir?

Dr. Behnam Heidenreuter-Said: Ich liebe Doppeldeutig-
keit. Ambiguität ist ja irgendwie unser Geschäft. Vor einigen 
Jahren haben wir bei Null angefangen. Im Vollzug gab es Ex-
tremismusprävention so gut wie gar nicht, zumindest nicht 
beim islamistischen Extremismus. Beim Rechtsextremis-
mus gab es einige Ansätze, besonders in den ostdeutschen 
Ländern. In unserem Föderalismus tickt jedes Bundesland 
anders. 

Für Hamburg kann ich sagen: Wir hatten ein Konzept, wir 
hatten Meldewege und wir haben auch heute noch eine gute 
Kooperation mit verschiedenen Schnittstellen, beispielswei-
se mit der Bewährungshilfe und dem Fachamt für Straffälli-
genhilfe, also dem Entlassungsmanagement. Was nach der 
Entlassung mit den Leuten passiert, gehört unbedingt mit 
dazu. 

Ich würde sagen, wir waren in Hamburg auf dem Weg zu 
einer guten Acht. Wenn diese Mittel jetzt aber tatsächlich 
auslaufen und es uns nicht gelingen sollte, diese Projekte zu 
retten, dann drohen wir massiv zurückzufallen.

Axel Schurbohm: Vielen Dank, die Acht habe ich notiert. Nun 
Frau Wilde.

Laura Wilde: Danke. Eine Acht, wie sportlich. Ich komme 
tatsächlich direkt aus der Justizvollzugsanstalt Tegel, wo ich 
seit 2016 tätig bin. Bis letztes Jahr war ich dort als Gruppen-
leiterin tätig und seit November arbeite ich in der Anstalts-
leitung.
Ich kann an das gerade ausgesprochene Statement an-
knüpfen, das war sehr positiv formuliert. Wir nehmen einen 
enormen Druck wahr, der aufgebaut wird. Der Ball liegt bei 
uns: Wir sind eine Vollzugsanstalt, wir sind eine Institution 
in einem absoluten Zwangskontext. Es wurde vorhin ange-
sprochen und auch von Herrn Abraham erwähnt: Therapie 
erfolgt im Zwangskontext. Intrinsische Motivation gibt es bei 
uns nicht. Niemand kommt freiwillig und sagt: „Ich würde 
jetzt gerne mal meine radikalen Gedanken mit jemandem 
teilen. Wo ist der nächste Sozialarbeiter?” Trotzdem wird 
von uns erwartet: Die Männer sind da, wir sollen über ihre 
Radikalisierung Bescheid wissen, und wir sollen es richten.

Wir hatten kürzlich Besuch von jemandem aus der Senats-
verwaltung, der hat im Nebensatz gesagt: Es darf niemand 
aus der JVA entlassen werden und drei Tage später einen An-
schlag begehen. Das ist eine nachvollziehbare Befürchtung. 
Aber was impliziert das für uns, die dort arbeiten? 

Zunächst müssen wir von einer Radikalisierung erfahren. 
Wie erfahren wir davon? Ich habe gestern mit unserem 
Extremismusbeauftragten gesprochen. Auf unserer Liste 
in Tegel – wir haben dort ungefähr 800 inhaftierte Männer 
– sind radikalisierte Personen im niedrigen zweistelligen 
Bereich bekannt.

Ich würde jetzt mal behaupten, dass das nicht alle Männer in 
unserer Anstalt mit extremistischen Gedankengut sind. Das 
sind diejenigen, von denen wir es wissen. In Berlin haben wir 
über 300 Männer, die gar nicht eingewiesen sind. Sie werden 
in die Strafanstalten „gespült”, aber über sie haben wir kaum 
Informationen. Wir kennen den Namen und den Vornamen 

sowie das Geburtsdatum, wenn das denn überhaupt stimmt. 
Aber wir haben nicht einmal das Urteil erhalten. Wir wissen 
gar nichts. Aber wir sollen sie dann so weit stabilisieren, dass 
sie keine Gefahr mehr darstellen. Das sind sehr schlechte 
Voraussetzungen.

Die freien Träger sind toll, aber wir können sie erst ein-
binden, wenn wir von einer Radikalisierung erfahren. Dazu 
müssen wir zunächst Strukturen innerhalb der JVA schaffen, 
die es überhaupt erst ermöglichen, dass ein Sozialarbeiter, 
eine Sozialarbeiterin, ein Psychologe oder eine Therapeutin 
Kenntnis von einer Radikalisierung erlangt. Denn radikale 
Gedanken und Ideen teilt man nicht einfach so. Wenn ich 
wirklich radikal bin, halte ich das versteckt. Das ist das Erste, 
was ich verberge. Es ist gefährlich, im Justizvollzug solche 
Gedanken zu äußern, weil wir in erster Linie eine Sicher-
heitsbehörde sind.

Das heißt: Wenn ein Gefangener sich radikal äußert, schicke 
ich den nicht zuerst zum Therapeuten, sondern gehe zu mei-
nem Vollzugsdienstleiter und sage: Gefährlich - Wir müssen 
Sicherungsmaßnahmen einleiten! Dann wird geschaut, wel-
che Verfügungen erlassen werden, z. B., dass kein Bediens-
teter mehr allein mit ihm Kontakt hat. Also, zuerst läuft der 
Sicherheitsabriss, erst kommt das Repressive. 

Damit sich überhaupt eine Struktur entwickeln kann, in 
der sich jemand äußern kann, müssten wir den Fokus ein 
bisschen aus den Vollzugsanstalten herausnehmen und in 
die tatsächliche Behandlungs- und Perspektivarbeit gehen. 
Damit auch den Männern ermöglicht wird, sich in einem 
geschützten Rahmen zu öffnen, beispielsweise in einer 
Kleingruppe mit einem Gruppenleiter, den sie schon lange 
kennen.

Und ich wäre bei einer Vier.
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Axel Schurbohm: Danke, Frau Wilde. Herr Abraham, bitte. 

Kai Abraham: Ich kann mich auf beide beziehen. 2018 war 
ich in der Senatsverwaltung für Justiz dafür zuständig, dieses 
Thema aufzugreifen und im Berliner Justizvollzug zu eta-
blieren. Wir haben das damals nicht als Druck von außen, 
sondern als Notwendigkeit von innen wahrgenommen. Wir 
hatten gemerkt, dass wir im Umgang mit diesem Klientel in 
der Behandlung, in der Betreuung und auch im Hinblick auf 
Sicherheitsaspekte teilweise überfordert, ungeübt und un-
erfahren waren und die Expertise von außen brauchten.

Wie ich finde, haben wir damals für Berlin einen sehr guten 
Handlungsleitfaden erarbeitet, der für alle sieben Berliner 
Vollzugsanstalten gilt. Er gibt unter vielen Aspekten vor, wie 
mit diesem Klientel umzugehen ist – unabhängig davon, ob 
es sich um Jugendliche oder Erwachsene, um Männer oder 
Frauen handelt. In diesem Handlungsleitfaden wurde auch 
von Anfang an festgehalten, dass freie Träger unabhängig 
von unserer eigenen Expertise einzubinden sind und man um 
sie nicht herumkommt.

Wir haben 2018 angeregt, einen Trägerverbund zu gründen, 
da wir eine Trägervielfalt abbilden und nicht einem einzelnen 
Träger das gesamte Feld überlassen wollten, der dann auch 
die Deutungs- und Handlungshoheit hätte. Dieser Verbund 
kam damals mit VPN, nexus und der Denkzeit-Gesellschaft 
zustande. Aus meiner heutigen Sicht hat die Zusammen-
arbeit dieser drei Träger nicht so gut funktioniert, wie er-
hofft. Es gab keine ausreichende Absprache darüber, wer der 
richtige Ansprechpartner für welche Person ist und wer über 
die beste Expertise für diesen Fall verfügt.

Gerade heute, da wir auch den gewaltbereiten Linksextre-
mismus, den Rechtsextremismus und die Reichsbürgerszene 
mitdenken müssen – alles Bereiche, die für Berlin lange Zeit 
weniger relevant waren –, ist aus meiner Sicht eine große 
Trägervielfalt sehr wichtig, um das breite Spektrum wirklich 
abzubilden.

Wir haben aktuell 37 Personen im Berliner Justizvollzug, 
die durch einschlägige Straftaten und durch offene Sym-
pathiebekundungen für gewaltbereiten Extremismus dem 
Extremismus zugeordnet werden können. Ich teile dabei die 
zuvor geschilderte Einschätzung nicht ganz: Im Rahmen der 
Untersuchungshaft erhalten wir über die Sicherheitsbehör-
den bereits Hinweise. Die Sicherheitsabteilungen in den JVAs 
sind eng einzubinden, und bevor die Behandlungsarbeit be-
ginnt, passiert ja bereits einiges und es wird beobachtet, wie 
sich jemand im Umgang mit anderen Inhaftierten verhält.

Ich würde auch die sozialen Dienste der Justiz, also die Be-
währungshilfe in Berlin, als unverzichtbaren Teil des ganzen 
Verfahrens sehen, als Teil des Vollzugs, weil sie rechtzeitig 
für die Entlassungsvorbereitung eingebunden werden. Dort-
hin geben wir den Ball dann quasi ab. Eine solche Vorgabe, 
dass niemand aus der JVA entlassen werden darf, der dann 
am nächsten Tag einen Anschlag verübt, ist dann für die 
sozialen Dienste noch herausfordernder, da das auch in den 
Bereich ihrer Betreuung fällt. 

Auf der Skala von 1 bis 10 würde ich sagen, dass wir in Berlin 
durch klare Handlungsanweisungen, durch die Expertise im 
Vollzug und in den sozialen Diensten der Justiz sowie durch 
die Einbindung freier Träger schon bei einer Acht angekom-
men sind.

Was kann man vom Beispiel BIOS lernen? 
Übertragbarkeit und Strukturfragen
Axel Schurbohm: Herzlichen Dank. Ich würde jetzt gerne 
Frau Ballscheidt, Herrn Körner und Herrn Wichmann ein-
binden. 

Die Frage lautet: Was können wir im heute vertretenen Kon-
text von BIOS lernen und welche konkreten Verbesserungen 
wären durch Anpassungen erreichbar? Herr Körner, Sie 
haben das Wort.

Volkmar Körner: Was kann man also lernen? Das kann ich so 
spontan nicht genau sagen, da ich die Berliner Landschaft 
nicht so gut kenne. In Baden-Württemberg haben wir im 

Bereich der Verzahnung zwischen Bewährungshilfe, freier 
Straffälligenhilfe und den in freier Trägerschaft stehenden 
forensischen Ambulanzen eigentlich ein gut funktionierendes 
Ökosystem, das sich regelmäßig austauscht. Der Austausch 
ist in einem Flächenland vielleicht sogar etwas schwieriger 
als in Berlin, aber da ist Baden-Württemberg gut aufstellt.
 
Ein wesentlicher Punkt, ein Vorteil, den wir haben, ist die Art 
der Finanzierung: Wir haben eine Fallfinanzierung. Wenn die 
Fallzahlen steigen, bekommen wir mehr Mittel und können 
bedarfsgerecht Personal planen, wenn wir es denn finden, 
was nicht immer einfach ist. 

Diese Form der Finanzierung ist ein großer struktureller Vor-
teil und das wäre etwas, woraus man lernen könnte.

Der Nachteil ist, dass die Finanzminister natürlich lieber nur 
ein festes Budget gewähren und wir in Baden-Württem-
berg einen Doppelhaushalt über zwei Jahre haben. Kosten-
steigerungen, etwa bei den Personalkosten, spielen dann 
eine untergeordnete Rolle. Die höhere Belastung muss im 
gleichen Budget geschultert werden, in der Regel auf Kosten 
der Qualität.

Stephanie Ballscheidt: Ich kann aus der therapeutischen 
Perspektive sagen: Was bei uns gut funktioniert, ist, dass ich 
mir keine Gedanken machen muss, ob ich meinen Klienten 
in einem halben Jahr noch sehe. Ich bin durch die Struktur 
abgesichert und weiß: Wenn ein Beschluss ausläuft, regen 
wir eine Verlängerung an, geben eine Empfehlung ab, und 
das wird in der Regel auch so umgesetzt. Das erlaubt mir, 
langfristig zu planen und entsprechend meine Themen zu 
setzen: Wir widmen uns heute diesem Thema, und das an-
dere machen wir in drei Monaten, weil ich weiß, dass ich die 
Person auch in sechs Monaten noch ansprechen kann.

Was zudem für uns Therapeuten unglaublich hilfreich ist, 
das hat Herr Körner schon angesprochen, ist der Austausch 
und der kurze Dienstweg. Ich greife zum Hörer, rufe den  
Bewährungshelfer an und hole mir ein Feedback: Wie läuft 
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der Klient bei dir? Was ist dein Eindruck? Das erleichtert mir 
die Arbeit ungemein, denn die Frage der Motivation ist im-
mer wieder relevant, gerade bei Klienten mit Führungsauf-
sicht, die das Gespräch und die Arbeit mit mir eigentlich als 
Teil des Systems empfinden. Es macht einen großen Unter-
schied, wenn ich multiperspektivisch draufschauen kann: 
Wie präsentiert er sich bei mir, wie präsentiert er sich beim 
Bewährungshelfer? Was steht im Vollzugsplan? Das finde ich 
unglaublich gut.

Fabian Wichmann: Was ich an diesem Konzept besonders 
spannend finde, ist der Gedanke der Verbindlichkeit. Einer-
seits geht es um Verbindlichkeit für die Person, die aus dem 
Vollzug begleitet wird. Auch nach der Haftentlassung soll 
sie eine verlässliche Begleitung und Anbindung an weitere 
Hilfesysteme haben. Andererseits geht es um strukturelle 
Verbindlichkeit.

Ich habe durch die Zusammenarbeit mit Laura Wilde erlebt, 
dass nach der Haftentlassung eine zivilgesellschaftliche 
Struktur übernimmt, was ja grundsätzlich in Ordnung ist. 
Aber die Verbindlichkeit ist nur noch bedingt gegeben. Denn 
falls diese zivilgesellschaftlichen Strukturen aufgrund von Fi-
nanzierungsproblemen wegbrechen, ist auch die Begleitung 
der Person unsicher.

Wenn man mit Personen zu tun hat, die wegen schwerer Ge-
waltstraftaten, Terrorismus oder krimineller Vereinigungen 
inhaftiert sind oder waren, dann trägt man nicht nur eine 
fachliche, sondern auch eine gesellschafts- und sicherheits-
politische Verantwortung für den Fall. Und genau da finde 
ich den verbindlichen Charakter von BIOS sehr wichtig, denn 
er schafft eine Grundlage für die Kooperation mit anderen 
Professionen. Daraus könnte man einiges lernen.

Aus der Praxis kann ich sagen, dass in einem Fall Verbind-
lichkeit über das Haftentlassungsgutachten hergestellt 
wurde. In der Verhandlung hat der Richter klargestellt, dass 
eine Entlassung nur unter der Auflage erfolgt, regelmäßig 
Kontakt zu einem Aussteigerprogramm zu haben. Dadurch 

stellt sich allerdings erneut die Frage nach Freiwilligkeit und 
Motivation. Aber selbst ohne konkretere Definition stellt so 
etwas eine ganz andere Verbindlichkeit her. Am Ende stellt 
sich jedoch immer die Frage der Finanzierung. Fällt diese 
weg, wird es kritisch.

Finanzierung, Trägerstrukturen und das 
Baden-Württemberg-Modell
Axel Schurbohm: Wenn es keine Verstetigung gibt – etwa 
weil das Programm „Demokratie leben!“ unter Druck steht –, 
verlassen Fachkräfte den Bereich. Damit gehen auch pro-
fessionelle Beziehungen verloren. Das betrifft nicht nur die 
Beziehungen zu Klientinnen und Klienten, sondern auch zu 
Behörden und Organisationen. Frau Wilde und auch Herr Ab-
raham haben angemerkt, dass die Kommunikation zwischen 
den verschiedenen Ebenen, zwischen den Organisationen 
und Strukturen, nicht immer gut funktioniert. Wo liegt also 
das Problem? Warum machen wir es nicht wie in Baden-
Württemberg?

Kai Abraham: Ich sehe das ein bisschen anders. Wenn 
jemand aus dem therapeutischen Kontext des Vollzugs 
herauskommt, ist das gewollt und gut, das soll ein Ende dar-
stellen. Wichtig ist der Übergang. Warum machen wir nicht 
das Baden-Württemberger Modell? Ich bin eher ein Freund 
davon, alles, was in Führungsaufsicht und Bewährungshilfe 
ist, stärker nach außen zu orientieren, weg von der Justiz. 
Die Auflagen und Bewährungsweisungen sollten nur den 
Rahmen darstellen.

Es wäre natürlich ideal, wenn ehemalige Gefangene eine 
freie Wahl auf dem Therapeutenmarkt hätten und sich selbst 
einen Therapeuten oder eine Therapeutin suchen könnten. 
Ich bin kein Freund davon, Verlängerungen von Justizein-
richtungen zu etablieren und durchzufinanzieren. Was ich für 
wichtig halte, ist eine berechenbare Finanzierung der Träger-
struktur. In Berlin arbeiten wir viel über Zuwendungsmittel 
der Senatsverwaltung für Justiz, was eine Finanzierungssi-
cherheit von immer nur einem Jahr bedeutet. 

Wir zahlen in Berlin 100.000 Euro als eigenen Anteil für die 
Deradikalisierungsprojekte; 700.000 Euro kommen über das 
Bundesfamilienministerium durch „Demokratie leben!“ dazu. 
Wenn uns dieser Betrag wegbrechen würde, stünde Berlin 
ziemlich schlecht da. Wie ja bekannt ist, hat Berlin wenig 
Geld und es ist oft das Spiel „Linke Tasche – Rechte Tasche“, 
welche Behörde finanziert welche Trägerschaft. Meiner Mei-
nung nach sollte die Justiz aus der Finanzierungsverantwor-
tung für die Zeit nach dem Ende ihrer Zuständigkeit heraus.

Laura Wilde: Ich würde einhaken, weil ich es durchaus für 
sinnvoll halte, wenn sich Angebote überlappen. Es ist unrea-
listisch zu erwarten, dass jemand, der aus dem Justizsystem 
entlassen wird, so kompetent ist, sich sofort einen neuen 
Therapeuten zu suchen. Die Bewährungshilfe ist dann zwar 
dafür zuständig, dort zu unterstützen, aber wir sind ja nicht 
immer an die Bewährungshilfe angebunden.

Dieser Übergang ist also psychisch eine fragile Situation. 
Und eine Überlappung, bei der nicht alles, was in der JVA 
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aufgebaut und etabliert wurde, was stabilisiert hat, ad hoc 
abbricht und sich dann draußen neu strukturieren muss, 
halte ich für sehr sinnvoll. Das gilt selbst dann, wenn die An-
bindung an die Bewährungshilfe besteht. Es handelt sich um 
fragile und beeinflussbare Persönlichkeiten, die in Krisensi-
tuationen eher auf das Bekannte, das sie von früher kennen, 
zurückgreifen. Eine Überlappung und eine Übergangsfinan-
zierung halte ich daher für sehr wichtig.

Kai Abraham: Ich sehe das ja genauso. Deswegen binden wir 
Träger ja schon innerhalb des Vollzugs ein und beteiligen uns 
an der Finanzierung, um den Übergang für betroffene Perso-
nen, die eine weiterführende Behandlung benötigen, abzu-
sichern. Aber jetzt große Ambulanzen mit therapeutischen 
Versorgungszentren außerhalb des freien Versorgungsmark-
tes aufzubauen, könnte nur eine Notlösung sein. Ziel wäre 
es, dass der Versorgungsmarkt so ausgestattet ist, dass der 
Zugang zu diesen Leistungen gesichert ist. 

Axel Schurbohm: Unabhängige Vielfalt ist ein wichtiger 
Punkt. Auch eine Trennung zu haben, eine Distanz, ist ja 
durchaus ein valides Argument. 

Fabian Wichmann: Dem würde ich zustimmen. Ich finde das 
Finanzierungsmodell und die damit verbundene Nachhaltig-
keit gerade sehr spannend. Eine Zusammenarbeit von zehn 
oder auch 24 Jahren mit einer Person ist nicht so schnell 
durch etwas anderes zu ersetzen. Wenn man sich vorstellt, 
diese Person einfach vor die Tür zu stellen und zu sagen: „Da 
ist deine Tasche, herzlichen Glückwunsch”, dann ist das eine 
enorme Herausforderung für sie. Es war schon ein Zeichen, 
als die Person mir erzählte, dass sie den Handyakku extra 
aus dem Telefon genommen hatte, weil die Prägung durch 
die Jahre in Haft so tief sitzt. In solchen Fällen ist es wichtig, 
jemanden zu haben, der diesen Prozess begleitet. Wenn das 
aber auf eine sehr fragile Projektstruktur gelegt wird, sehe 
ich eine große Gefahr für die Kontinuität. 

Axel Schurbohm: Herr Dr. Heidenreuter-Said, wo sehen Sie 
Übertragungspotential, oder provokant formuliert: Warum 
machen wir es nicht alle so wie in Baden-Württemberg?

Dr. Behnam Heidenreuter-Said: Die Antwort liegt einmal 
mehr im Föderalismus – das ist meine generelle Antwort. 
Für Hamburg kann ich Folgendes ausführen: Seit 2019 
haben wir das Resozialisierungs- und Opferhilfegesetz. 
Dadurch haben alle Inhaftierten einen Rechtsanspruch auf 
Inanspruchnahme des Haftentlassungsmanagements, das 
in Hamburg „Übergangsmanagement” heißt. Das bedeutet: 
Sechs Monate vor der Haftentlassung wendet sich ein Mit-
arbeiter der Straffälligenhilfe – bei uns ist das das Fachamt 
Straffälligen- und Gerichtshilfe – an die Inhaftierten und 
unterbreitet ihnen ein Angebot, das alle Punkte des Reso-
zialisierungsplans, früher Vollzugsplan, enthält, die für diese 
Person relevant sind. Dazu zählen beispielsweise Wohnung, 
Arbeit, suchttherapeutische Angebote sowie Anbindung an 
Beratungsleistungen im Bereich Distanzierung und Deradi-
kalisierung. Über dieses Angebot wird eine Beziehung auf-
gebaut. Wenn der Entlassungstag kommt, ist die Person gut 

vorbereitet. Im besten Fall war sie vorher im offenen Vollzug 
und hat ein Beschäftigungsverhältnis auf dem freien Arbeits-
markt. 
 
Und dann ist der große Tag der Entlassung gekommen – 
und damit das Entlassungsloch. Die Person wechselt vom 
Zwangskontext in einen Kontext völliger Freiheit. Abgesehen 
von der Bewährungshilfe kann sie oder er tun und lassen, 
was sie oder er will. Ein Großteil der Klientinnen und Klienten 
bricht die Arbeit genau an dieser Stelle ab, weil sie denken: 
„Ich habe mein Ziel erreicht, ich bin draußen.” Oder sie über-
schätzen sich und denken, sie kriegen das schon alleine hin, 
sie haben ihr Leben jetzt im Griff. Das ist ein Klassiker beim 
Drehtürvollzug. 

Ein System wie BIOS ist für die Voraussetzungen in Baden-
Württemberg deshalb wahrscheinlich genau das richtige 
Instrument. Es müssen jedoch immer die landesspezifischen 
Umstände berücksichtigt werden, wie die Landesgesetze 
und die gewachsene Infrastruktur.

Und noch ein Wort zu den aktuellen Ankündigungen der 
Bundesfamilienministerin im Hinblick auf „Demokratie 
leben!“: Ich empfinde das als vollständigen Bruch mit der 
gelebten Praxis der Zusammenarbeit mit freien Trägern. Ich 
war selbst für die Zuwendungen an die Freie Straffälligen-
hilfe verantwortlich. Diese Zusammenarbeit basiert auf Ver-
trauen und reicht Jahrzehnte zurück. Der erste Verein wurde 
1948 in Hamburg gegründet. Natürlich müssen auch immer 
wieder Bedingungen neu ausgehandelt werden. Aber auf 
die Idee, den Trägern mitten im laufenden Haushaltsjahr zu 
sagen, dass ihre Finanzierung zum Jahresende endet und sie 
sich dann neu bewerben dürfen, käme keiner von uns. Des-
halb finde ich diese Art von Politik alarmierend, bei der der 
Eindruck entsteht, dass nicht alles nur fachlich begründet 
ist. Ich spreche hier als Privatperson mit Erfahrung im Justiz-
vollzug, das muss ich trennen. Meiner Meinung nach wäre 
es jetzt Aufgabe der Bundesfamilienministerin, die Nachvoll-
ziehbarkeit und Plausibilität dieser Ankündigung herzustellen 
und dem Eindruck entgegenzuwirken, dass hier lang etab-

lierte Strukturen aus politischen Erwägungen heraus quasi 
wegfinanziert werden sollen.

Klärung zur Finanzierungssituation bei 
„Demokratie leben!“
Axel Schurbohm: Wenn ich noch eine Sache ergänzen darf: 
Es ist nicht nur so, dass im laufenden Jahr das Ende der Fi-
nanzierung angekündigt wurde. Viele Träger der bundeszen-
tralen Infrastrukturen gingen davon aus, dass sie acht Jahre 
lang gute Rahmenbedingungen haben würden. 

Dr. Behnam Heidenreuter-Said: Richtig. Die frühere Fami-
lienministerin hatte eine mehrjährige Finanzierung zugesagt. 
Das ist ein Sprung von einem Extrem ins andere. Das ent-
spricht aus meiner Sicht nicht den Spielregeln.

Kerstin Sischka (aus dem Publikum): Zur Richtigstellung: 
Die Verbundprojekte in den Ländern, die über „Demokra-
tie leben!“ für Strafvollzug und Bewährungshilfe gefördert 
werden, stehen nicht zur Debatte und werden normal weiter 
gefördert. Was wegfällt, sind – was schwerwiegend genug 
ist – die Innovationsprojekte und die bundeszentralen Infra-
strukturen, wovon wir übrigens auch betroffen sein werden. 

Druck, Verantwortung und strukturelle 
Sicherheit
Axel Schurbohm: Ich möchte nochmal auf das Thema Druck 
im Umgang mit dem Klientel und mit möglichen Folgen nach 
der Entlassung zurückkommen. BIOS arbeitet ja ebenfalls 
mit einem herausfordernden Klientel. Wird dieser Druck dort 
genauso empfunden oder wird er durch die Struktur, in der 
Sie arbeiten, abgemildert?

Stephanie Ballscheidt: Selbstverständlich gibt es auch bei 
uns solche Momente. Ich habe zuvor vier Jahre im Justizvoll-
zug gearbeitet und bin jetzt im ambulanten Bereich tätig. Am 
Ende des Tages kann ich meinem Gegenüber nur bis vor den 
Kopf gucken. Das muss man immer mitbedenken. Uns wird 
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viel Verantwortung übertragen. Aber was mache ich als The-
rapeutin damit? Wie gehe ich damit um? Liegt es in meiner 
Verantwortung, dass dieser Mensch nicht wieder straffällig 
wird? Oder ist es nicht eigentlich die Verantwortung der Per-
son, die in Haft saß oder bei uns sitzt, weil sie diese Auflage 
als Teil ihrer Bewährungshilfe hat? Natürlich möchte keine 
Therapeutin und kein Therapeut, dass ein Klient rückfällig 
wird und neue Straftaten begeht. Letztlich ist es die Frage: 
Mit welcher Einstellung gehe ich nach Hause? Das ist eher 
kein Thema für BIOS an sich. Aber natürlich helfen mir die 
Struktur, die wir haben, und der Austausch.

Volkmar Körner: Natürlich gibt es Druck, denn wir haben den 
Bereich der Kriminalprognostik, in dem Gutachten erstellt 
werden, in denen wir Aussagen treffen müssen. Da sind wir 
dann schon in der Verantwortung. Denken Sie zum Beispiel 
an den sogenannten Staufenfall, bei dem ein Stiefvater 
seine Stieftochter missbraucht hat – eine ganz schlimme 
Geschichte. Der Täter war im Rahmen der Führungsaufsicht 
bei uns in Therapie und der behandelnde Therapeut wurde 

im anschließenden Strafverfahren erheblich unter Druck 
gesetzt. Das kommt glücklicherweise nicht häufig vor, aber 
der Druck ist vorhanden.

Ich möchte aber noch einmal auf diese Finanzierungsfragen 
eingehen. Wir müssen selbstbewusster werden, was den 
volkswirtschaftlichen Nutzen unserer Arbeit angeht – ge-
rade auch in unserem Tätigkeitsfeld, dem forensischen 
Bereich. Wir müssen deutlicher kommunizieren, dass es 
nicht nur menschlich und human ist, wenn wir ehemaligen 
Strafgefangenen Unterstützung oder Therapie angedeihen 
lassen, sondern dass dies auch einen volkswirtschaftli-
chen Nutzen hat. Jede nicht begangene Straftat spart der 
Gesellschaft Kosten, gerade in dem Kontext, mit dem wir 
uns befassen. Man nimmt an, dass eine Sexualstraftat die 
Gesellschaft im Schnitt 300.000 bis 500.000 Euro kostet. 
Bei Extremismus sind die gesellschaftlichen Kosten noch un-
gleich höher. Da sollten wir mutiger und selbstbewusster in 
unserer Argumentation sein.

Ich weiß aus dem Bereich der Bewährungshilfe, dass es bei 
den Fachkräften dort immer etwas Hemmungen gibt über 
Erfolgsindikatoren der Arbeit zu sprechen. Ich war ja früher 
in der Bewährungshilfe, wir waren eine Anstalt des öffentli-
chen Rechts, davor ein freier Träger. 2008, als ich Geschäfts-
führer war, haben wir mit den Widerrufsquoten  argumen-
tiert. Das ist umstritten, aber es ist schon ein Argument, um 
die Finanzierung zu sichern, denn wir sparen dem Land viel 
Geld im Strafvollzug. 

Kai Abraham: Zum Thema Druck: Das ist kein neues Phä-
nomen im Bereich, der mit radikalen oder extremistischen 
Gefangenen zu tun hat. Wer im Gefängnis arbeitet und sich 
davon beeindrucken lässt, ist dort vielleicht fehl am Platz. 
Druck aufgrund von Wiederholung und Rückfall führt an-
sonsten zu einem restriktiveren Strafvollzug. Das haben 
wir in Berlin gesehen. Läuft einer weg, wird der Zaun höher 
gemacht und die Freizügigkeit für die anderen Gefangenen 
eingeschränkt. Das ist jedoch keine Lösung. Ich muss ein 
gewisses Risiko eingehen. Ich muss alle Möglichkeiten der 
Öffnung des Vollzugs, der vorzeitigen Entlassung und der 
Einbindung in die Bewährungshilfe bieten, ohne ständig 
Angst vor einem Rückfall zu haben oder mir die Schuld dafür 
zuzuschreiben. Denn ein Straftäter ist nicht nur das Ergebnis 
des Strafvollzugs, sondern auch das Ergebnis dessen, was 
vorher nicht funktioniert hat, weil vielleicht nicht genug An-
gebote freier Träger vorhanden waren. 

In meiner Position kommt eine etwas andere Verantwortung 
dazu. Wenn ich für die Leitung einer Vollzugsanstalt im Voll-
zug zuständig bin, muss ich darauf achten, dass keine Fahr-
lässigkeit entsteht. Aber ich muss Risiken eingehen können. 
Wenn ich dann durch den Druck von außen immer nur alles 
restriktiver mache, dann wird es blöd. 

Laura Wilde: Aber ist das nicht ein Stück weit tatsächlich der 
Fall? Ich rede gar nicht von dem persönlichen Druck einzel-
ner Mitarbeitender, sondern von einer institutionellen Angst. 
Ich arbeite in einer Teilanstalt, und die Lockerungsquote 
ist sehr gering. Der normale, geschlossene Männervollzug, 

gerade im Hochsicherheitsbereich, ist meiner Meinung nach 
ein restriktives System. Der offene Vollzug ist anders, und 
vielleicht ist es bei den Frauen auch nochmal anders.

Dabei liegen die Missbrauchsquoten bei Vollzugslockerun-
gen im niedrigen einstelligen Bereich. Trotzdem lockern wir 
nicht so stark, wie es statistisch gesehen sinnvoll und mög-
lich wäre. Ich glaube, dass das sehr viel mit Druck zu tun 
hat. Es ist eine Frage von Verantwortung und Verantwort-
lichkeit. Wir sichern bis zum letzten Tag, besonders wenn 
jemand als radikal eingestuft wird. Könnten wir den insti-
tutionellen Druck herausnehmen, könnten wir viel mutiger 
werden. Denn außer bei lebenslanger Haft oder Sicherungs-
verwahrung kommen die Männer irgendwann raus, irgend-
wann ist die Strafe vorbei. Wenn wir mutiger verlegen und 
entlassen würden, könnten wir sie draußen vielleicht viel 
besser anbinden und eine echte Resozialisierung erreichen.

Kai Abraham: Tut mir leid, dass ich Ihnen als Kollegin wider-
sprechen muss. Wir haben in Berlin Extremisten im offenen 
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Vollzug. Berlin ist mutig, weil Berlin, glaube ich, das einzige 
Bundesland ist, das den offenen Vollzug als Regelvollzug 
hat. Das heißt: Nicht gutes Verhalten im geschlossenen 
Vollzug führt zu einer Verlegung in den offenen, sondern die 
Einweisung geht zuerst in den offenen Vollzug, und da wird 
geprüft, ob das machbar ist oder ob doch ein geschlossener 
Vollzug notwendig ist. Das ist eine Umkehr des Ansatzes. 
Man setzt auf Vertrauen und geht das Risiko ein. Und durch 
die Einbindung einer guten Trägerstruktur lässt sich das 
Risiko besser absichern.

Und natürlich ist es bei Frauen anders. Ich habe lange im 
Jugendbereich gearbeitet. Damals lag die Rückfallquote bei 
75 %. Es gab viel Druck von außen. Dennoch geht man das 
Risiko ein. Es gibt Möglichkeiten, im Strafvollzug viel zu 
erreichen, auch durch die Einbindung externer Träger. Das 
können wir in Berlin gut, denn wir haben eine gute Träger-
struktur in dieser Stadt. 

Dr. Behnam Heidenreuter-Said: Ich finde diese unterschied-
lichen Vollzugskulturen sehr interessant. In Hamburg wird 
selbstverständlich auch ein extremistischer Gefangener in 
den offenen Vollzug verlegt. Dazu gibt es eine Lockerungs-
verfügung, also eine Verwaltungsvorschrift unterhalb der 
gesetzlichen Schwelle, die für alle Gefangenen ohne Aus-
nahme gilt. Ausnahmen, selbst für Extremisten, würde 
vermutlich jedes Gericht einkassieren, zumindest meiner 
Auffassung nach. 

Wir haben aber auch gute Erfahrungen damit gemacht. Bei 
erkannten Risikofällen gibt es ein eigenes Konzept, das wird 
in Berlin und anderen Bundesländern ähnlich sein. Wenn 
also das Risikomanagement, also die zuständigen Psycho-
loginnen und Psychologen ein hohes Risiko zum Beispiel für 
eine erneute Straftat erkannt haben, wird eine Fallkonferenz 
einberufen, gemeinsam mit Justizvollzug, LKA und Bewäh-
rungshilfe etc. Dann wird geschaut, was mit diesem Men-
schen gemacht werden kann, wie kann man das Schlimmste 
verhindern. Denn es gibt immer diese Ansagen, dass nie-
mand rauskommen darf, der dann einen Anschlag begeht. 

Deshalb versuchen alle Beteiligten, die Informationen zu-
sammenfließen zu lassen, eine gemeinsame Entscheidung 
hinzubekommen und Folgemaßnahmen einzuleiten. Der 
offene Vollzug ist meiner Meinung nach dabei wichtig, denn 
genau wie schon gesagt wurde, werden die Menschen ja 
irgendwann wieder entlassen. Deshalb darf man auch keine 
Angst davor haben. Diese Lockerungen dienen ja letzten 
Endes der Erprobung.

Wichtig ist die Erkenntnis, die sich im Vollzug zumindest in 
Teilen immer mehr durchsetzt: Auch extremistische Ge-
fangene sind Menschen mit individuellen Bedürfnissen, an 
die wir mit einem individuellen Vollzugs- und Resozialisie-
rungsplan herangehen müssen. Das Thema Sicherung ist 
ja nur ein Auftrag des Vollzugs. Er hat natürlich auch den 
gesetzlichen Auftrag der Resozialisierung. Und den müssen 
wir allen Strafgefangenen unabhängig von ihrer Straftat an-
gedeihen lassen. 

Kai Abraham: Selbstverständlich arbeiten wir im offenen 
Vollzug nicht nur mit den Sozialen Diensten und der Bewäh-
rungshilfe, sondern auch mit dem BKA, dem LKA und dem 
Verfassungsschutz zusammen. Wenn Personen aus diesem 
Phänomenbereich in den offenen Vollzug verlegt werden, 
werden Informationen weitergegeben. Wir haben GTAZ-
Sitzungen, in denen auch Einzelfallbesprechungen statt-
finden. Wir lassen die Personen draußen laufen und gehen 
damit ein Risiko ein. Von der anderen Seite wird mit deren 
Mitteln und Methoden geschaut, ob es funktioniert. Das Zu-
sammenspiel der Behörden ist hierbei von entscheidender 
Bedeutung.

Dr. Behnam Heidenreuter-Said: Als Ergänzung dazu: Wir 
haben bei Sicherungsverwahrten, also wirklich schwersten 
Gewaltstraftätern und Sexualstraftätern, zum Teil gerichtli-
che Anordnungen, Lockerungen zu gewähren, sofern sie an-
gemessen sind und von Gutachten befürwortet werden. Es 
muss probiert werden, wie sich jemand in Freiheit verhält, 
vielleicht auch begleitet. Aber irgendeine Form von Auspro-
bieren muss auf jeden Fall da sein. 

Axel Schurbohm: Meine Frage nach dem Druck basierte auf 
folgender These: Vielleicht lässt sich Druck besser verteilen, 
wenn die Struktur passt, sodass er an einzelnen Stellen we-
niger spürbar ist. Die Politik trägt ihren Teil der Verantwor-
tung durch eine verstetigte bzw. gesicherte Förderung. Aber 
auch die Justizvollzugsanstalten, die Sicherheitsbehörden 
und die Therapeut:innen tragen Verantwortung. Stimmen 
Sie dieser These zu oder halten Sie sie für völligen Quatsch?

Volkmar Körner: Also, ich würde nicht sagen, es ist völliger 
Quatsch, das wäre despektierlich. Ich glaube aber ehrlich ge-
sagt, dass Druck bei der Arbeit ja nichts Schlimmes ist. Das 
kenne ich auch aus anderen Kontexten.

Zum Thema Verantwortung: Wenn ich auf unsere Organi-
sation schaue – vielleicht ist das anderswo genauso – dann 
versuchen wir, zumindest im Bereich der interkollegialen 
Beratung und der Intervision, den einzelnen Therapeuten mit 
dieser Frage nicht allein zu lassen. Wie Frau Ballscheidt kurz 

angesprochen hat, haben wir auch eine Sicherheitsabteilung, 
in der wir für bestimmte Feststellungen ein Vier-Augen-Prin-
zip haben. Frau Ballscheidt kann das gleich noch besser er-
klären. Als Institution bzw. als Verein lassen wir die einzelnen 
Therapeuten mit der Verantwortung nicht allein.

Prinzipiell hat ein Therapeut natürlich eine bestimmte Auf-
gabe, und es gibt immer die Trias aus Aufgabe, Kompetenz 
und Verantwortung. Als Organisation haben wir aber auch 
eine Verantwortung gegenüber unseren Mitarbeitern: Wir 
müssen ein gutes Umfeld schaffen. Ich glaube, das erleich-
tert die Arbeit. Wer verantwortungsscheu ist, sollte sich die 
Frage stellen, ob er im forensischen Bereich als Therapeut 
tätig sein kann.

Stephanie Ballscheidt: Ich knüpfe da direkt an. Ich komme 
ja aus dem Justizvollzug und bin jetzt bei BIOS. Im Justiz-
vollzug war ich für mein Hafthaus zuständig und habe dort 
die Verantwortung für die psychologischen Fragen getragen. 
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Letzten Endes stand ich alleine da. Ich will nicht sagen, kom-
plett, es gab im Zweifelsfall die Anstaltsleitung, die jedoch 
eine andere Kompetenz hatte.

Was ich bei BIOS unglaublich angenehm finde, ist, dass ich 
immer einen direkten Ansprechpartner habe. Wir arbeiten 
im Tandem: Ich bin zwar zunächst die Person, die mit dem 
Klienten arbeitet, aber ich habe immer eine zweite Person, 
die den Fall genauso kennt. Wir haben regelmäßige Bespre-
chungen, mindestens einmal im Quartal, bei Bedarf auch 
häufiger. Hinzu kommt die Möglichkeit, bei einem Fall mit 
hohem Risiko die Sicherheitsabteilung einzuschalten. Es sind 
dann sogar meistens nicht nur vier, sondern sechs Augen, 
die auf den Fall schauen.

Das gibt einem einfach mehr Sicherheit, weil man nicht das 
Gefühl hat, allein zu sein und allein die Verantwortung zu 
tragen. Zum Thema Druck stimme ich vollkommen zu: Druck 
macht einen auch wachsam. Keiner von uns möchte, dass 
ein Klient rückfällig wird, auch wenn man diese Verantwor-
tung mitträgt. Aber es wird leichter, wenn man sie mit ande-
ren teilt. Und das, finde ich, funktioniert bei uns wirklich gut.

Fabian Wichmann: Gerne möchte ich noch an meine letzte 
berufliche Erfahrung in der Fallberatung anknüpfen. Dort 
war der Druck durchaus präsent. Es gab strukturell wenig 
Verbindlichkeit. Wir sind eher über Kontakte zu Mitarbei-
tenden der JVA zu den Begleitungen gekommen. Die betref-
fenden Personen kamen aus einem sehr weiten Spektrum. 
Es ging nicht nur um Rechtsextremismus, sondern auch 
um organisierte Kriminalität und Mischszenarien. Das hat 
die Identifizierung, auch für die JVA-Mitarbeiter, deutlich 
schwieriger gemacht.

Dadurch entstand für mich persönlich ein erheblicher Druck. 
Was mir letztlich fehlte, war die Verbindlichkeit: eine klare 
Einbindung in den Vollzug, die Teilnahme an Vollzugskonfe-

renzen und der Austausch mit den verschiedenen Ebenen. 
In manchen Fällen hat das funktioniert, in anderen war man 
dann doch sehr isoliert. 

Ich würde mir daher wünschen, dass sowohl die Finanzie-
rung als auch die strukturelle Begleitung solcher Fälle kon-
kreter gestaltet werden und weniger dem Zufall überlassen 
bleibt.

Abschlussrunde: Konkrete Schritte und 
Verbesserungsbedarfe
Axel Schurbohm: Im Rückblick auf die anfänglichen Ein-
schätzungen: Welche konkreten Schritte und Verbesserun-
gen sind in den aktuellen Strukturen notwendig, um auf der 
Skala noch einen Schritt nach oben zu machen? Oder mit 
den derzeitigen Veränderungen zumindest dort zu bleiben, 
wo wir uns eingeschätzt haben? 

Kai Abraham: Was alle unterstreichen werden, ist eine 
auskömmliche Finanzierung der Träger – nicht auf ein Jahr 
begrenzt, sondern wirklich berechenbar über mehrere Jahre 
hinweg mit Tarifangleichungen und allen dazugehörigen 
Berücksichtigungen, auch unabhängig von Fallzahlen. Denn 
wenn die Fallzahlen sinken, wird die Trägerlandschaft schnell 
zur Seite geschoben.

Der Informationsaustausch bleibt herausfordernd: Wann 
werden freie Träger in die Behandlungsarbeit im Vollzug 
eingebunden? Was erwarten die Sicherheitsbehörden an 
Informationsrückfluss? Welche Informationen benötigt der 
Vollzug, um prognostische Feststellungen treffen zu kön-
nen? Ich wünsche mir außerdem eine Trägervielfalt, die auf 
Kooperation statt Konkurrenz setzt, in der die Träger aus-
kömmlich finanziert werden, aber kein Geld verdienen sollen. 
Es darf keinen Anreiz geben, bei dem mehr Fälle automa-
tisch mehr Einnahmen bedeuten.

Laura Wilde: Was bräuchte es? Gewachsene Strukturen 
innerhalb der JVA, die nicht von einzelnen Personen abhän-
gen, sondern institutionell verankert sind. Und wir brauchen 
im Vollzug die entsprechenden Kapazitäten. Das klingt nach 
dem alten Lied: zu wenig stabiles Personal. Aber das ist die 
Grundvoraussetzung, um strukturell arbeiten zu können. 
Das Wissen muss auf der Ebene über den direkt am Fall 
arbeitenden Personen vorhanden sein, also in den Anstalts- 

und Vollzugsleitungen sowie in der Abteilung Soziale Arbeit. 
Dieses Wissen muss immer wieder aktiv produziert werden.
 
Dr. Behnam Heidenreuter-Said: Im bestehenden Rahmen 
fällt mir spontan nicht mehr viel ein, was noch optimiert 
werden könnte. In Hamburg ist seit dem Fall Brokstedt, dem 
Messerangriff im Regionalzug von Kiel nach Hamburg, noch 
einmal genau hingeschaut worden und es gibt mittlerweile 
klare Meldewege: Jede Wahrnehmung zum Thema Extre-
mismus muss sofort an die Aufsichtsbehörde und das LKA 
gemeldet werden. In diesem Rahmen haben die Verantwort-
lichen das Machbare weitgehend umgesetzt.

Was man sich darüber hinaus wünschen könnte: kleinere 
Einheiten, kleinere Anstalten, Gesetzesreformen, Stichwort 
Ersatzfreiheitsstrafen, verlässliche Finanzierung aufsetzen 
und nicht absetzen, mehr offener Vollzug als Regelvoll-
zug. Das sind Wünsche auf einer fiktiven Wunschliste. Das 
macht es mir schwer, über diese Acht hinauszugehen, denn 
der Rahmen ist gesetzt und auch nicht schlecht umgesetzt. 
Diesen Rahmen zu verändern wäre ein nächster Schritt, der 
aber in sehr schwierige Gewässer führt.

Volkmar Körner: In Baden-Württemberg wäre es gut, das 
Angebot noch flächendeckender aufzustellen, das ist in 
Hamburg oder Berlin leichter. Auch in Stuttgart, Mannheim, 
Karlsruhe oder Freiburg ist die Versorgung gut, aber es gibt 
halt viel dazwischen. In ländlichen Bereichen, im Schwarz-
wald, im Tauberkreis, gibt es Sexualstraftäter, aber keine 
niedergelassenen Therapeuten, die behandeln würden. Da 
muss man überlegen, wie man das hinbekommt, eventuell 
über Online-Therapie oder hybride Formate, weil sonst die 
Reisezeiten und Kosten für die Klienten nicht darstellbar 
sind.

Stephanie Ballscheidt: Ich kann mich Herrn Körner da nur 
anschließen. Klienten berichten von anderthalb Stunden 
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Anfahrt. Das ist für viele eine enorme Hürde. Aber auch uns 
Therapeuten betrifft das, wir betreuen zum Teil mehrere 
Standorte. Das bringt manchmal große logistische Heraus-
forderungen mit sich. Grundsätzlich sind mehr Angebote, 
mehr Vielfalt, und der Ausbau der Programme immer gut. 

Fabian Wichmann: Für mich wäre es eine Mischung aus 
Beratung und Therapie, die frühzeitig in der Haft ansetzt 
und ein duales Modell anbietet, das über die Haftentlassung 
hinausreicht. Die Frage der Finanzierung lasse ich mal außen 
vor, weil die sich sowieso stellt. Aber gerade wenn man be-
denkt, dass wir perspektivisch mit anderen Extremismusfor-
men konfrontiert sein werden, solchen, die nicht mehr in die 
klassischen Schubladen passen, aber eine erhöhte Gewalt-
ausprägung haben, oder mit Mischszenen aus organisierter 
Kriminalität und Extremismus: Da reicht weder die reine 
Ausstiegsbegleitung noch die reine Therapie. Kombinations-
modelle wären da das Richtige.

Axel Schurbohm: Frau Ballscheidt, Sie haben am Anfang ge-
sagt, wie wichtig Langfristigkeit, Verlässlichkeit und Kom-
munikation der unterschiedlichen beteiligten Personen sind. 
Ich finde, das trifft ganz gut auf vieles zu, was gesagt wurde, 
was vielleicht gerade nicht so gut läuft und verbesserungs-
würdig ist. 

Recht herzlichen Dank an Sie auf dem Podium, nun haben 
wir noch Zeit für Fragen aus dem Publikum.

Fragen aus dem Publikum

Kerstin Sischka, nexus: Vielen Dank an alle, es war eine inte-
ressante Diskussion. Ich erlaube mir, noch ein paar Hinter-
grundinformationen einzubringen, weil wir ein sehr hetero-
genes Publikum haben und bei Fragen der Finanzierung und 
Kooperation möglicherweise einiges an Kontext und Hinter-
grundwissen fehlt.

Es gibt über „Demokratie leben!“ geförderte Verbundprojek-
te für Justizprojekte in jedem Bundesland. Der Verein Grüner 

Vogel e.V. war und ist nie Teil dieses Verbunds gewesen. Das 
heißt: Wenn wir über Strukturen der Deradikalisierung im 
Justizvollzug und in der Bewährungshilfe sprechen, müs-
sen Sie sich vor Augen führen, dass es Träger gibt, die über 
„Demokratie leben!“ gefördert werden. Der Verein Grüner 
Vogel e.V. erhält, wie schon gesagt, gar keine Finanzierung 
durch „Demokratie leben!“ für diesen Bereich. Das ist primär 
der Träger VPN, der über die Jahre den Großteil der Finanzie-
rung in diesem Bereich erhalten hat und so auch am meisten 
tätig war. Ein kleinerer Träger war die Denkzeit-Gesell-
schaft, deren Schwerpunkt ganz intensiv und sehr gut auf 
dem Jugendstrafvollzug lag. nexus war als kleinerer Partner 
mit 40.000 Euro ab 2018 eingestiegen, bei einem Gesamt-
volumen von rund 600.000 bis 700.000 Euro und hat eine 
sehr tradierte Zusammenarbeit mit der Bewährungshilfe 
entwickelt. Mehr war nicht möglich. Wir hätten gerne mehr 
gemacht und wären gerne im Justizvollzug tätig gewesen, 
aber das wurde uns von verschiedenen Seiten nicht leicht 
gemacht. Wir wurden ein bisschen weggedrängelt, wenn ich 
das mal so sagen darf. Natürlich geht es nicht um Konkur-
renz, aber wir waren zu klein, als das wir im Justizvollzug 
überhaupt noch bekannt waren. Erst seit anderthalb Jahren 
haben wir einen Neustart, seit wir assoziierte Partner für 
das Verbundprojekt „Deradikalisierung im Strafvollzug und 
Bewährungshilfe“ sind. Seitdem können die Haftanstalten 
uns frei anfragen. Erst seit wir wieder eine gute Finanzierung 
für nexus haben, haben wir wieder die Möglichkeit, an die 
JVAs heranzutreten. Fünf Jahre lang war das nicht möglich, 
weil wir nicht entsprechend finanziert waren. Eine sehr gute 
Entwicklung, aber eine späte.

Zur Qualifizierung: Wenn wir über Psychotherapie im Justiz-
vollzug und am Übergang zur Bewährungshilfe nachdenken, 
brauchen wir qualifizierte und für dieses Feld offene und 
engagierte Psychotherapeut:innen. Das Problem ist, dass 
in der psychotherapeutischen Ausbildung so gut wie keine 
Spezialkompetenz für die Arbeit mit straffälligen Personen 
vermittelt wird. Wir haben in Berlin ein Netzwerk aufgebaut, 
das Klient:innen der Bewährungshilfe übernimmt und zu-
nehmend auch im Justizvollzug tätig ist. Aber die Frage der 

Qualifizierung ist eine ganz eigene. Wie machen wir junge 
Kolleginnen und Kollegen während ihrer Aus- und Weiterbil-
dung vertraut mit diesem Bereich? Es braucht eine Weiter-
bildungsstruktur mit einem Schwerpunkt Justizvollzug und 
Bewährungshilfe, gerade wenn es um Klient:innen aus dem 
Bereich der Extremismusprävention geht. Das dauert Jahre, 
das kann nicht über „Demokratie leben!“ oder andere Pro-
jektmittel abgedeckt werden. Das ist eigentlich eine Aufgabe 
des Landes, nicht von Pilotprojekten. Es klingt immer so, als 
hätte man die Psychotherapeut:innen im Justizvollzug schon 
oder in der Zusammenarbeit mit der Bewährungshilfe. Nein, 
die gibt es nicht, wenn man sie nicht ausbildet.

Axel Schurbohm: Danke, Kerstin. Gibt es darauf eine  
Reaktion?

Kai Abraham: Dazu möchte ich etwas sagen: Wir waren 
damals an der Auseinandersetzung mit dem Thema betei-
ligt. Die Idee war, dass einem Trägerverbund eine Aufgabe 
übertragen wird und die Koordinierung dort intern erfolgt. 
Die Frage war: Wer aus unserem Verbund ist der Richtige für 
diese Aufgabe? Es war nie das Ziel, einen Träger zu bevorzu-
gen. Leider hat das nicht so gut funktioniert. 

Zum Thema „Qualifizierung von Therapeut:innen im Voll-
zug” möchte ich Ihnen klar widersprechen. In unseren 
sozialtherapeutischen Abteilungen arbeiten approbierte 
Psycholog:innen mit verschiedenen Therapierichtungen, 
beispielsweise mit tiefenpsychologischem, systemischem 
oder verhaltenstherapeutischem Schwerpunkt. Darüber hi-
naus sind auch Psychologiestudierende bei uns beschäftigt. 
Ich bin kein Freund der Idee, dass es eine Spezialisierung 
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auf die Arbeit mit Straftäter:innen oder Extremist:innen 
geben sollte. Im Gegenteil: Ich erwarte von meinen Psy-
cholog:innen im Vollzug einen justizunabhängigen Be-
handlungsansatz. Im Fokus sollte nicht die Straftat stehen, 
sondern der Weg dorthin, also alles destruktive Verhalten,  
alle Umstände und Devianzen, die zu der Straftat geführt 
haben. Dies sollte nicht über eine Spezialisierung im Umgang 
mit Straftäter:innen, sondern über eine gute Qualifizierung 
im Umgang mit Menschen abgedeckt werden. Gefangene als 
normale Klient:innen in der therapeutischen Arbeit zu sehen, 
das würde ich immer unterstreichen.

Axel Schurbohm: Gibt es dazu noch weitere Reaktionen auf 
dem Podium? 

Stephanie Ballscheidt: Dem kann ich nur zustimmen. Als 
ich im Justizvollzug gearbeitet habe, gab es, abhängig von 
der Anzahl der Stellen, entweder approbierte Psychothera-
peut:innen in den sozialtherapeutischen Diensten oder Per-
sonen, die sich noch in der Ausbildung befanden. Dort habe 
ich auch Weiterbildungen erhalten, denn bei diesem Klientel 
im Vollzug gibt es durchaus Besonderheiten und Risiken, die 
Therapeut:innen kennen sollten. 

Kerstin Sischka: Kurz zur Richtigstellung: Dass die jungen 
Kolleg:innen, die psychologischen Psychotherapeut:innen 
bei der Arbeit im Vollzug eine wunderbare, professionelle 
Sozialisation in der Arbeit mit Menschen unterschiedlicher 
komplexer Biografien, einschließlich der Delinquenz, durch-
laufen, war nicht der Punkt. Der Punkt war, dass außerhalb 
des Vollzugs, und am Übergang in die Regelversorgung ein 
großes Problem darin besteht, dass die psychologischen 
Psychotherapeut:innen in ihrer Aus- oder Weiterbildung nie 
mit Personen, die entsprechende Delikte begangen haben, 
in Berührung gekommen sind, und daher Fachkräfte fehlen, 
die sowohl bereit sind als auch sich in der Lage fühlen, mit 
dieser Klientel zu arbeiten.

Axel Schurbohm: Danke für die Richtigstellung. Dann gibt es 
noch eine Frage. 

Tobias Meilicke (aus dem Publikum): Ich bin Geschäftsführer 
beim Interdisziplinären Zentrum für Radikalisierungspräven-
tion und Demokratieförderung (IZRD) und Teil des dist[e-
x]-Verbundes, der noch existiert, das ist die Entwicklung 
einer bundeszentralen Infrastruktur für Distanzierungs- und 
Ausstiegsarbeit. Ich möchte beim Thema Schnittstellen an-
knüpfen, und zwar insbesondere der Schnittstelle zwischen 
Psychotherapie und den spezialisierten Beratungsstellen. 

Im letzten Jahr haben wir eine große Bedarfserhebung bei 
fast 900 Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten aus 
ganz Deutschland durchgeführt. Wir haben sie gefragt, ob 
sie sich eine Zusammenarbeit vorstellen können. Würdet ihr 
euch zutrauen, mit radikalisierten Personen zu arbeiten? Das 
Ergebnis war eindeutig: Über 70 Prozent haben angegeben, 
dass sie daran interessiert wären, allerdings bräuchte es 
dafür bestimmte Voraussetzungen.

Das wären zum einen Fort- und Weiterbildungen. Fragen von 
Weltanschauung kommen in der therapeutischen Ausbildung 
kaum vor. Das gilt nicht nur für Extremismus, sondern für 
Weltanschauungsfragen generell. Außerdem wären regel-
mäßige Supervisionsrunden und Kontakt zu Fachexpertise 
im Bereich Extremismus und Radikalisierung notwendig, zur 
Einordnung und Entlastung. Zum dritten gab es das Thema 
Rechtssicherheit. Auch wenn eine Rechtssicherheit grund-
sätzlich besteht, gibt es große Unsicherheit darüber, was 
erlaubt ist und was nicht.

Es ist deshalb ein verheerendes Signal, wenn mit dist[ex] 
eine Struktur zerstört wird, die genau das tut, was Frau Prien 
eigentlich fördern will: nachhaltig in Regelstrukturen hinein-
wirken. Wir stehen in engem Kontakt mit den Psychothe-
rapeutenkammern, die Interesse daran haben, das Thema 

Fortbildungen auszubauen und gemeinsame Finanzierungs-
modelle zu entwickeln. Dafür braucht es Engagement und 
Verbindlichkeit – doch beides wird gerade weggestrichen.

Axel Schurbohm: Danke schön. Gibt es dazu Reaktionen auf 
dem Podium? 

Kai Abraham: So genau kenne ich mich mit dem Thema na-
türlich nicht aus. Aber man hört, dass die Stundensätze für 
niedergelassene Psychotherapeut:innen gesenkt werden, die 
Infrastruktur nicht ausgebaut, sondern zerstört wird und die 
Wartezeiten immer länger werden. Auf der anderen Seite er-
lebt man dann so etwas: Ich war kürzlich bei einer Anhörung 
im Bundesgesundheitsausschuss, bei der die AfD die These 
aufstellte, Gefangene seien bei der Gesundheitsversorgung 
besser gestellt als die allgemeine Bevölkerung. 

Wer verhandelt denn mit den Geldgebern? Das ist doch 
Aufgabe der Psychotherapeutenkammer. Die muss doch die 
Freiräume für Fortbildungen, Zusatzqualifizierungen und 
abgesicherte Tagessätze setzen. Wenn ich niedergelassener 
Therapeut wäre und mir gerade der Stundensatz reduziert 
worden wäre, würde ich mir die einfacheren Klienten aus-
suchen und nicht das schwierigste Klientel wie Gefährder, 
Extremisten oder Sexualstraftäter behandeln. Da steckt so 
ein bisschen der Wurm drin, aber das liegt nicht in unserer 
Hand. 

Tobias Meilicke (aus dem Publikum): Das ist ebenfalls eine 
verheerende Entwicklung. Aber wir haben sowohl in der Be-
darfserhebung als auch in der täglichen Arbeit gesehen, dass 
es sehr viele Menschen gibt, die sich engagieren und sagen: 
Gerade jetzt müssen wir uns für Demokratie einsetzen! Wir 
müssen uns mit den Leuten auseinandersetzen, die sich ra-
dikal äußern – auch in Ostdeutschland. Dafür brauchen wir 
Strukturen, die uns dabei unterstützen. Ich glaube, das ist 
bei den Therapeut:innen angekommen. Auch bei den Dach-

verbänden, mit denen ich spreche. Es braucht aber auch 
Strukturen aus der Fachexpertise, die das begleiten können. 
Denn wo soll die Expertise bei den Psychotherapeutenkam-
mern herkommen?

Kai Abraham: Wir als Justiz fordern eine bessere Infrastruk-
tur zur Nachsorge. Der gesetzlich festgeschriebene Reso-
zialisierungsauftrag bedeutet, dass wir Gefangene in eine 
gute Versorgungsstruktur entlassen müssen. Das beinhaltet 
nicht nur eine therapeutische Versorgung, sondern auch eine 
Krankenversicherung, eine angemessene Wohnsituation, bei 
den Frauen eine gynäkologische Versorgung und Schwanger-
schaftsbetreuung sowie Substitutionsbehandlungen, die auch 
nach der Haftentlassung abgesichert sein müssen. Wenn es 
keine oder keine ausreichende Infrastruktur gibt, auf die wir 
zurückgreifen können, dann fordern wir sie entsprechend 
unseren fachlichen Anforderungen ein. Das können wir in 
Bezug auf die therapeutische Behandlung beitragen. 



9796

Kai Abraham
Ist seit 2019 Vollzugsleiter der Justizvollzugsanstalt für 
Frauen in Berlin und ständiger Vertreter der Anstaltsleiterin. 
Neben der fachlichen Leitung für alle gefangenenbezogenen 
Themen hat er auch die Kontaktverantwortung zu BKA, LKA 
und Staatsschutz im Bereich extremistischer Gefangener. 
Seit 2012 engagiert er sich zudem in Projekten zur Reform 
des Strafvollzugs in Algerien, Tunesien, Marokko und Sene-
gal. 

Stefanie Ballscheidt
Studierte in Bremen und Heidelberg, ihre Masterarbeit 
zur Messbarkeit extremistischer Einstellungen erhielt den 
Master-Preis. Sie arbeitete als Bezugstherapeutin in der 
Suchtrehabilitation, als wissenschaftliche Mitarbeiterin im 
BKA (Forschungsstelle Terrorrimus/Extremismus) und als 
Anstaltspsychologin. Seit 2025 ist sie als Psychologin bei  
BIOS-BW in der ambulanten forensischen Nachsorge tätig.

Claudia Dantschke
Studierte Arabisch und Französisch in Leipzig. Sie ist im Vor-
stand des Vereins Grüner Vogel e.V. und leitet dort seit 2021 
die Beratungsstelle Leben. Von 2002 bis 2020 arbeitete sie 
beim Zentrum Demokratische Kultur gGmbH und leitete die 
2011 mitbegründete Beratungsstelle Hayat-Deutschland. 
Sie berät Angehörige radikalisierter Personen sowie Ausstei-
ger:innen.

Franziska Elias
Studierte Psychologie in Dresden. Sie ist als Psychothera-
peutin i.A. (VT) bei nexus seit 2024 in der Fallberatung im 
Phänomenbereich Islamismus tätig. Überdies arbeitet sie 
als wissenschaftliche Mitarbeiterin in einem migrations-
psychologischen Forschungsprojekt am Universitätsklinikum 
Dresden. 

REFERENTINNEN UND REFERENTEN
Alma Fathi
Studierte Vergleichende Religionswissenschaft und Ge-
schichte in Berlin und ist zertifizierte Trainerin für interkultu-
relle Kompetenz und Demokratiebildung (Betzavta) und für 
Anti-Gewalt-Training. Seit 2009 berät sie Angehörige radi-
kalisierter Personen und Aussteiger:innen. Seit 2021 arbeitet 
sie bei Grüner Vogel e.V. mit zurückgekehrten Frauen und 
deren Umfeld.

Dr. Behnam Heidenreuter-Said
Ist Islamwissenschaftler sowie Experte für Extremismus und 
Terrorismus. Er arbeitete als Islamwissenschaftler beim Lan-
desamt für Verfassungsschutz, Hamburg und als Referats-
gruppenleiter in der Abteilung Justizvollzug bei der Justizbe-
hörde Hamburg. Seit 2025 ist er Leiter der Forschungsstelle 
für strategische Polizeiforschung an der Akademie der Poli-
zei Hamburg und veröffentlichte u. a. die Bücher Islamischer 
Staat und Geschichte al-Qaidas (C.H. Beck)

Volkmar Körner
Studierte Wirtschaftswissenschaften in Hannover, arbeitete 
in der Konkurs- und Vergleichsverwaltung und als kaufmän-
nischer Leiter einer papierverarbeitenden Unternehmens-
gruppe. 2008 wurde er Geschäftsführer der NEUSTART 
gGmbH, anschließend Vorstand für wirtschaftliche Ange-
legenheiten, Personal und Organisation der Landesanstalt 
Bewährungs- und Gerichtshilfe Baden-Württemberg. Seit 
2025 ist er Geschäftsführer bei BIOS-BW.

Marcel Komarek
Ist Volljurist und seit 2019 Referent im Kompetenzzentrum 
des Bundes für Islamismusprävention und Deradikalisierung 
(KID), das im Bundesamt für Migration und Flüchtlinge an-
gesiedelt ist. In dieser Funktion begleitet er bundesweit tä-
tige Projekte der Deradikalisierungs- und Präventionsarbeit 
im Bereich Islamismus, berät zu rechtlichen Grundlagen der 
Beratungsarbeit und verantwortet die Beratungsstelle „Radi-
kalisierung“ des BAMF.

Axel Schurbohm
Ist zertifizierter Systemischer Coach, Supervisor und sys-
temischer Therapeut sowie freier Moderator. Durch seine 
jahrelange Arbeit in der Extremismusprävention handelt er 
auch in komplexen und sensiblen Situationen mit Ruhe und 
Fingerspitzengefühl.

Kerstin Sischka
Studierte Soziologie, Politikwissenschaften, interkulturelle 
Pädagogik und Psychologie in Berlin. Sie ist psychologische 
Psychotherapeutin (TP/PA), Psychoanalytikerin und Mitglied 
der Delegiertenversammlung der Berliner Psychotherapeuten-
kammer. Seit 2023 ist sie in der Leitung des Beratungsnetz-
werks nexus tätig.

Heiner Vogel
Hat Politik und Geschichte in Jena und Freiburg i. Breisgau 
studiert. Er ist Mitbegründer des Beratungsnetzwerks nexus 
und ist dort seit 2023 als wissenschaftlicher Mitarbeiter 
tätig. Seine aktuellen Forschungsschwerpunkte sind das be-
gleitende Monitoring, Ausstiegsprozesse und Aushandlungs-
prozesse in Netzwerken der Präventionsarbeit.

Fabian Wichmann
Ist seit 2006 in Prävention und Deradikalisierung tätig, mit 
Schwerpunkten auf Ideologien, Intervention, Familienbera-
tung und Ausstiegsbegleitung. Über 15 Jahre arbeitete er bei 
EXIT-Deutschland und entwickelte international anerkannte 
Kampagnen. Er ist Co-Leiter des TP1 des EU Knowledge Hub 
und wissenschaftlicher Mitarbeiter bei Grüner Vogel e.V.

Laura Wilde
Ist in der JVA Tegel, Berlin tätig und verfügt über langjährige 
praktische Erfahrung im Justizvollzug. Nach ihrer Tätigkeit 
als Stationsleitung arbeitet sie aktuell in der Teilanstaltslei-
tung der TAVI und ist damit an zentralen Fragen des Voll-
zugsalltags und der strukturellen Weiterentwicklung betei-
ligt. Parallel dazu vertieft sie ihre fachliche Perspektive durch 
ein Studium der Kriminologie.



9998

Allan, Harriet, Glazzard, Andrew, Jesperson, Sasha,  
Reddy-Tumu, Sneha, Winterbotham, Emily. 2015. Drivers of 
Violent Extremism: Hypotheses and Literature Review.  
London: Royal United Services Institute.

Allroggen, Marc. 2025. „Extremistische Einstellungen bei  
Patientinnen und Patienten in der kinder- und jugend- 
psychiatrischen und psychotherapeutischen Versorgung.“  
Zeitschrift für Kinder- und Jugendpsychiatrie und Psychothe-
rapie 53 (6): 317–330.  
https://doi.org/10.1024/1422-4917/a001036.

Alonso, J., Angermeyer, MC., Bernert, S. et al. 2004.  
Prevalence of mental disorders in Europe: results from the 
European Study of the Epidemiology of Mental Disorders 
(ESEMeD) project. Acta Psychiatr Scand 109:21–27.  
https://doi.org/10.1111/j.1600- 0047.2004.00327.x

Aschenbrenner, Bernd. 2024. „Deradikalisierung ist durch-
aus möglich.“ Interview mit Kerstin Sischka. Psychotherapie 
in Politik und Praxis 2: 8–11.

Bialluch, Christoph, Sischka, Kerstin, Vogel, Heiner. 2023. 
„Rechtsextremismus, Prävention, Deradikalisierung und  
psychische Gesundheit: Herausforderungen und Möglichkei-
ten für psychotherapeutische Berufsgruppen.“  
Psychotherapeutenjournal 22 (4): 353–362.

Corner E., Gill P. 2015. A false dichotomy? Mental illness and 
lone-actor terrorism. Law Hum Behav 39:23–34. 
https://doi.org/10.1037/lhb0000102 

Corner E., Gill P., Mason O. 2016. Mental health disorders 
and the terrorist: a research note probing selection effects 
and disorder prevalence. Stud Confl Terror 39:560–568.  
https://doi.org/10.1080/ 1057610X.2015.1120099

Enslin, Julika. 2025. The Evolution of the Islamist Terror Thre-
at Landscape in Germany Since 2020, May 2025, Volume 18, 
Issue 5, https://ctc.westpoint.edu/the-evolution-of-the-isla-
mist-terror-threat-landscape-in-germany-since-2020/

Grüner Vogel e. V. 2026. Beraten. Stabilisieren. Reintegrie-
ren. Selbstverständnis und Praxis der Beratungsstelle Leben. 
Berlin: Grüner Vogel e. V.

Hare RD. 1991. The hare psychopathy checklist revised 
(PCL-R). Multi-Health Systems, Toronto, Ontario.

Hudler, Melanie. 2026. Ideologien der Ungleichwertig-
keit und weltanschaulich-konflikthafte Einstellungen in 
der Psychotherapie: Erfahrungen, Fortbildungsbedarfe 
und Kooperationen mit Beratungsstellen – Ergebnisse der 
dist[ex]-Bedarfserhebung. dist[ex]-Bericht 2026. Berlin: In-
terdisziplinäres Zentrum für Radikalisierungsprävention und 
Demokratieförderung e. V.

Leuschner V., Böckler N., Zick A., Scheithauer H. 2017. Atten-
tate durch Einzeltäter. Zu Gemeinsamkeiten in der Tatent-
wicklung und der Tatsituation bei terroristischen Anschlägen 
und School Shootings. In: Böckler N., Hoffmann J. (Hrsg.). 
Radikalisierung und Terror. Gewalt. Perspektiven aus dem 
Fall- und Bedrohungsmanagement. Verlag für Polizeiwissen-
schaft, Frankfurt, S51–78

Leygraf, N. 2014. Zur Phänomenologie islamistisch terroris-
tischer Straftäter. Forensische, Psychiatrie, Psychologie,  
Kriminologie 8:237–245.  
https://doi.org/10.1007/ s11757-014-0291-2

Obaidi, Milan, Robin Bergh, Simon Ozer und Cornelia Sinder-
mann. 2025. „Toward an Integrated Psychological Model of 
Violent Extremism.“ European Review of Social Psychology. 
Veröffentlicht am 17. März 2025.  
https://doi.org/10.1080/10463283.2025.2478735.

Pfundmair, Michaela, Wood, Nicholas R., Hales, Alexandra, 
Wesselmann, Eric D. 2024. „How Social Exclusion Makes 
Radicalism Flourish: A Review of Empirical Evidence.“  
Journal of Social Issues 80 (1): 341–359.

Rau, Thea, Heimgartner, Anna, Fegert, Jörg M., Allroggen,  
Marc. 2020. „Haben radikalisierte Personen Zugang zu 
psychotherapeutischer Unterstützung? Ausgewählte Ergeb-
nisse leitfadengestützter Interviews.“ Psychotherapeut 65: 
297–303. https://doi.org/10.1007/s00278-020-00428-8.

Post, JM. 1998. Terrorist psychologic: terrorist behaviour as 
a product of psychological forces. In: Reich, W., Laqueur, W. 
(Hrsg). Originsof terrorism: psychologies, ideologies, theo-
logies, states of mind. Woodrow Wilson Center, Baltimore, 
Washington, S 25–42.

Royal College of Psychiatrists. 2016. Counter-Terrorism and 
Psychiatry. Position Statement PS04/16. London: Royal 
College of Psychiatrists.

LITERATUR

Seidenbecher, S., Steinmetz, C., Möller-Leimkühler,  
AM. et al. 2020. Terrorismus aus psychiatrischer Sicht.  
Nervenarzt 91, 422–432.  
https://doi.org/10.1007/s00115-020-00894-0



101

8	 Abbildung 1: 
	 Statistik unserer Beratungsfälle 2012 bis 2025	

9	 Abbildung 2: 
	 Altersverteilung Terrorgramm	

11	 Abbildung 3:
	 Terrorgramm und psychische Erkrankungen	

29	 Abbildung 4:
	 Formate zur Unterstützung der Spezialisierung 
	 bei nexus	

30	 Abbildung 5: 	
	 Das Konzept „Psycho-Sozial“ als Linse – auch für	  
	 Psychotherapeut:innen in der Tertiärprävention	

31	 Abbildung 6:	
	 Die psychische Seite bei Radikalisierung und	  
	 Deradikalisierung – und ihre Störungen  
	 (psychopathologische Sicht)	

32	 Abbildung 7: 
	 Beispiel für eine hilfreiche diagnostische Perspektive: 
	 Beeinträchtigungen in den Persönlichkeitsfunktionen (1)	

34	 Abbildung 8: 	
	 Beispiel für eine hilfreiche diagnostische Perspektive:	  
	 Beeinträchtigungen in den Persönlichkeitsfunktionen (2)	
	
39	 Abbildung 9: 
	 Terrorismus in Deutschland – Zahlen und Fakten	

40	 Abbildung 10:	
	 Terroristische Anschläg /Amok-Täter mit psychischen	  
	 Erkrankungen (Tabelle 1)	

41	 Abbildung 11:	
	 Terroristische Anschläge/Amok-Täter mit psychischen 	
	 Erkrankungen (Tabelle 2)	

42	 Abbildung 12:	
	 Frauen und Kinder aus Kriegs- und Krisengebieten	

47	 Abbildung 13: 	
	 Forschungslage zu Radikalisierung, Vulnerabilität und 
	 ideologischer Anschlussfähigkeit	

49	 Abbildung 14: 
	 Idealtypische Konstellationen in der Praxis	

53	 Abbildung 15: 	
	 Praxisprobleme im Ausstiegs- und  
	 Distanzierungssetting	

55	 Abbildung 16: 	
	 Vulnerabilität und Versorgungsrealität	

66	 Abbildung 17: 	
	 Die drei Säulen von BIOS-BW	

67	 Abbildung 18: 	
	 Bereiche von BIOS-BW	

68	 Abbildung 19:
	 BIOS-BW: Standorte, Zahlen, Daten	

69	 Abbildung 20: 	
	 Zielgruppen von BIOS-BW	

71	 Abbildung 21: 	
	 Aufnahme- und Sicherheitsabteilung	

72	 Abbildung 22: 	
	 Leitgedanken von BIOS-BW	

ABBILDUNGSVERZEICHNIS NOTIZEN

100



101102

PODCAST – PRÄVENTIONSGEZWITSCHER
Podcastreihe von Grüner Vogel e.V. zum Fachtag 
Zwischen Beratung und Therapie.  
Schnittstellen in der Deradikalisierungsarbeit gestalten.
Alle Vorträge auch als Audio. 

Podcast zum Fachtag 

ZWISCHEN
BERATUNG UND
THERAPIE

ZWISCHEN
BERATUNG UND

THERAPIE
CLAUDIA DANTSCHKE

PROBLEMAUFRISS:
PSYCHOLOGIE UND

EXTREMISMUS

PSYCHO-
THERAPEUTISCHE

PERSPEKTIVE
KERSTIN SISCHKA

ISLAMISMUS –
PSYCHISCHE

ERKRANKUNG &
BERATUNG

ALMA FATHI

VOLKMAR KÖRNER  &. 
STEFANIE BALLSCHEIDT

INSPIRING PRACTICE
– DAS “BIOS-BW

MODELL

AUF DEM WEG ZUR
INTEGRIERTEN

BERATUNGS-THERAPIE-
STRUKTUR IN DER

DERADIKALISIERUNG
PODIUMSDISKUSSION

GRUSSWORT
DES BAMF

MARCEL KOMAREK

RECHTS-
EXTREMISMUS

ZWISCHEN
IDEOLOGIE UND

PATHOLOGIE
FABIAN WICHMANN

NOTIZEN

103



107104

IMPRESSUM

Autor:innen: 
Grüner Vogel e.V.

Redaktion: 
Claudia Dantschke, Anne Gehrmann

Fachtagung: 
26. März 2026 in Berlin

organisiert von:
Grüner Vogel e.V. in Kooperation mit nexus und BIOS-BW

Gestaltung und Layout:
Franziska Engel l www.kleinwalter.de
 
Herausgeber: 
Grüner Vogel e.V.
Swinemünder Str. 2
10435 Berlin
Tel: +49 30 3390 8159
info@gruenervogel.de
www.gruenervogel.de

Alle Fotos ©Grüner Vogel e.V. 



108

Grüner Vogel e.V.  |  www.gruenervogel.de


